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Sehr geehrte Frau Prasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten lhnen den Entwurf der Botschaft zur Anderung des Gesetzes tiber die 6ffentliche
Sozialhilfe und die soziale Pravention (Sozialhilfe- und Praventionsgesetz, SPG) fur die 1. Beratung
zur Beschlussfassung und erstatten lhnen dazu folgenden Bericht.

Zusammenfassung

Die vorliegende Botschaft erldutert den Revisionsbedarf im Gesetz Uber die 6ffentliche Sozialhilfe
und die soziale Pravention (Sozialhilfe- und Praventionsgesetz, SPG) vom 6. Marz 2001 in Bezug
auf die Alimentenhilfe, die Observation im Sozialhilferecht und den weiteren gesetzlichen Anpas-
sungsbedarf sowie die damit einhergehende Fremdanderung im Einfihrungsgesetz zum Schweizeri-
schen Zivilgesetzbuch (EG ZGB) vom 27. Juni 2017. Die vorgeschlagenen Anderungen sollen zwar
in einer Botschaft dargelegt, jedoch in drei unabhangigen Gesetzesvorlagen erlassen werden. Sie
sollen allesamt am 1. Januar 2024 in Kraft treten.

Teil A: Alimentenhilfe

Der erste Teil der Botschaft bezieht sich auf die Alimentenhilfe und umfasst den Revisionsbedarf im
Bereich der Inkassohilfe sowie in Bezug auf die Bevorschussung von Kindesunterhaltsbeitragen. Der
Bundesrat hat am 6. Dezember 2019 die Verordnung Uber die Inkassohilfe bei familienrechtlichen
Unterhaltsanspriichen (Inkassohilfeverordnung, InkHV) erlassen und deren Inkrafttreten per 1. Ja-
nuar 2022 bestimmt. Entsprechend sind das neue Bundesrecht auf Kantonsebene im Gesetz Uber
die offentliche Sozialhilfe und die soziale Pravention (Sozialhilfe- und Praventionsgesetz) umzuset-
zen und die kantonalen Vorgaben zu prazisieren. Betroffen davon sind insbesondere die Zustandig-
keit, die Organisation, der Gegenstand, die Leistungen, die Kosten sowie die grenziiberschreitende
Inkassohilfe. Die Zustandigkeit flr die Inkassohilfe soll weiterhin in der Kompetenz der Gemeinden
bleiben.

In Bezug auf die Bevorschussung des Betreuungsunterhalts als Teil des Kindesunterhalts hat das
Verwaltungsgericht am 19. Februar 2019 in einem Urteil festgehalten, dass sich eine Bevorschus-
sungspflicht betreffend den Betreuungsunterhalt nicht aus den kantonalen Gesetzesgrundlagen ab-
leiten lasse. Der kantonale Gesetzgeber ist vom Verwaltungsgericht aufgefordert worden, eine Ent-
scheidung zu treffen, in welchem Umfang Kindesunterhaltsbeitrage nach neuem Unterhaltsrecht zu
bevorschussen sind beziehungsweise ob der Betreuungsunterhalt zu bevorschussen ist. Die Bot-
schaft zeigt zwei Varianten auf.

Teil B: Observation im Sozialhilferecht

Der zweite Teil der Botschaft behandelt die Ausgestaltung einer gesetzlichen Grundlage fiir Obser-
vationen beim Verdacht auf missbrauchlichen Bezug von Sozialhilfeleistungen. Gemass einem Urteil
des Europaischen Gerichtshofs fur Menschenrechte (EGMR) ist fur die Durchfiihrung solcher Obser-
vationen eine gesetzliche Grundlage notwendig. Eine solche wird vom Grossen Rat mittels zweier
Vorstosse gefordert (16.240 und 20.124). Beim Erlass der entsprechenden Gesetzesbestimmungen
sind die Vorgaben gemass EGMR einzuhalten. Die in dieser Botschaft vorgeschlagenen Gesetzes-
bestimmungen orientieren sich an den entsprechenden bundesrechtlichen Regelungen tber die Ob-
servation im Sozialversicherungs- und Strafprozessrecht sowie den rechtlichen Grundlagen zur Ob-
servation im Sozialhilferecht anderer Kantone und bertiicksichtigt die Vorgaben des kantonalen
Polizei- und Datenschutzrechts.

Teil C: Weiterer Anpassungsbedarf

Der dritte Teil der Botschaft geht auf den weiteren Revisionsbedarf im Sozialhilfe- und Praventions-
gesetz ein. Dabei handelt es sich erstens um die Schaffung einer Verwirkungsfrist in Bezug auf den
Kostenersatz des Kantons gegenliber den Gemeinden im Flichtlingsbereich sowie flir Personen
ohne Unterstitzungswohnsitz. Eine gesetzliche Verwirkungsfrist soll neu auch fir die Anmeldung
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von kostenintensiven Sozialhilfefallen (sogenanntes "Teilpooling") gelten. Zweitens soll im Sozial-
hilfe- und Praventionsgesetz eine ausdriickliche rechtliche Grundlage die kantonale Zustandigkeit fiir
die Unterbringung, Unterstiitzung und Betreuung von Fliichtlingen wahrend deren Aufenthalts in ei-
ner kantonalen Unterkunft regeln und damit die aktuelle Praxis gesetzlich verankern. Drittens soll
sich die Berechnungsgrundlage der Elternschaftsbeihilfe neu dem Leistungszeitraum angleichen.
Viertens sind nicht mehr geltende Verweise aufzuheben.

Vorbemerkungen zu den Teilen A, Bund C

Die vorliegende Botschaft zeigt in den nachfolgenden Kapiteln Anderungen in drei Themenbereichen
auf (Teil A: Alimentenhilfe; Teil B: Observation im Sozialhilferecht; Teil C: Weiterer Anpassungsbe-
darf). Diese Anderungen sollen zwar in einer Botschaft dargelegt, jedoch in drei unabhangigen Ge-
setzesvorlagen erlassen werden. Dem Grossen Rat sowie den Stimmbdurgerinnen und Stimmburgern
wird auf diese Weise ermaoglicht, ihren politischen Willen zu jedem einzelnen Thema separat zum
Ausdruck zu bringen.

Das Anhoérungsverfahren dauerte vom 1. September bis 30. November 2021 und umfasste alle drei
genannten Teile. Die Anhdrungsteilnahme stand allen offen; eingeladen wurden die politischen Par-
teien, die Gemeinden, die Verbande der Gemeinden sowie die betroffenen anderen Verbande und
Organisationen. Die Anhdrungsvorlage umfasste einen Anhérungsbericht, eine Synopse und einen
Fragebogen bestehend aus acht Fragen mit Antwortauswahl zum Ankreuzen (véllig/eher einverstan-
den, vdllig/eher dagegen, keine Stellungnahme oder Wahl einer bestimmten Variante). Zusatzlich
konnten bei jeder Frage in einem Textfeld Bemerkungen und am Ende des Fragebogens Schlussbe-
merkungen angebracht werden. Insgesamt haben sich 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der
Anhorung beteiligt, jedoch haben nicht alle bei jeder Frage Stellung bezogen: Teilnehmende, die
"keine Stellungnahme" angekreuzt haben, wurden in der Auswertung der jeweiligen Frage nicht be-
ricksichtigt. Statistisch erfasst wurden folglich nur diejenigen, welche die gestellte Frage mit "vollig
einverstanden", "eher einverstanden", "eher dagegen" oder "vdllig dagegen" beantwortet (bezie-
hungsweise eine bestimmte Variante gewahlt) und/oder Bemerkungen angebracht haben (entspricht

100 %; zur detaillierten Auswertung siehe Teil A, Kapitel 4; Teil B, Kapitel 4; Teil C, Kapitel 3).

l. Teil A: Alimentenhilfe

1. Ausgangslage

1.1 Bundesrecht

Die Alimentenhilfe besteht aus zwei Komponenten: Inkassohilfe und Alimentenbevorschussung.
Beide verfolgen das Ziel, den Unterhalt von Kindern, Ehegatten und eingetragenen Partnerinnen und
Partnern zu sichern, wenn die unterhaltspflichtige Person ihre Verpflichtungen nicht erfillt. Letztlich
soll so dem Armutsrisiko vorgebeugt werden."

1.1.1 Inkassohilfe

Die Inkassohilfe meint die vom Gemeinwesen geleistete Hilfe bei der Vollstreckung eines familien-
rechtlichen oder partnerschaftsgesetzlichen Unterhaltsanspruchs, wenn die verpflichtete Person die
Unterhaltspflicht nicht erfiillt. Die Gesetzgebung Uber die Inkassohilfe ist grundsatzlich Sache des

1 Erlauternder Bericht des Bundesamts fiir Justiz zur Inkassohilfeverordnung vom 6. Dezember 2019 (nachfolgend "Erldauternder Bericht InkHV"
genannt), Ziffer 1.3, Seite 3.
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Bundes.? Die Kantone sind von Bundesrechts wegen verpflichtet, Inkassohilfe zu leisten. Das
Schweizerische Zivilgesetzbuch (ZGB) vom 10. Dezember 1907 lautet dazu wie folgt:

Art. 131 Inkassohilfe (beim nachehelichen Unterhalt)

" Erflllt die verpflichtete Person die Unterhaltspflicht nicht, so hilft eine vom kantonalen Recht
bezeichnete Fachstelle der berechtigten Person auf Gesuch hin bei der Vollstreckung des Un-
terhaltsanspruchs in geeigneter Weise und in der Regel unentgeltlich.

2 Der Bundesrat legt die Leistungen der Inkassohilfe fest.

Art. 290 Inkassohilfe (beim Kindesunterhalt)

" Erflllt der Vater oder die Mutter die Unterhaltspflicht nicht, so hilft eine vom kantonalen Recht
bezeichnete Fachstelle auf Gesuch hin dem Kind sowie dem anderen Elternteil bei der Vollstre-
ckung des Unterhaltsanspruches in geeigneter Weise und unentgeltlich.

2 Der Bundesrat legt die Leistungen der Inkassohilfe fest.

Inkassohilfe ist auch vorgesehen beim Unterhaltsanspruch des Ehegatten (Art. 176a ZGB) sowie des
eingetragenen Partners und der eingetragenen Partnerin (Art. 34 Abs. 4 Bundesgesetz liber die ein-
getragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare [Partnerschaftsgesetz, PartG] vom 18. Juni
2004).

Im Gegensatz zur Alimentenbevorschussung werden bei der Inkassohilfe keine éffentlichen Gelder
an die berechtigten Personen ausbezahlt.’

1.1.2 Alimentenbevorschussung

Bei der Alimentenbevorschussung schiesst das Gemeinwesen die Unterhaltsbeitrage vor, wenn eine
Person ihrer Unterhaltspflicht nicht nachkommt. Da es sich um eine Ausschittung 6ffentlicher Gelder
zur Unterstltzung Bedlirftiger handelt, ist die Gesetzgebung Uber die Alimentenbevorschussung
grundsatzlich Sache der Kantone.* Das Zivilgesetzbuch lautet dazu wie folgt:

Art. 131a Vorschiisse (beim nachehelichen Unterhalt)

' Dem offentlichen Recht bleibt vorbehalten, die Ausrichtung von Vorschiissen zu regeln, wenn
die verpflichtete Person ihrer Unterhaltspflicht nicht nachkommt.

2 Soweit das Gemeinwesen fiir den Unterhalt der berechtigten Person aufkommt, geht der Un-
terhaltsanspruch mit allen Rechten auf das Gemeinwesen (ber.

Art. 293 Offentliches Recht, Abs. 2 (Vorschiisse beim Kindesunterhalt)

2 Ausserdem regelt das 6ffentliche Recht die Ausrichtung von Vorschussen fir den Unterhalt
des Kindes, wenn die Eltern ihrer Unterhaltspflicht nicht nachkommen.

Die Bundesbestimmungen Uberlassen die Alimentenbevorschussung dem 6ffentlichen Recht und da-
mit dem kantonalen Gesetzgeber. Die Kantone sind von Bundesrechts wegen nicht verpflichtet, die
Alimentenbevorschussung einzufiihren. Dementsprechend sind sie grundsatzlich frei, wie sie das
entsprechende System ausgestalten.®

1.2 Vollzug im Kanton Aargau

Der Vollzug der Alimentenhilfe im Rahmen der bundesrechtlichen Vorgaben ist Sache der Kantone.
Im Kanton Aargau werden die Inkassohilfe und die Alimentenbevorschussung im Gesetz lber die 6f-
fentliche Sozialhilfe und die soziale Pravention (Sozialhilfe- und Praventionsgesetz, SPG) vom

2Vgl. Art. 122 Abs. 1 der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft (BV) vom 18. April 1999; Erlauternder Bericht InkHV,
a.a.0., Ziffer 1.3.4, Seite 5.

3 Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Ziffer 1.3.2, Seite 4.

4Vgl. Art. 115 BV; Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Ziffer 1.3.1, Seite 3, und Ziffer 1.3.4, Seite 5.

5 PETER TUOR/BERNHARD SCHNYDER/JORG SCHMID/ALEXANDRA JUNGO, Das Schweizerische Zivilgesetzbuch, 14. Auflage, Basel 2015, § 42 N 70;
BGE 137 11 193, E. 3.4; BGE 112 la 251, E. 3; BGE 106 1 283, E. 3.
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6. Marz 2001 und in der Sozialhilfe- und Praventionsverordnung (SPV) vom 28. August 2002 gere-
gelt.

Die Inkassohilfe ist in § 31 SPG und § 26 SPV geregelt. Sie liegt in der Zustandigkeit der Gemeinde
am zivilrechtlichen Wohnsitz der anspruchsberechtigten Person. Die Gemeinde kann diese Aufgabe
an eine geeignete Amtsstelle oder private Institution Ubertragen (§ 31 Abs. 2 SPG). Die knappe
Mehrheit der aargauischen Gemeinden macht von dieser Mdglichkeit (teilweise nur fallweise) Ge-
brauch und hat die Inkassohilfe ausgelagert (beispielsweise an Alimenteninkasso Aargau der Frau-
enzentrale Aargau, Alimenteninkasso Mittelland GmbH [AIM], IMC Inkasso Management Consulting
AG, Jugend-, Ehe- und Familienberatung im Kanton Aargau [JEFB], Treuhandbiros oder Anwalts-
kanzleien).

Die Alimentenbevorschussung ist im Kanton Aargau nur fir Unterhaltsanspriiche von Kindern vorge-
sehen. Die Bestimmungen dazu sind in §§ 32 ff. SPG und §§ 27 ff. SPV geregelt. Die Bevorschus-
sung von Kindesunterhaltsbeitrdgen dient dem Kindeswohl und soll die nachteiligen Folgen bei

Saumnis des zu Unterhaltsbeitrdgen verpflichteten Elternteils mindern (§ 32 Abs. 1 SPG). Gemass

§ 33 SPG haben Minderjahrige und Personen in Ausbildung bis zum vollendeten 20. Altersjahr
grundsatzlich Anspruch auf Bevorschussung der Unterhaltsbeitrage, wenn der unterhaltspflichtige
Elternteil seiner Unterhaltspflicht nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. Weiter muss ein vollstreck-
barer Rechtstitel vorliegen und das Kind seinen zivilrechtlichen Wohnsitz im Kanton haben. Zudem
mussen sowohl die voraussichtlichen Jahreseinklnfte als auch das Reinvermdgen gemass steuer-
rechtlichen Vorgaben des nicht unterhaltspflichtigen Elternteils und des Kindes unter den vom Regie-
rungsrat festgelegten Grenzbetragen liegen. Fiir die Bevorschussung von Unterhaltsbeitragen fiir

Kinder ist die Gemeinde am zivilrechtlichen Wohnsitz des Kindes zustandig (§ 36 Abs. 1 SPG). Die
Durchflihrung der Bevorschussung kann an private Organisationen tbertragen werden (§ 36 Abs. 3
SPG).

Der Kanton Aargau hat keinen Gebrauch gemacht von der Méglichkeit, nacheheliche Unterhaltsbei-
trage beziehungsweise Unterhaltsbeitrage fur Partner und Partnerinnen nach Auflésung der eingetra-
genen Partnerschaft zu bevorschussen. Die (19.327) Motion vom 12. November 2019 betreffend Be-
vorschussung personlicher Unterhaltsbeitrage® hat der Grosse Rat in der Abstimmung vom 12. Mai
2020 mit 87 zu 48 Stimmen abgelehnt.

2. Handlungsbedarf

2.1 Inkassohilfeverordnung des Bundes

Mit der Revision des Kindesunterhaltsrechts vom 20. Marz 2015 wurden auch die bundesrechtlichen
Bestimmungen Uber die Inkassohilfe geandert. Diese sind am 1. Januar 2017 in Kraft getreten. Seit-
her ist die Inkassohilfe nicht mehr bloss von einer Stelle, sondern von einer Fachstelle zu leisten
(Art. 131 Abs. 1 und Art. 290 Abs. 1 ZGB). Gleichzeitig erhielt der Bundesrat die Kompetenz, die
Leistungen der Inkassohilfe festzulegen (Art. 131 Abs. 2 und Art. 290 Abs. 2 ZGB). Gestltzt darauf
hat der Bundesrat am 6. Dezember 2019 die Verordnung uber die Inkassohilfe bei familienrechtli-
chen Unterhaltsansprichen (Inkassohilfeverordnung, InkHV) erlassen und deren Inkrafttreten per

1. Januar 2022 bestimmt (Art. 24 InkHV). Damit soll die Inkassohilfe bei familienrechtlichen Unter-
haltsanspriichen vereinheitlicht werden: Die unterhaltsberechtigten Personen sollen schweizweit die

6 (19.327) Motion David Burgherr, SP, Lengnau (Sprecher), Claudia Rohrer, SP, Rheinfelden, Andre Rotzetter, CVP, Buchs, Kim Schweri,
Griine, Untersiggenthal, Therese Dietiker, EVP, Aarau, Sander Mallien, GLP, Baden, und Maya Bally Frehner, BDP, Hendschiken, vom 12. No-
vember 2019 betreffend Bevorschussung persénlicher Unterhaltsbeitrage.
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gleiche kompetente und effiziente Unterstiitzung bei der Geltendmachung der Unterhaltsbeitrage er-
halten.” Die Inkassohilfe soll sicherstellen, dass in der Regel die verpflichtete Person — und nicht das
Gemeinwesen mittels Alimentenbevorschussung oder Sozialhilfe — ihrer Unterhaltspflicht gegeniiber
der berechtigten Person nachkommt. Da sich mit einem erfolgreichen Inkasso die Kosten des Ge-
meinwesens reduzieren lassen, ist gemass Bund die Einflhrung einer fir die ganze Schweiz einheit-
lichen und wirksamen Inkassohilfe wichtig.®

Die Organisation der Inkassohilfe ist weiterhin Sache der Kantone (Art. 2 Abs. 1 InkHV). Die neue
Inkassohilfeverordnung fiihrt zu Anderungen beziehungsweise notwendigen Prazisierungen in den
entsprechenden kantonalen Rechtsgrundlagen (SPG und SPV sowie Einflihrungsgesetz zum
Schweizerischen Zivilgesetzbuch [EG ZGB] vom 27. Juni 2017).

2.2 Bevorschussung des Betreuungsunterhalts bei Kindern

Das neue Kindesunterhaltsrecht® regelt die elterliche Sorge und den Kindesunterhalt neu. Kinder un-
verheirateter Eltern sollen den Kindern verheirateter oder geschiedener Eltern gleichgestellt werden.
Bisher deckte der Kindesunterhalt im Wesentlichen nur die unmittelbaren Bedurfnisse des Kindes
(sogenannter "Barunterhalt” fir Nahrung, Wohnung, Kleider etc.). Neu fallt explizit auch der soge-
nannte "Betreuungsunterhalt" unter den Kindesunterhalt (vgl. Art. 276 Abs. 2 und Art. 285 Abs. 2
ZGB). Der Betreuungsunterhalt umfasst die Lebenshaltungskosten des betreuenden Elternteils, so-
weit diese Person aufgrund der Betreuung nicht selber daflir aufkommen kann. Diese Betreuungs-
leistung wurde friiher in den ehelichen oder nachehelichen Unterhalt eingerechnet. Bei nicht verhei-
rateten Eltern war dieser Unterhalt nicht vorgesehen. Die bundesratliche Botschaft betont
diesbeziiglich die Gleichwertigkeit von Eigen- und Fremdbetreuung.'® Der Betreuungsunterhalt ist als
Anspruch des Kindes ausgestaltet.

Im Rahmen der Umsetzung des neuen Kindesunterhaltsrechts empfahl der Kantonale Sozialdienst
im Fachausschuss DGS vom 15. Mai 2017, den Betreuungsunterhalt als Teil des Kindesunterhalts
zu bevorschussen. Mit Newsmail vom 31. Mai 2017 wurde diese Empfehlung den Gemeinden kom-
muniziert. Eine Vielzahl der Gemeinden scheint dieser Empfehlung gefolgt zu sein, zumindest bis
zum Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Aargau vom 19. Februar 2019.

Das Verwaltungsgericht ist im genannten Urteil zum Schluss gekommen, dass die Bevorschussung
gemass § 33 SPG den Betreuungsunterhalt nicht erfasse. Aufgrund der geltenden kantonalen Best-
immungen bestehe keine Verpflichtung, den Betreuungsunterhalt zu bevorschussen. Es liege eine
"rechtspolitische Liicke" im Gesetz vor, deren Behebung grundsatzlich dem Gesetzgeber vorbehal-
ten sei. Das Verwaltungsgericht halt ausdrticklich fest: "Der kantonale Gesetzgeber ist [...] aufgefor-
dert, im daflir vorgesehenen Verfahren eine ausdriickliche Entscheidung zu treffen, in welchem Um-
fang Kindesunterhaltsbeitrage nach neuem Unterhaltsrecht zu bevorschussen sind."!

3. Umsetzung

3.1 Inkassohilfe

§ 31 SPG regelt die Inkassohilfe gemass den bis Ende 2016 geltenden Bundesbestimmungen. Seit
dem 1. Januar 2017 (neues Kindesunterhaltsrecht) gelten neue Bundesbestimmungen, die mit der
am 1. Januar 2022 in Kraft getretenen Inkassohilfeverordnung ausgefiihrt werden. In Umsetzung des
neuen Bundesrechts ist § 31 SPG entsprechend anzupassen. Zudem ist als Fremdanderung auch

7 Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Ziffer 2, Seite 10.

8 Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Ziffer 2, Seite 11 f.

9 Revision vom 20. Marz 2015 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches, in Kraft getreten am 1. Januar 2017; vgl. Kapitel 2.1.
10 Botschaft zur Anderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Kindesunterhalt) vom 29. November 2013, BBl 2014 552.
11 Urteil des Verwaltungsgerichts vom 19. Februar 2019 (WBE.2018.349), Erw. Il., 8.4.
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§ 16 Abs. 1 EG ZGB anzupassen, der hinsichtlich der Inkassohilfe auf das Sozialhilfe- und Praventi-
onsgesetz verweist. § 16 Abs. 1 EG ZGB ist mit der Inkassohilfeverordnung und den weiteren gelten-
den Bestimmungen des Zivilgesetzbuches und Partnerschaftsgesetzes'? zu erganzen.

3.1.1 Zusténdigkeit und Organisation

Die bundesrechtlichen Bestimmungen zur Inkassohilfe greifen grundsatzlich nicht in die Organisation
auf kantonaler Ebene ein.'® Die Kantone kénnen die Inkassohilfe folglich auf kommunaler, regionaler
oder kantonaler Ebene organisieren. Dabei einzuhalten sind jedoch zwei bundesrechtliche Vorga-
ben: Die Inkassohilfe ist von einer Fachstelle (sachliche Zustandigkeit)'* am Wohnsitz der berechtig-
ten Person (6rtliche Zustandigkeit)'® zu leisten.®

Gemass geltendem § 31 SPG sind im Kanton Aargau die Gemeinden fur die Inkassohilfe zustandig

(Abs. 1). Diese kénnen die Aufgabe an eine geeignete Amtsstelle oder private Institution Gbertragen
(§ 31 Abs. 2 SPG). Sowohl an der Zustandigkeit auf kommunaler Ebene als auch an der Moglichkeit
der Aufgabenilbertragung soll weiterhin festgehalten werden.

Bis anhin genlgte es von Bundesrechts wegen, dass eine vom kantonalen Recht bezeichnete Stelle
Inkassohilfe leistet. Neu ist die Inkassohilfe von einer Fachstelle zu leisten. In Umsetzung dieser bun-
desrechtlichen Vorgabe sind die Rolle als Fachstelle sowie die dafir notwendigen Fachkenntnisse
beziehungsweise Anforderungen ausdrucklich in § 31 SPG festzuhalten. Da die Aufgabe der Inkas-
sohilfe im kommunalen Zustandigkeitsbereich verbleiben soll, ist entsprechend auch die Rolle als
Fachstelle den Gemeinden zuzuweisen. Eine allfallige Ubertragung von Aufgaben im Rahmen der
Inkassohilfe soll daran nichts andern: Die Gemeinde bleibt auch in diesem Fall die Fachstelle.

Bereits erflillt ist die bundesrechtliche Vorgabe hinsichtlich der értlichen Zustandigkeit: Zustandig ge-
mass geltendem Recht ist die Gemeinde am zivilrechtlichen Wohnsitz der berechtigten Person (§ 31
Abs. 1 SPG).

3.1.2 Gegenstand und Leistungen

Die Inkassohilfeverordnung des Bundes konkretisiert unter anderem, welche Anspriiche Gegenstand
der Inkassohilfe sind beziehungsweise bei welchen Unterhaltsanspriichen die Fachstelle Inkassohilfe
leisten muss (vgl. Art. 3 InkHV). Des Weiteren legt die Inkassohilfeverordnung die Leistungen der In-
kassohilfe beziehungsweise die Aufgaben der Fachstelle detailliert fest (vgl. Art. 9 Abs. 2, Art 11-14,
Art. 16 InkHV). Gegenstand und Leistungen der Inkassohilfe gelten von Bundesrechts wegen und
mussen im kantonalen Recht grundsatzlich nicht weiter konkretisiert werden.

Ausdricklich dem kantonalen Recht vorbehalten wird, ob Inkassohilfe fur weitere familienrechtliche
Anspriche, insbesondere fur die in Art. 3 Abs. 4 InkHV genannten, zu leisten ist. Von dieser Méglich-
keit soll im Kanton Aargau teilweise Gebrauch gemacht werden: Inkassohilfe fir Anspriiche auf be-
sondere Beitrage fur nicht vorhergesehene ausserordentliche Bedurfnisse des Kindes (Art. 286

Abs. 3 ZGB) sowie fur Anspriiche der unverheirateten Mutter (Art. 295 ZGB) ist sachgerecht und da-
mit sinnvoll. § 31 SPG ist entsprechend zu erganzen.

12 Die "Ehe fir alle" wurde in der Volksabstimmung vom 26. September 2021 angenommen. Der Bundesrat hat am 17. November 2021 ent-
schieden, die Vorlage zur "Ehe fiir alle" per 1. Juli 2022 in Kraft zu setzen. Ab dem 1. Juli 2022 kénnen also keine neuen eingetragenen Partner-
schaften mehr begriindet werden; den betroffenen Paaren steht ab dann einzig die Ehe gemass Art. 90 ff. ZGB offen. Bereits bestehende einge-
tragene Partnerschaften kdnnen jedoch ohne spezielle Erklarung weitergefiihrt werden, weshalb das Partnerschaftsgesetz ab 1. Juli 2022 — mit
entsprechenden Anpassungen — weiterhin in Kraft bleibt (Medienmitteilung des Bundesrats vom 17. November 2021).

13 Vgl. Art. 2 Abs. 1 InkHV, wonach die Organisation der Inkassohilfe Sache der Kantone ist.

14 Vgl. Art. 131 Abs. 1 und Art. 290 Abs. 1 ZGB sowie Art. 2 Abs. 2 InkHV.

15 Vgl. Art. 5 Abs. 1 InkHV.

16 Siehe auch Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Erlduterung zu Art. 2 Abs. 2, Seite 14.
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3.1.3 Kosten

Gemass Bundesrecht sind die Leistungen der Fachstelle zur Durchsetzung von Unterhaltsbeitragen
fur Kinder unentgeltlich (Art. 290 Abs. 1 ZGB und Art. 17 Abs. 1 InkHV). Leistungen der Fachstelle
zur Inkassohilfe zugunsten von Ehegatten oder eingetragenen Partnerinnen und Partnern sind dage-
gen bloss in der Regel unentgeltlich. Verfligt die berechtigte Person Uber die erforderlichen Mittel, so
kann die Fachstelle von ihr verlangen, sich an den Kosten zu beteiligen (Art. 131 Abs. 1 ZGB und
Art. 17 Abs. 2 InkHV). Im Kanton Aargau sind diese Vorgaben im geltenden § 31 Abs. 3 SPG bereits
erflllt. Folglich ist keine inhaltliche Anderung vorzunehmen. Sprachlich ist § 31 Abs. 3 SPG jedoch
neu zu formulieren und dem Wortlaut von Art. 17 Abs. 2 InkHV (erforderliche Mittel) anzupassen.

Von Bundesrechts wegen neu ist die Kostenregelung bei Leistungen Dritter gemass Art. 18 f. InkHV.
Es handelt sich dabei nicht um jene Dritte, denen die Gemeinde im Rahmen der Aufgabenauslage-
rung die Leistungen der Inkassohilfe Ubertragen hat, sondern um andere Dritte, die bei der Durchset-
zung der Unterhaltsanspriiche tatig werden wie beispielsweise Betreibungsamter, Gerichte sowie
Ubersetzerinnen und Ubersetzer.'” Zum einen wird in Art. 18 InkHV die Bevorschussung der daraus
entstehenden Kosten geregelt: Die fir Leistungen von solchen Dritten anfallenden Kosten werden
vom Gemeinwesen bevorschusst. Im Kanton Aargau soll die Gemeinde als Fachstelle den Kosten-
vorschuss leisten. Zum anderen regelt Art. 19 InkHV die effektive Kostentragung: Die fur Leistungen
von solchen Dritten anfallenden Kosten sind grundsatzlich von der verpflichteten Person zu tragen
(Abs. 1). Kénnen die Kosten von dieser nicht erhaltlich gemacht werden — weil die verpflichtete Per-
son beispielsweise nicht ausfindig gemacht werden kann — so kann das Gemeinwesen die Kosten
der berechtigten Person nur auferlegen, wenn diese uber die erforderlichen Mittel verfugt (Abs. 2).
Dabei ist zu beachten, dass die Kosten jeder berechtigten Person auferlegt werden kdnnen, das
heisst, nicht nur dem Ehegatten und dem eingetragenen Partner beziehungsweise der eingetrage-
nen Partnerin, sondern auch dem (minder- oder volljahrigen) Kind.'® Von der Mdglichkeit, die Kosten
der berechtigten Person aufzuerlegen, sofern diese lber die erforderlichen Mittel verfigt, soll im
Kanton Aargau Gebrauch gemacht werden.

3.1.4 Inkassohilfe bei grenziiberschreitenden Verhiltnissen

Die Schweiz ist Vertragspartnerin von mehreren internationalen Ubereinkommen und Gegenseitig-
keitserklarungen, welche die Inkassohilfe bei grenziiberschreitenden Verhaltnissen vorsehen.

Art. 20—22 InkHV regeln die Inkassohilfe, die in diesen Ubereinkommen und Gegenseitigkeitserkla-
rungen vorgesehen ist.

Als Grundsatz wird in Art. 20 InkHV Folgendes festgehalten: In grenziiberschreitenden Fallen, in de-
nen ein Amtshilfelibereinkommen beziehungsweise eine Gegenseitigkeitserklarung zur Anwendung
kommt, wird Inkassohilfe nach deren Massgabe geleistet (Abs. 1); soweit sich aus den Amtshilfe-
ubereinkommen und Gegenseitigkeitserklarungen nichts anderes ergibt, gelten Art. 21 InkHV (Zu-
standigkeiten) und Art. 22 InkHV (Kosten der Inkassohilfe); soweit sich auch daraus nichts anderes
ergibt, gelten die tbrigen Bestimmungen der Inkassohilfeverordnung (Abs. 2).

Die Organisation der grenzuberschreitenden Inkassohilfe ist Sache der Kantone (vgl. Art. 2 Abs. 1
InkHV). Die Kantone kénnen dafiir beispielsweise die fur inlandische Sachverhalte zustandigen
Fachstellen oder eine zentrale kantonale Fachstelle bezeichnen oder andere Lésungen vorsehen
(zum Beispiel privatrechtlich organisierte Fachstelle).?°

Auf nationaler Ebene wurde am 19. Marz 2019 das (19.3105) Postulat Vogler betreffend "Familien
schiitzen und Gemeinwesen entlasten — Ratifikation des Haager Unterhaltsiibereinkommens prifen”

17 \V/gl. Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Ziffer 3.7, Seite 51, und Erlduterung zu Art. 18, Seite 52.

18 Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Erlauterung zu Art. 17 Abs. 1, Seite 51, und Art. 19 Abs. 2, Seite 54.
19 Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Ziffer 3.8 sowie Erlauterung zu Art. 20 Abs. 1, Seite 55.

20 Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Erlauterung zu Art. 20 Abs. 2, Seite 57.
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eingereicht und am 21. Juni 2019 Gberwiesen.?! Das Postulat beauftragt den Bundesrat, den Beitritt
der Schweiz zum Ubereinkommen Uber die internationale Geltendmachung der Unterhaltsanspriiche
von Kindern und anderen Familienangehdrigen vom 23. November 2007 (Haager Unterhaltstiberein-
kommen [HUU]) zu prifen. Im Postulat wird weiter ausgefiihrt, dass bei der Vernehmlassung zur In-
kassohilfeverordnung viele Kantone vorgeschlagen hatten, die internationalen Falle wegen ihrer
Komplexitat ganz beim Bund zu konzentrieren. Der vom Bundesrat geforderte Bericht solle deshalb
auch die Vor- und Nachteile einer Bundeszentralstelle aufzeigen. In Erfullung dieses Postulats hat
der Bundesrat am 18. Juni 2021 den entsprechenden Bericht vorgelegt.?? Darin kommt er zusam-
mengefasst zum Schluss, dass der Beitritt der Schweiz zum Haager Unterhaltsiibereinkommen und
zum Haager Unterhaltsprotokoll klare Vorteile bringe. Die Ratifikation beider Erlasse sei deshalb aus
Sicht des Bundesrats zu empfehlen. Vor einer Ratifikation des Haager Unterhaltsibereinkommens
musse aber geklart werden, ob die Sachbearbeitung in den betroffenen Inkassohilfefallen auf Stufe
der Kantone und Gemeinden erfolgen solle oder auf Stufe Bund oder von allen gemeinsam. Diese
Frage betreffe den Kern des Foéderalismus und habe auch finanzielle Konsequenzen. Die konkrete
Aufgabenteilung zwischen Bund und den Kantonen sowie die Finanzierung sollten in einem Umset-
zungsgesetz geregelt werden. Im Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsprozesses werde die
Meinung der Kantone abgeholt und bertcksichtigt werden kénnen, damit das Haager Unterhaltsuber-
einkommen so umgesetzt werde, wie es am besten zur Schweiz passe. Abschliessend halt der Bun-
desrat fest, dass — angesichts der Féderalismus- und Finanzfragen, welche die Umsetzung des Haa-
ger Unterhaltstibereineinkommens in der Schweiz aufwerfe — der Anstoss fiir weitere Arbeiten
inklusive Richtungsentscheid flir ein kiinftiges Behdrdenorganisationsmodell aus dem Bundesparla-
ment kommen misse.?® Zum jetzigen Zeitpunkt liegen keine entsprechenden Vorstosse, parlamenta-
rische Initiativen oder dergleichen vor.

Im Kanton Aargau sind nach derzeit geltendem Recht die Gemeinden fir die Inkassohilfe gemass
internationalen Ubereinkommen (iber die Geltendmachung von Unterhaltsanspriichen zustandig

(§ 31 Abs. 4 SPG). Die internationale Inkassohilfe wird demnach — wie in den inlandischen Fallen —
von den Gemeinden oder den mit der Ausfiihrung beauftragten Dritten geleistet. An dieser kommu-
nalen Zustandigkeit soll weiterhin festgehalten und auf die Bezeichnung einer separaten Fachstelle
flr die grenzuberschreitende Inkassohilfe verzichtet werden. Der Kantonale Sozialdienst bleibt wei-
terhin die kantonale Empfangs- und Ubermittlungsstelle (§ 42 Abs. 1 lit. f SPG). Sollten sich fiir die
internationale Inkassohilfe auf Bundesebene Anderungen betreffend die Zustandigkeit ergeben
(siehe oben), ist die Situation neu zu beurteilen.

3.2 Bevorschussung von Unterhaltsbeitragen fiir Kinder
3.2.1 Bar- und Betreuungsunterhalt

Die Kantone sind von Bundesrechts wegen nicht verpflichtet, die Alimentenbevorschussung einzu-
fuhren. Es obliegt daher dem kantonalen Gesetzgeber zu entscheiden, ob nur der Barunterhalt oder
auch der Betreuungsunterhalt bevorschusst werden soll.

Zu beachten ist, dass die Bevorschussung nur dann gewahrt wird, wenn das Kind wirtschaftlich da-
rauf angewiesen ist. Die Hohe der Bevorschussung ist limitiert (§ 35 SPG): Sie darf den Betrag der
maximalen einfachen Waisenrente nach der Bundesgesetzgebung Uber die Alters- und Hinterlas-
senenversicherung nicht ibersteigen (Fr. 956.— seit 1. Januar 2021). Gemass Praxiserfahrung ist da-

21 Abrufbar unter www.parlament.ch > Ratsbetrieb > Curia Vista.

22 Bericht des Bundesrats vom 18. Juni 2021 in Erflllung des Postulats 19.3105 Vogler "Familien schiitzen und Gemeinwesen entlasten. Die
Ratifikation des Haager Unterhaltsiibereinkommens priifen" (nachfolgend BR-Bericht HUU genannt), abrufbar unter www.bj.admin.ch > Gesell-
schaft > Laufende Rechtsetzungsprojekte > Haager Unterhaltsiibereinkommen und Protokoll 2007.

23 BR-Bericht HUU, a.a.0., Seite 35.
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von auszugehen, dass dieser Betrag bei einer Bevorschussung sowohl des Bar- als auch des Be-
treuungsunterhalts in der Uberwiegenden Zahl der Félle erreicht und die Héhe der Bevorschussung
somit begrenzt wird.

Mit § 35 Abs. 2 SPG existiert eine zweite Obergrenze, wonach die Bevorschussung und die voraus-
sichtlichen Jahreseinklinfte zusammen den vom Regierungsrat gemass § 33 Abs. 1 lit. d SPG fest-

gesetzten Einkommensgrenzbetrag zudem nicht Gberschreiten diirfen.?* Andernfalls wird die Bevor-
schussung entsprechend gekiirzt.

Neu ist nicht nur der Barunterhalt, sondern auch der Betreuungsunterhalt zu bevorschussen. Durch
die Bevorschussung des Betreuungsunterhalts wird der Rechtslage Rechnung getragen, dass es
sich beim Betreuungsunterhalt um einen Anspruch des Kindes handelt, der Teil des Unterhaltsbeitra-
ges ist. Dadurch wird verhindert, dass fremdbetreute Kinder gegentber selbstbetreuten besserge-
stellt sind. Wahrend die kostenpflichtige Drittbetreuung im Rahmen des Barunterhalts bertcksichtigt
und entsprechend bereits heute bevorschusst wird, wird der Betreuungsunterhalt einem Elternteil er-
madglichen, das Kind selber zu betreuen. Dabei geht es nicht darum, die Selbstbetreuung gegeniber
der Drittbetreuung zu bevorzugen. Vielmehr soll sie im Interesse des Kindes im Einzelfall statusun-
abhangig mdglich sein. Behoben wird damit insbesondere auch die rechtliche Ungleichbehandlung
von Kindern unverheirateter Eltern gegenuber Kindern verheirateter respektive geschiedener El-
tern.?5 Die Bevorschussung des Betreuungsunterhalts entspricht der Haltung des Schweizerischen
Verbands fur Alimentenfachleute (SVA). Auch die meisten anderen Kantone bevorschussen den Be-
treuungsunterhalt als Teil des Kindesunterhalts.?® Es bestehen die folgenden Varianten:

Variante 1: Bevorschussung des Bar- und Betreuungsunterhalts ohne Erhéhung des Maximalbetrags

Die Bevorschussung des Betreuungsunterhalts ware durch die zwei genannten Obergrenzen limitiert
(maximale einfache Waisenrente und Grenzbetrage). Die finanzielle Mehrbelastung kénnte durch die
einzelnen Gemeinden somit kalkuliert werden. Eine Ausdehnung der Bevorschussung wirde zu-
gleich zu Einsparungen in der Sozialhilfe fihren. Mehrausgaben im Bereich der Bevorschussung
sind durch ein erfolgreiches Inkasso in der Regel mit bedeutend héherer Wahrscheinlichkeit wieder
einbringbar als geleistete materielle Hilfe im Rahmen von Riickerstattungsverfahren.

Variante 2: Bevorschussung des Bar- und Betreuungsunterhalts mit Erhéhung des Maximalbetrags

Neben dem Bar- wird auch der Betreuungsunterhalt bevorschusst. Gleichzeitig wiirde die Héhe der
maximal zulassigen Bevorschussung gemass § 35 SPG auf die maximale doppelte Waisenrente an-
gehoben. Diese betragt gemass Art. 37 Abs. 2 des Bundesgesetzes lber die Alters- und Hinterlas-
senenversicherung (AHVG) vom 20. Dezember 1946 60 % der maximalen Altersrente, also

Fr. 1'434.— (seit 1. Januar 2021). Wie bereits weiter oben festgehalten wurde, ist gemass Praxiser-
fahrung davon auszugehen, dass der derzeit geltende Maximalbetrag (maximale einfache Waisen-
rente, Fr. 956.— seit 1. Januar 2021, § 35 Abs. 1 SPG) bei einer Bevorschussung sowohl des Bar- als
auch des Betreuungsunterhalts in der Gberwiegenden Zahl der Falle erreicht und die Hohe der Be-
vorschussung somit meist begrenzt wird. Die Anhebung des Maximalbetrags auf die maximale dop-
pelte Waisenrente fuhrt dazu, dass die Mitbertcksichtigung des Betreuungsunterhalts bei der Bevor-
schussung einen spurbaren Nutzen fir das betroffene Kind mit sich bringt. Andernfalls kénnte die
Begrenzung dem Willen des Gesetzgebers entgegenstehen, der sich fir eine Bevorschussung des
Betreuungsunterhalts entschieden hat. Auch ist davon auszugehen, dass mit der Anhebung des Ma-
ximalbetrags die Sozialhilfe zusatzlich entlastet wird.

24 Siehe auch § 28 SPV bezliglich Konkretisierung der Hohe der Bevorschussung.

25 BBl 2014 529, 540 f. und 551 ff.

26 Gemass Abklarungen bevorschussen die Kantone Appenzell-Ausserrhoden, Appenzell-Innerrhoden, Basel-Stadt, Bern, Genf, Glarus, Grau-
biinden, Luzern, Neuenburg, Nidwalden, Schaffhausen, Solothurn, St. Gallen, Thurgau, Waadt, Wallis, Zug und Zirich den Betreuungsunterhailt.
In den Kantonen Obwalden und Uri scheint ein grosser Teil der zustandigen Gemeinden den Betreuungsunterhalt zu bevorschussen. Die Kan-
tone Basel-Landschaft, Freiburg, Schwyz und Tessin verzichten hingegen bislang auf die Bevorschussung des Betreuungsunterhalts.
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Eine Erhéhung des Maximalbetrags wirde zudem in gewisser Weise dem Anliegen einer durch den
Bundesrat ausgesprochenen Empfehlung an die Kantone und Gemeinden Rechnung tragen: Wenn
der Unterhaltsanspruch die Obergrenze der Alimentenbevorschussung Ubersteigt, so unterstitzt das
Gemeinwesen die berechtigte Person Uiber die Inkassohilfe. Die Durchfiihrung der Bevorschussung
erfolgt in der Regel durch dieselbe Fachstelle, welche Inkassohilfe leistet. Die Fachstelle wendet sich
folglich in doppelter Funktion an den Unterhaltsverpflichteten: einerseits im Namen der berechtigten
Person mit dem Gesuch um Inkassohilfe, andererseits strengt sie in eigenem Namen ein Verfahren
um Rickzahlung der bevorschussten Betrdge an. Wenn nun die eingegangenen Zahlungen nicht zur
Deckung beider Forderungen ausreichen, stellt sich die Frage, ob jene an die Schuld gegentber
dem Gemeinwesen oder an die Schuld gegenuber der berechtigten Person angerechnet werden sol-
len. Der Bundesrat hat diesbeziglich die Kantone und Gemeinden eingeladen, ihre Praxis zu verein-
heitlichen und dem Anspruch der berechtigten Person den Vorrang zu geben.?” Da der diesbeziigli-
che Ermessensspielraum der Gemeinden gewahrt werden soll, ist von einer solchen Vereinheitlich-
ung abzusehen. Eine Anhebung des Maximalbetrags wirde jedoch das erwahnte Spannungsverhalt-
nis zwischen Inkassohilfe und Alimentenbevorschussung massgeblich entscharfen.

Die Handhabung in anderen Kantonen beztiglich der Héchstbetrage der Bevorschussung weist ein
sehr heterogenes Bild auf. Wahrend einige Kantone einen festen Betrag bevorschussen, knipfen di-
verse Kantone an die einfache Waisenrente an. Die vorgeschlagene Variante 2 wirde somit ein No-
vum darstellen.

Die zweite Obergrenze nach § 35 Abs. 2 SPG, wonach die Bevorschussung und die voraussichtli-
chen Jahreseinklinfte zusammen den vom Regierungsrat gemass § 33 Abs. 1 lit. d SPG festgesetz-
ten Einkommensgrenzbetrag zudem nicht Gberschreiten darf, ist bereits hoch genug angesetzt und
bedarf keiner Anpassung.

3.2.2 Moglichkeit der Aufgabeniibertragung

Die Durchflihrung der Bevorschussung kann gemass geltendem § 36 Abs. 3 SPG privaten Organisa-
tionen Ubertragen werden. In der Praxis wird die Durchfihrung der Bevorschussung oftmals an die-
selben Leistungserbringer ausgelagert wie die Erbringung von Leistungen der Inkassohilfe. § 36
Abs. 3 SPG soll daher an den Wortlaut der entsprechenden Bestimmung betreffend die Inkassohilfe
angepasst werden.

4. Auswertung des Anhoérungsverfahrens

Fragen 1 und 2 des eingangs genannten Fragebogens (siehe Vorbemerkungen) betrafen den vorlie-
genden Teil A zur Alimentenhilfe. Die Zahl, die in den nachfolgenden Ausfihrungen in Klammern ge-
nannt wird, meint die Anzahl der entsprechenden Teilnehmenden. Das relative Ergebnis bei den poli-
tischen Parteien entspricht der Gewichtung im Grossen Rat.?® Die SP Bezirk Laufenburg sowie die
Jungfreisinnigen Aargau sind im absoluten Ergebnis, nicht jedoch im relativen Ergebnis erfasst.

Frage 1 haben total 97 Teilnehmende beantwortet, Frage 2 total 98.

27 Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Ziffer 1.3.4, Seite 5-9.

28 Gewichtung im Grossen Rat (alle Angaben gerundet; Angaben abrufbar unter www.ag.ch/gr20 > Sitzverteilung in Tabellen und Grafik > Kan-
ton > Kuchendiagramm [zuletzt besucht am 05.04.2022]): Die Mitte Aargau: 12.86 %; EDU Aargau: 1.43 %; EVP Aargau: 4.29 %; FDP.Die Libe-
ralen Aargau: 15.00 %; glp Aargau. 9.29 %; Grine Aargau: 10.00%; SP Kanton Aargau: 16.43 %; SVP Aargau: 30.71 %.
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4.1 Inkassohilfe

4.1.1 Statistische Auswertung

Tabelle 1: Inkassohilfe

Frage 1: Sind Sie mit der Regelung beziiglich Inkassohilfe (§ 31 Abs. 14 SPG und § 16 Abs. 1 EG ZGB)

einverstanden?

vollig einverstanden eher einverstanden eher dagegen vollig dagegen
absolut in % absolut in% absolut | in % | absolut in%
gemass gemass
Gewichtung im Gewichtung im
Grossen Rat Grossen Rat
8 83,58 % 2 16,43 %
Die Mitte Aargau SP Kanton Aargau
politische EDU Aargau (SP Bezirk Laufenburg) ) ) ) )
Parteien (10) EVP Aargau
FDP.Die Liberalen Aargau
glp Aargau
Grline Aargau
SVP Aargau
(Jungfreisinnige Aargau)
Gemeinderate 44 68 % 17 26 % 1 1% 3 5 %
(65)
Verbande der o o
Gemeinden (6)2° 3 50 % 3 50 % i i i i
andere
Verbande und
Organisationen o o ) ) ) )
(14 sowie 5 31 % 11 69 %
Privatpersonen
(2)
TOTAL (97) 60 62 % 33 34 % 1 1% 3 3%

Abbildung 1: Inkassohilfe

Grafische Darstellung zu Frage 1
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29 Teilgenommen haben: Finanzfachleute Aargauer Gemeinden, Gemeindeammanner-Vereinigung des Kantons Aargau (GAV), Sozialdienst des
Bezirks Kulm, Verband Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber (AGG), Verband Aargauer Gemeindesozialdienste (VAGS),

zurzibiet sozial.

30 Teilgenommen haben: Aargauische Stiftung Suchthilfe ags, Anlaufstelle Integration Aargau, ArbeitAargau, AvenirSocial, Caritas Aargau, Frau-
enzentrale Aargau (FZ Aargau), Netzwerk Sozialer Aargau, Pro Infirmis Aargau-Solothurn, Reformierte Landeskirche Aargau, Rémisch-Katholi-
sche Landeskirche des Kantons Aargau, Schweizerischer Verband fir Alimentenfachleute (SVA), Verein Netzwerk Asyl Aargau, Vereinigung
Aargauischer Berufsbeistandinnen und -beistéande (VABB), VPOD Aargau/Solothurn.
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4.1.2 Zusammenfassung der Bemerkungen sowie Stellungnahme des Regierungsrats

Die Mehrheit der an der Anhdrung zur Inkassohilfe teilgenommenen politischen Parteien, Gemeinde-
rate, Verbande der Gemeinden, anderen Verbande und Organisationen sowie Privatpersonen stim-
men den vorgeschlagenen Anderungen grundsatzlich zu: Einzig vier Gemeinderéte sind (eher) dage-
gen, die restlichen Teilnehmenden sind entweder vdllig oder eher einverstanden.

Zahlreiche Teilnehmende haben zusatzlich zur Antwort auf die Frage 1 Bemerkungen angebracht,
welche zusammengefasst die folgenden Punkte betreffen:

a) Zustindigkeit, Fachlichkeit und Qualitat

SP Kanton Aargau und EDU Aargau bringen als Bemerkung an, der kommunalen Zustandigkeit im
Bereich der Inkassohilfe zuzustimmen. Die SP Kanton Aargau erganzt, dass die Qualitatssicherung
seitens des Kantons sichergestellt werden misse und Uberpriifungen regelméssig erfolgen sollten.
Ahnlich lautet die Bemerkung von ArbeitAargau, wonach es wichtig sei, dass in den Gemeinden
klare Aufgabenkataloge mit Qualitatskriterien festgelegt und deren Umsetzung und Anwendung re-
gelmassig Uberprift wirden (&hnlich auch VPOD Aargau/Solothurn). Auch der Schweizerische Ver-
band fir Alimentenfachleute (SVA) befiirworte, dass sowohl an der Zustandigkeit auf kommunaler
Ebene (Gemeinde) als auch an der Mdéglichkeit der Aufgabenlbertragung (geeignete Dritte) weiter-
hin festgehalten werden solle. Gleichwohl vermisse der SVA eine Absichtserklarung des Kantons,
seine fachliche Beratungskapazitat zu starken und angemessen auszubauen. Die Fachlichkeit der
Alimentenhilfe kdnnte auch Uber einen verstarkten Support durch den Kanton sichergestellt werden.
Der SVA schlagt vor, eine zentrale kantonale Fachstelle mit Schulungen, Weiterbildungen, Richtli-
nien, Mustervorlagen, Handbuch, Beratungen in Einzelfallen usw. zu beauftragen. Wiinschenswert
ware es auch, wenn im Hintergrund jederzeit ein Rechtsdienst den Fachstellen zur Verfligung stehen
wirde.

Eher gegen die kommunale Zustandigkeit sprechen sich die SP Bezirk Laufenburg sowie mehrere
"andere Verbande und Organisationen" aus (Aargauische Stiftung Suchthilfe ags, AvenirSocial, Cari-
tas Aargau, Frauenzentrale Aargau, Netzwerk Sozialer Aargau, Pro Infirmis Aargau-Solothurn, Re-
formierte Landeskirche Aargau, Romisch-Katholische Landeskirche des Kantons Aargau, Verein
Netzwerk Asyl Aargau): Am kosteneffektivsten sei es, wenn das Inkasso generell vom Kanton gere-
gelt werde. Dies wiirde eine Gleichbehandlung der Schuldnerinnen und Schuldner gewahrleisten.
Wenn das Inkasso auf Gemeindeebene geregelt sei, sei es wichtig, dass der Aufgabenkatalog klar
definiert sei, und dass die Gemeinden in die Pflicht genommen wirden. Die Massnahmen der Inkas-
sohilfe wirden grosses Fachwissen erfordern. Wichtig sei, dass Qualitatskriterien definiert und regel-
massig Uberpruft wirden. Bezuglich Qualitat geht auch die Bemerkung vom Verband Aargauer Ge-
meindesozialdienste (VAGS) sowie von zwei Gemeinderaten in die gleiche Richtung: Grundsatzlich
werde beflrwortet, dass den Gemeinden eine hohe organisatorische Flexibilitat belassen werde. Zu
beachten sei jedoch, dass ohne klare Definition der Qualitatsanforderungen (Ausbildung, Mindestan-
zahl Falle, Berufserfahrung etc.) die Fachlichkeit nicht gewahrleistet werden kénne. Die Anforderun-
gen an die Fachlichkeit seien klarer zu definieren.

Der SVA begrisse es sehr, wenn die Anforderungen an die Fachstelle durch den Regierungsrat auf
Verordnungsstufe konkretisiert wiirden. Firr das Fihren einer Fachstelle sollte ein Mindestmass an
fachspezifischer Ausbildung oder eine Mindestdauer an beruflicher Erfahrung in diesem Bereich vo-
rausgesetzt werden. Als Beispiel nennt der SVA die Regelung in der Berner Sozialhilfeverordnung.
Dass die Gemeinden auch dann die verantwortliche Fachstelle blieben, wenn sie Aufgaben der In-
kassohilfe an Dritte Ubertrage, sei nachvollziehbar und konsequent.
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Stellungnahme Regierungsrat:

Die kommunale Zustandigkeit fir die Inkassohilfe entspricht dem heute geltenden Zustand. Die an-
hoérungsteilnehmenden Gemeinderate stellen ihre Zustandigkeit denn auch nicht infrage. Die Inkas-
sohilfe soll deshalb weiterhin im Zustandigkeitsbereich der Gemeinden liegen. Gleichzeitig nimmt der
Kanton bereits unter geltendem Recht seine beratende und unterstiitzende Rolle aktiv und damit
Uber eine blosse Absichtserklarung hinaus wahr: Gemass § 42 Abs. 1 lit. a und d SPG ist der Kanto-
nale Sozialdienst fUr die Beratung von Gemeinden, Behdrden und Institutionen sowie die Weiterbil-
dung der in der Sozialhilfe tatigen Personen sowie der Mitglieder der Sozialbehdrden zustandig. Dies
gilt auch fir den Bereich der Inkassohilfe: Der Kantonale Sozialdienst berat die Gemeinden laufend,
stellt ein Handbuch, Formulare und eine zugehdrige Wegleitung zur Verfigung, Uberarbeitet diese
Dokumente regelmassig und thematisiert die Inkassohilfe in wiederkehrenden Schulungen.

Aufgabenkatalog und Rahmenbedingungen der Inkassohilfe ergeben sich aus dem Bundesrecht, ins-
besondere aus der Inkassohilfeverordnung. Diese zahlt die Leistungen der Inkassohilfe detailliert und
unmissverstandlich auf (Art. 9 Abs. 2, Art. 11-14, Art. 16 InkHV; siehe detailliert weiter unten, Kapitel
5.1, zu § 31 Abs. 2). Die Gemeinden mussen sich an diese bundesrechtlichen Vorgaben halten. Auf
diese Weise wird auch die Gleichbehandlung der berechtigten und verpflichteten Personen gewahr-
leistet.

Fachlichkeit und Qualitat werden sichergestellt, indem die Inkassohilfe von Bundesrechts wegen neu
von einer Fachstelle und damit von Personen mit Fachkenntnissen zu erbringen ist. Das Sozialhilfe-
und Praventionsgesetz verzichtet bewusst darauf, abschliessend aufgezahlte Qualifikationsanforde-
rungen zu nennen. Ausdricklich gesetzlich normiert wird jedoch, was die Fachstelle als Ergebnis
vorweisen muss: Sie muss in der Lage sein, entweder in einem konkreten Fall die entsprechenden
Leistungen der Inkassohilfe (Art. 9 Abs. 2, Art. 11—-14, Art. 16 InkHV) selber zu erbringen oder zumin-
dest — im Fall der Ubertragung an Dritte — allfallige Entscheide betreffend die Inkassohilfe zu erlas-
sen (vgl. neuer § 31 Abs. 2®" SPG). Gestlitzt auf seine Vollzugskompetenz geméss § 63 Abs. 1 SPG
ist der Regierungsrat bereit, den neuen § 31 Abs. 2" SPG auf Verordnungsstufe auszufiihren, indem
die infrage kommenden Qualifikationsanforderungen (entsprechende Aus- oder Weiterbildung sowie
gleichwertige Berufserfahrung) in der Sozialhilfe- und Praventionsverordnung festgehalten werden
sollen (vgl. Kapitel 5.1, zu § 31 Abs. 2'"). Vom Kriterium "Mindestanzahl Falle" als Qualifikationsan-
forderung ist abzusehen: Der Regierungsrat anerkennt, dass die Inkassohilfe eine komplexe Aufgabe
ist, die hohe Anforderungen an die mit dem Vollzug betrauten Personen stellt und deshalb gerade fur
kleinere Gemeinden schwierig zu bewaltigen ist. Der Regierungsrat gewichtet aber in diesem Punkt
die Organisationsautonomie der Gemeinden héher und stellt es den Gemeinden weiterhin offen, die
Alimentenhilfe als gemeinsame Aufgabe mit anderen Gemeinden zu organisieren oder an geeignete
Dritte auszulagern.

Die Gemeinde ist verpflichtet, iber die notwendigen Fachkenntnisse zu verfigen. Kommt sie dieser
Pflicht nicht nach, kann dies mittels Aufsichtsanzeige oder Beschwerde gertigt werden. Weiter kann
der Kantonale Sozialdienst bei Bedarf — so wie er es auch in anderen Bereichen macht — die in den

Gemeinden vorhandenen Fachkenntnisse mittels einer Gemeindebefragung erheben, um daraus ei-
nen maoglichen weitergehenden Informations- und Schulungsbedarf zu eruieren.

b) Zustandigkeit bei der internationalen Inkassohilfe

Der Stadtrat Aarau halt fest, dass das Auslandsinkasso (§ 31 Abs. 4 SPG) sehr viel spezifisches
Wissen erfordere und die Verfahrenswege ausserst kompliziert seien. Zudem fielen pro Gemeinde
nur wenige Inkassofalle mit Auslandsbezug an; die Gemeinden kénnten sich kaum Wissen aneignen.
Deshalb sei die Zustandigkeit fir die internationale Inkassohilfe nicht den Gemeinden, sondern dem
Kanton zuzuweisen. Gleich lauten die Bemerkungen des SVA. Er empfiehlt, dass das internationale
Inkasso von einer zentralen Fachstelle (zum Beispiel Drittstelle, Kanton) lbernommen werde, weil
mittelfristig (noch) keine Bundeszentralbehdrde dafiir geschaffen werde.
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Stellungnahme Regierungsrat:

Dem Regierungsrat ist bewusst, dass die grenziiberschreitende Inkassohilfe spezifischere Fach-
kenntnisse erfordert als die Bearbeitung von nationalen Inkassohilfeféllen und gerade fir Gemein-
den, die selten davon betroffen sind, mit grossem Aufwand verbunden ist. Eine Blindelung dieser
Aufgabe beim Kanton kdnnte vor diesem Hintergrund die Gemeinden erheblich entlasten und eine
rechtsgleiche Leistungserbringung sicherstellen. Es wurde sich allerdings um eine neue Aufgabe des
Kantons handeln. Der Kanton tbernimmt bisher keine Fallfihrung im Bereich der Sozialhilfe im wei-
teren Sinn. Der Aufbau eines solchen neuen Bereichs sowie der Vollzug der Aufgabe waren mit ei-
nem erheblichen zusatzlichen Personalaufwand fur den Kanton verbunden. Ausserdem wurden die
Klientinnen und Klienten nicht mehr vor Ort in den Gemeinden, sondern zentral durch den Kanton
beraten und missten entsprechende Wege zuriicklegen. Weiter ist unklar, ob mittel- bis langfristig
eine Zustandigkeitsregelung auf Bundesebene erfolgt (vgl. Kapitel 3.1.4). Vor diesem Hintergrund
halt der Regierungsrat am bisher vorgeschlagenen § 31 Abs. 4 SPG fest: Fir die grenziberschrei-
tende Inkassohilfe sollen weiterhin die Gemeinden zustandig bleiben. Den Gemeinden steht es offen,
die Bewirtschaftung von internationalen Inkassohilfefélle als gemeinsame Aufgabe mit anderen Ge-
meinden zu organisieren oder an geeignete Dritte auszulagern.

c¢) Kosten der Inkassohilfe

Die Gemeinderate von zwolf Gemeinden sowie der Verband Aargauer Gemeindeschreiber (AGG)
und der Verband Aargauer Gemeindesozialdienste (VAGS) beziehen sich auf die Kosten der Inkas-
sohilfe: Einerseits wird in Bezug auf den neuen § 31 Abs. 3 lit. b SPG verlangt, der Regierungsrat
habe die Ansatze so zu wahlen, dass den Gemeinden eine mdglichst geringe finanzielle Belastung
entstehe und die Kosten der Inkassohilfe, wenn immer moglich, weiter verrechnet werden kénnten
(AGG und Gemeinderate von mehreren Gemeinden). Andererseits wird Bezug genommen auf den
neuen § 31 Abs. 3 SPG, wonach die Kosten der Leistungen anderer Dritter wie zum Beispiel die
Betreibungskosten von den Gemeinden zu bevorschussen sind. Das Inkassorisiko (gemeint ist wohl
das Verlustrisiko) fur diese Kosten liege bei der Gemeinde; der Regierungsrat habe die Ansatze so
zu bestimmen, dass das Inkassorisiko (gemeint ist wohl das Verlustrisiko) so gering wie méglich sei
(VAGS und Gemeinderate von mehreren Gemeinden).

Anders aussert sich die SP Kanton Aargau zu § 31 Abs. 3¢ SPG: Die Kosten diirfen weder den min-
der- oder volljahrigen Kindern noch dem anspruchsberechtigten Partner beziehungsweise Partnerin
auferlegt werden.

Stellungnahme Regierungsrat:

Der neue § 31 Abs. 3 SPG entspricht Art. 17 InkHV: Demnach sind die Leistungen der Fachstelle zur
Inkassohilfe fir Unterhaltsbeitrage fur Kinder unentgeltlich und fir "andere berechtigte Personen” in
der Regel unentgeltlich (siehe auch Art. 131 Abs. 1 und Art. 290 Abs. 1 ZGB). Bei den anderen be-
rechtigten Personen muss also die Inkassohilfe nicht in jedem Fall, aber dennoch regelmassig unent-
geltlich sein. Der Regierungsrat hat diesen Grundsatz bei der Bestimmung der Ansatze zu beriick-
sichtigen. Dieser Grundsatz galt im Ubrigen bereits vor der Revision des Kindesunterhaltsrechts

(vgl. Art. 131 Abs. 1 ZGB in der bis 31. Dezember 2016 geltenden Fassung). Folglich diirfte der neue
§ 31 Abs. 3 SPG materiell keine grundlegende Anderung mit sich bringen.

Auch der neue § 31 Abs. 3" SPG entspricht Bundesrecht: Das Gemeinwesen ist gemass Art. 18
InkHV verpflichtet, anfallende Kosten Dritter (zum Beispiel Betreibungskosten) zu bevorschussen.
Diese bevorschussten Kosten sind anschliessend der verpflichteten Person in Rechnung zu stellen
(Art. 19 Abs. 1 InkHV). Die Gemeinden dirften damit einen gewissen Teil der bevorschussten Kos-
ten direkt riickerstattet erhalten. Kénnen die Kosten nicht von der verpflichteten Person erhaltlich ge-
macht werden, werden sie der berechtigten Person in Rechnung gestellt, sofern diese Uber die erfor-
derlichen Mittel verfugt. Die Voraussetzung der erforderlichen Mittel ist bundesrechtlich
vorgeschrieben (Art. 19 Abs. 2 InkHV). § 31 Abs. 3" SPG erteilt dem Regierungsrat die Kompetenz,
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die Einzelheiten zu regeln und die Ansatze zu bestimmen. Da Art. 19 Abs. 2 InkHV ebenso wie Art.
17 Abs. 2 InkHV das Vorliegen von erforderlichen Mittel voraussetzt, ist davon auszugehen, dass der
Regierungsrat sich bei der Bestimmung der Ansatze an den gleichen Kriterien orientieren diirfte, die
bei der Beurteilung der erforderlichen Mittel gemass § 31 Abs. 3 SPG gelten. Das Anliegen der An-
hérungsteilnehmenden, das Verlustrisiko auf Seiten der Gemeinden so gering wie moglich zu halten,
ist nachvollziehbar und soll bei der Bestimmung der Ansatze im Rahmen des bundesrechtlich Mogli-
chen mitbericksichtigt werden.

d) Weitere Einzelbemerkungen

Der SVA hélt es fir ganz wichtig, die Inkassohilfe auch fur Alimentenrtckstédnde vorzusehen. Es soll
klar normiert werden, dass die Fachstelle Inkassohilfe leiste fur die offenen Unterhaltsanspriiche, die
seit Wohnsitznahme in der Gemeinde entstanden seien. Der Stadtrat Bremgarten dussert sich sinn-

gemass gleich.

Der SVA beflrwortet die Erweiterung der Inkassohilfe auf weitere familienrechtliche Anspriiche. Der
Stadtrat Aarau lehnt dies ab, da die in den Entscheiden und Unterhaltsvertrdgen festgelegten Bei-
trage fur nicht vorhergesehene ausserordentliche Bedirfnisse des Kindes sehr oft nicht konkret be-
ziffert seien (damit kein definitiver Rechtsoffnungstitel). Die Vollstreckung sei deshalb meistens prob-
lematisch und mit erheblichem Aufwand verbunden.

Stellungnahme Regierungsrat:

Gegenstand der Inkassohilfe sind gemass neuem § 31 Abs. 29" SPG unter anderem die Unter-
haltsanspriiche gemass Art. 3 Abs. 3 InkHV, wonach die Fachstelle Inkassohilfe fir die vor Einrei-
chung des Inkassohilfegesuchs verfallenen Unterhaltsbeitrage leisten kann. Der Bund halt in seinen
Materialien ausdrticklich fest, dass in der Inkassohilfeverordnung auf eine Regelung der Inkassohilfe
fr verfallene Anspriche (und damit fir Alimentenriickstande) verzichtet werde. Der Entscheid liege
im Ermessen der Fachstelle. Schematische Lésungen seien hier abzulehnen. Anhand des Dossiers
und insbesondere der finanziellen Situation der verpflichteten Person werde die Fachstelle in jedem
konkreten Fall einschatzen, ob es sich lohne, Inkassohilfe fur die verfallenen Anspriiche zu leisten,
und wenn ja, diejenigen verfallenen Anspriiche bestimmen, auf welche die Verfahren beschrankt
sein sollen.! Der Regierungsrat teilt diese Ansicht und lehnt eine in jedem Fall zu erfolgende Inkas-
sohilfe fur die offenen, seit Wohnsitznahme entstanden Unterhaltsanspriiche ab.

Der Regierungsrat ist sich bewusst, dass die in den Entscheiden und Unterhaltsvertragen festgeleg-
ten besonderen Beitrage fir nicht vorhergesehene ausserordentliche Bedurfnisse des Kindes unter
Umstanden nicht konkret beziffert sind und sich die Vollstreckung deshalb schwieriger als in anderen
Fallen gestaltet. Die Fachstellen sollten aufgrund ihrer Fachkenntnisse jedoch in der Lage sein, zu
erkennen, ob eine entsprechende Klausel in einem Entscheid oder Unterhaltsvertrag geniigend kon-
kret formuliert ist und ob direkt das Betreibungsverfahren einzuleiten oder zunachst der Weg des or-
dentlichen Prozesses vor Gericht zu beschreiten ist. Der Regierungsrat halt somit am bisher vorge-
schlagenen § 31 Abs. 29uae" SPG fest, letztlich auch, weil die Bestimmung dem Kindeswohl dient.

31 Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Ziffer 3, Erlauterung zu Art. 3 Abs. 3, Seite 19.
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4.2 Bevorschussung von Unterhaltsbeitragen fiir Kinder
4.2.1 Statistische Auswertung

Tabelle 2: Alimentenbevorschussung

Frage 2: Mit welcher der Varianten beziiglich Bevorschussung des Betreuungsunterhalts (§ 33 Abs. 1
und § 35 Abs. 1 SPG) sind Sie einverstanden?

. Variante 2a Variante 2b
Variante 1
(nur Barunterhalt) (Bar- und Betreuungsunterhalt, | (Bar- und Betreuungsunterhalit,
ohne Erhéhung) mit Erh6hung)
absolut in % absolut in % absolut in %
gemass gemass gemass
Gewichtung im Gewichtung im Gewichtung im
Grossen Rat Grossen Rat Grossen Rat
1 30,71 % 3 25,72 % 6 43,58 %
poIitisphe Die Mitte Aargau
Parteien (10) EVP Aargau
EDU Aargau .
Lo Griine Aargau
SVP Aargau FDP.Die Liberalen Aargau
SP Kanton Aargau
glp Aargau L
(Jungfreisinnige Aargau)
(SP Bezirk Laufenburg)
Gemeinderate 18 27 % 39 59 % 9 14 %
(66)
Verbande der o o o
Gemeinden (6)2 1 17 % 4 66 % 1 17 %
andere
Verbande und
Organisationen o o
(14) sowie 2 12 % 14 88 %
Privatpersonen
(2)
Total (98) 20 20 % 48 49 % 30 31 %

32 Teilgenommen haben: Finanzfachleute Aargauer Gemeinden, Gemeindeammanner-Vereinigung des Kantons Aargau (GAV), Sozialdienst des
Bezirks Kulm, Verband Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber (AGG), Verband Aargauer Gemeindesozialdienste (VAGS),
zurzibiet sozial.

33 Teilgenommen haben: Aargauische Stiftung Suchthilfe ags, Anlaufstelle Integration Aargau, ArbeitAargau, AvenirSocial, Caritas Aargau, Frau-
enzentrale Aargau (FZ Aargau), Netzwerk Sozialer Aargau, Pro Infirmis Aargau-Solothurn, Reformierte Landeskirche Aargau, Rémisch-Katholi-
sche Landeskirche des Kantons Aargau, Schweizerischer Verband fir Alimentenfachleute (SVA), Verein Netzwerk Asyl Aargau, Vereinigung
Aargauischer Berufsbeistandinnen und -beistéande (VABB), VPOD Aargau/Solothurn.
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Abbildung 2: Alimentenbevorschussung

Grafische Darstellung zu Frage 2
einverstanden mit Variante 1 (Bevorschussung nur des Barunterhalts)

meinverstanden mit Variante 2a (Bevorschussung des Bar- und Betreuungsunterhalts ohne Erhéhung des Maximalbetrags)
einverstanden mit Variante 2b (Bevorschussung des Bar- und Betreuungsunterhalts mit Erhéhung des Maximalbetrags)
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4.2.2 Zusammenfassung der Riickmeldungen sowie Stellungnahme des Regierungsrats

Die Teilnehmenden haben bei den Bemerkungen zur Frage 2 die Argumente gemass a) bis c) fur
und gegen die einzelnen Varianten aufgefihrt; zudem wurden in den Schlussbemerkungen die Aus-
fihrungen gemass d) vorgebracht:

a) Variante 1 (Bevorschussung nur des Barunterhalts)

Die Gemeinderate Bottstein, Buchs, Geltwil, Hausen, Leibstadt, Lengnau, Oftringen, Rudolfstetten-
Friedlisberg und Schwaderloch sowie der Verband Aargauer Gemeindeschreiber (AGG) fiihren aus,
dass die Variante 1 richtigerweise nur die Anspriiche des Kindes und nicht des betreuenden Eltern-
teils bertcksichtige. Bei partiellen Riickzahlungen misste bei den anderen Varianten zudem zwi-
schen Bar- oder Betreuungsunterhalt differenziert werden, was Rechtsunsicherheiten beinhalte und
in administrativer Hinsicht aufwendig ware. Mit Variante 1 werde zudem die finanzielle Belastung der
Gemeinden im bisherigen Rahmen gehalten.

Die Gemeinderate Muri und Spreitenbach betonen ebenfalls, dass der Betreuungsunterhalt, obwohl
er formell als Anspruch des Kindes ausgestaltet sei, wirtschaftlich dem personlich betreuenden El-
ternteil zukomme. Ausserdem sollten laut dem Gemeinderat Spreitenbach die Sicherstellung eines
eigenen Unterhalts von den Mttern angestrebt und der Wiedereinstieg in die Arbeitswelt motiviert
werden.

Der Gemeinderat Birr beflirwortet Variante 1, weil bei den Varianten 2a und 2b eine Besserstellung
von Unverheirateten zu Verheirateten erfolge. Bei Verheirateten werde nur der Kindesunterhalt und
nicht der Ehegattenunterhalt bevorschusst. Beim Ehegattenunterhalt sei nur die Inkassohilfe moglich.

b) Variante 2a (Bevorschussung des Bar- und Betreuungsunterhalts ohne Erh6hung des
Maximalbetrags)

EDU Aargau, FDP.Die Liberalen Aargau sowie der Stadtrat Bremgarten und die Gemeinderate Win-
disch und Wohlenschwil heben hervor, dass mit Variante 2a fremdbetreute Kinder gegeniber selbst-
betreuten Kindern nicht bessergestellt waren und dass der betreuende Elternteil berufstatig sein
kénne.

Dem Schweizerischen Verband fir Alimentenfachleute (SVA) erscheint es rechtlich, aber auch sozi-
alpolitisch problematisch, die Bevorschussung auf einen Teil des Unterhalts zu reduzieren. Inhaltli-
che Unterscheidungen im Gesetz, die das Bundesrecht nicht vorsehe und die in der Rechtsprechung
nicht gefestigt seien, wiirden gefahrlich erscheinen, da dies Unsicherheit schaffe und der Willkir Tur
und Tor 6ffne. Interkantonal habe sich zudem die Begrenzung der Bevorschussung auf die maximale
einfache Waisenrente bewahrt und sei beizubehalten (so auch Stadtrate Bremgarten und Brugg).
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Laut dem Stadtrat Brugg und den Gemeinderaten Windisch und Zeiningen sei mit Variante 2a einer-
seits eine allfallige Mehrbelastung der Gemeinden begrenzt und andererseits fiihre eine Bevorschus-
sung zu Einsparungen in der Sozialhilfe. Der Gemeinderat Zeiningen sieht jedoch nicht zwingend
eine Entlastung der Sozialhilfe und FDP.Die Liberalen Aargau erwartet eine detaillierte Darstellung
der finanziellen Auswirkungen.

c¢) Variante 2b (Bevorschussung des Bar- und Betreuungsunterhalts mit Erhéhung des
Maximalbetrags)

Auch flr diese Variante ist ein haufiges Argument die Senkung oder Vermeidung von Sozialhilfekos-
ten und administrativem Aufwand aufgrund des Spannungsverhaltnisses zwischen Inkassohilfe und
Alimentenbevorschussung. Damit verbunden habe die Bevorschussung des Bar- und Betreuungsun-
terhalts nur mit Erhéhung des Maximalbetrags (Variante 2b) einen praktischen Nutzen, da der tiefere
Betrag nicht ausreiche (EVP Aargau, Grine Aargau sowie Stadtrat Aarau, Gemeinderate Magden
und Oberentfelden, ArbeitAargau, Rémisch-Katholische Landeskirche des Kantons Aargau und
VPOD Aargau/Solothurn).

Aus sozialer Sicht halten Grine Aargau, Aargauische Stiftung Suchthilfe ags, AvenirSocial, Caritas
Aargau, Netzwerk Sozialer Aargau, Pro Infirmis Aargau-Solothurn sowie die Reformierte Landeskir-
che Aargau fest, dass der betreuende Elternteil ohne Erhdhung des Maximalbetrags alleine gelassen
werde und in die unverschuldete Uberschuldung komme. Ausserdem sei mit der Variante 2b dem
Kindswohl gedient (so auch EVP Aargau und Jungfreisinnige Aargau). Die Verbande ArbeitAargau
und VPOD Aargau/Solothurn betonen, dass es sich bei den Berechtigten um Kinder handle, welchen
keinerlei Schuld fur ihre finanziell missliche Lage zukomme.

Weiter ermdgliche diese Variante laut dem Stadtrat Aarau und der Roémisch-Katholischen Landeskir-
che des Kantons Aargau dem betroffenen Elternteil die Austibung einer Arbeit und laut der EVP Aar-
gau allen Kindern die Teilhabe an der Gesellschaft. Die SP Kanton Aargau spricht sich fir die Vari-
ante 2b statt der Variante 2a nur dann aus, wenn die héheren Kosten nicht den
anspruchsberechtigten Personen auferlegt werden.

Stellungnahme Regierungsrat zu a) bis c):

Der Betreuungsunterhalt ist kein Anspruch des betreuenden Elternteils, sondern ein Anspruch des
Kindes. Der Betreuungsunterhalt kommt wirtschaftlich zwar meist dem betreuenden Elternteil zugute,
das Kind hat den Anspruch jedoch auch, wenn es nicht von einem Elternteil betreut wird. Demnach
muss bei partiellen Riickzahlungen auch nicht zwischen Bar- und Betreuungsunterhalt differenziert
werden, denn es handelt sich bei beiden Unterhaltsbestandteilen um Anspriiche des Kindes. Die Be-
vorschussung des Betreuungsunterhalts wirde unter anderem dazu fiihren, dass Kinder, die zu-
hause betreut werden, mit fremdbetreuten Kindern gleichgestellt werden

Die Auswertung der Anhérungsergebnisse ergibt zahlenmassig eine Tendenz zugunsten der Bevor-
schussung des Bar- und Betreuungsunterhalts (Varianten 2a und 2b gemass Anhdrungsvorlage) und
somit gegen die Variante 1 gemass Anhérungsvorlage. Der Regierungsrat folgt diesem Ergebnis aus
den folgenden Grinden: Der Betreuungsunterhalt gehdrt zum Anspruch des Kindes. Er strebt die
rechtliche Gleichbehandlung von Kindern unverheirateter Eltern und Kindern verheirateter respektive
geschiedener Eltern an; der Zivilstand der Eltern soll folglich keine Rolle mehr spielen. Auch fuhrt die
Berlicksichtigung des Betreuungsunterhalts dazu, dass die Selbstbetreuung der Kinder der Fremd-
betreuung gleichgestellt wird. Ausserdem erwartet der Regierungsrat durch die Bevorschussung des
Betreuungsunterhalts Einsparungen in der Sozialhilfe. Kapitel 6.5 tber die Auswirkungen auf die Ge-
meinden wurde mit der Erlauterung erganzt, weshalb eine detaillierte Darstellung der finanziellen
Auswirkungen nicht maglich ist.

Da uber alle Anhérungsteilnehmenden hinweg keine deutliche Tendenz zu Variante 2a oder Variante
2b gemass Anhorungsvorlage erkennbar ist, unterbreitet der Regierungsrat beide Varianten dem

22 von 76



Grossen Rat zum Entscheid. Die Variante 2a — in vorliegender Botschaft neu Variante 1 (Bevor-
schussung des Bar- und Betreuungsunterhalts ohne Erh6hung des Maximalbetrags) — ware mit we-
niger finanziellen Unsicherheiten fir die Gemeinden verbunden und wiirde sich mit der Handhabung
in den meisten anderen Kantonen decken, die sowohl den Bar- als auch den Betreuungsunterhalt
bevorschussen. Dadurch entstlinde eine gewisse schweizweite Einheitlichkeit. Die Variante 2b —in
vorliegender Botschaft neu Variante 2 (Bevorschussung des Bar- und Betreuungsunterhalts mit Er-
héhung des Maximalbetrags) — wirde einen spurbaren Nutzen fur das Kind mit sich bringen, die So-
zialhilfe starker entlasten und das Spannungsverhaltnis zwischen Inkassohilfe und Alimentenbevor-
schussung entscharfen (vgl. Kapitel 3.2.1).

d) Anspruchsvoraussetzungen "voraussichtliche Einkiinfte", § 33 Abs. 1 lit. d SPG

Die Gemeinderate von insgesamt sieben Gemeinden sowie der AGG haben in den Schlussbemer-

kungen angebracht, dass die derzeit geltende Systematik zur Prifung, ob ein Anspruch auf Alimen-
tenbevorschussung bestehe, mit der Beurteilung der "voraussichtlichen Einklnfte" grosse Unsicher-
heiten beinhalte. Dazu komme, dass im Nachhinein keine Korrekturen basierend auf den effektiven
Einkommensverhaltnissen vorgenommen werden durften. Anstelle von reinen Annahmen in Bezug

auf klinftige Einkommen solle die Anspruchsberechtigung neu aufgrund klarer Fakten beurteilt wer-
den. Das Gesetz sei in diesem Sinne anzupassen.

Stellungnahme Regierungsrat zu d):

Im Rahmen der Bemessung der voraussichtlichen Jahreseinklnfte ist den aktuellen und tatsachli-
chen finanziellen Verhaltnissen des betroffenen Haushalts Rechnung zu tragen. So hat die Ge-
meinde von Amts wegen jahrlich mindestens einmal den Anspruch auf Bevorschussung zu Uberpri-
fen (§ 29 Abs. 5 SPV). Wenn sich die individuellen Verhaltnisse derart verandern, dass sich dies auf
die Bemessung der Alimentenbevorschussung auswirken konnte, ist in jedem Fall eine Uberpriifung
des Anspruchs und soweit angezeigt eine Anpassung der Leistungshéhe vorzunehmen. Der Regie-
rungsrat erkennt in diesem Sinne keine Unklarheiten in der Bemessung, die eine Gesetzesanderung
rechtfertigen wirden.

5. Erlauterungen zu einzelnen Paragrafen

5.1 Inkassohilfe

Sozialhilfe- und Praventionsgesetz (SPG)

§ 31 Zustindigkeit, Organisation, Gegenstand und Kosten (Uberschrift gedndert; Abs. 1
und 2 geandert; Abs. 2°is, 2ter ynd 29uater neu; Abs. 3 geandert; Abs. 3% neu; Abs. 4 gedn-
dert)

' Die Inkassohilfe gemass den Art. 131, 176a und 290 ZGB, Art. 34 Abs. 4 des Bundesgesetzes
uber die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare (Partnerschaftsgesetz,
PartG) vom 18. Juni 2004 sowie der Verordnung uber die Inkassohilfe bei familienrechtlichen
Unterhaltsanspriichen (Inkassohilfeverordnung, InkHV) vom 6. Dezember 2019 liegt in der Zu-
standigkeit der Gemeinde am zivilrechtlichen Wohnsitz der berechtigten Person.

2 Die Gemeinde kann in einzelnen oder samtlichen Fallen die Erbringung von Leistungen der
Inkassohilfe geeigneten Dritten Ubertragen. Nicht tbertragbar ist die Befugnis, Entscheide be-
treffend die Inkassohilfe zu erlassen.

2vis Dritte sind geeignet, wenn sie lber die notwendigen Fachkenntnisse verfligen, um im betref-
fenden Einzelfall die entsprechenden Leistungen erbringen zu kdnnen.

2ter Fachstelle im Sinne des Bundesrechts zur Inkassohilfe ist die Gemeinde, auch bei Ubertra-
gung gemass Absatz 2. Die Gemeinde verfiigt Uiber die notwendigen Fachkenntnisse,

a) um im betreffenden Einzelfall die entsprechenden Leistungen der Inkassohilfe selber er-
bringen zu kénnen, oder
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b) um entscheiden zu kénnen, in welchen Fallen die Erbringung von Leistungen der Inkasso-
hilfe an geeignete Dritte (ibertragen wird, und auch um bei einer Ubertragung in der Lage
zu sein, allfallige Entscheide betreffend die Inkassohilfe zu erlassen.

2quater Gegenstand der Inkassohilfe sind Unterhaltsanspriiche aus dem Kindesrecht, dem Ehe-
und Scheidungsrecht und dem Partnerschaftsgesetz gemass Art. 3 Abs. 1-3 InkHV sowie die
weiteren familienrechtlichen Anspriiche gemass Art. 3 Abs. 4 lit. a und b InkHV.

3 Leistungen der Gemeinde zur Inkassohilfe fir Unterhaltsbeitrage

a) fir Kinder sind unentgeltlich,

b) fir andere berechtigte Personen sind in der Regel unentgeltlich. Verfligt die berechtigte
Person uber die erforderlichen Mittel, verlangt die Gemeinde von ihr, sich an den Kosten

fur deren Leistungen zu beteiligen. Der Regierungsrat regelt durch Verordnung die Einzel-
heiten und bestimmt die Anséatze.

3bis Kosten der Leistungen anderer Dritter, namentlich Betreibungs-, Verfahrens- und Uberset-
zungskosten, werden von der Gemeinde bevorschusst. Kénnen die Kosten nicht von der ver-
pflichteten Person erhaltlich gemacht werden, werden sie der berechtigten Person nur auferlegt,
wenn diese Uber die erforderlichen Mittel verflugt. Der Regierungsrat regelt durch Verordnung
die Einzelheiten und bestimmt die Ansatze.

4 Die Inkassohilfe geméss internationalen Ubereinkommen (iber die Geltendmachung von Un-
terhaltsanspriichen liegt in der Zustandigkeit der Gemeinde. Fachstelle ist die gemass Inkasso-
hilfeverordnung értlich zusténdige Gemeinde, auch bei Ubertragung geméss Absatz 2.

Zur Uberschrift

Neu wird in § 31 SPG nicht nur die Zustandigkeit und die Kostenbeteiligung, sondern auch die Rolle
als Fachstelle geregelt (siehe Abs. 2*"). Damit wird zur Organisation der Inkassohilfe eine Vorgabe
gemacht. Die bisherige Uberschrift in § 31 SPG wird deshalb mit "Organisation" ergénzt. Ebenso neu
ist die Bestimmung in Abs. 2@t zum Gegenstand der Inkassohilfe. Die Uberschrift wird deshalb ent-
sprechend erganzt. Schliesslich wird der Begriff "Kostenbeteiligung" an den in der Inkassohilfever-
ordnung des Bundes genannten Begriff "Kosten" angepasst.

Zu § 31 Abs. 1

Der noch geltende § 31 Abs. 1 SPG bezieht sich auf die Inkassohilfe gemass altrechtlichem Art. 131
Abs. 1 und Art. 290 ZGB. Neu werden die mit der Revision des Kindesunterhaltsrechts geanderten
und seit 1. Januar 2017 massgebenden Art. 131 und Art. 290 ZGB genannt. Ebenso ist Art. 176a
ZGB zu nennen: Dieser regelt die Inkassohilfe beim ehelichen Unterhalt, der im Rahmen eines Ehe-
schutzverfahrens gerichtlich festgelegt wurde. Art. 34 Abs. 4 PartG verweist beim Unterhaltsan-
spruch aus dem Partnerschaftsgesetz®* auf die Inkassohilfe beim nachehelichen Unterhalt und ist
der Vollstandigkeit halber ebenso im neuen § 31 Abs. 1 SPG aufzufihren. Als Grundlage der Inkas-
sohilfe ist schliesslich auch die Inkassohilfeverordnung zu nennen, welche der Bundesrat gestutzt
auf Art. 131 Abs. 2 und Art. 290 Abs. 2 ZGB erlassen hat und am 1. Januar 2022 in Kraft getreten ist.

Wie bis anhin ist die Inkassohilfe auch gemass neuem Absatz 1 Aufgabe der Gemeinden. Ebenso
unverandert bleibt die Anknlpfung an den zivilrechtlichen Wohnsitz der berechtigten Person

(vgl. Art. 5 Abs. 1 InkHV). Bei einem Wohnsitzwechsel sind die entsprechenden Bestimmungen der
Inkassohilfeverordnung des Bundes zu beachten: Wechselt die berechtigte Person den Wohnsitz
wahrend eines Inkassohilfeverfahrens, so erlischt die Zustandigkeit der Fachstelle am bisherigen Ort
(Art. 5 Abs. 2 InkHV). Die Fachstelle bleibt fir das Inkasso der bis zum Wechsel des Wohnsitzes ver-
fallenen Unterhaltsbeitrage zustandig. Sie kann hangige Inkassohilfeverfahren mit Zustimmung der
neuen Fachstelle auf diese Ubertragen (Art. 5 Abs. 3 InkHV).

34 Zur Weitergeltung des Partnerschaftsgesetzes nach der Volksabstimmung Uber die "Ehe fiir alle" siehe oben Fussnote 12.
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Zu § 31 Abs. 2

Die Moglichkeit der Auslagerung steht den Gemeinden weiterhin offen: Gemass neuem § 31

Abs. 2 SPG kann die Gemeinde in einzelnen oder samtlichen Fallen Leistungen der Inkassohilfe
durch geeignete Dritte erbringen lassen. Dies ist im Ubrigen auch im bereits geltenden § 43 Abs. 4
SPG so vorgesehen. Die Gemeinde stellt dabei den Datenschutz sicher.

Die Leistungen der Inkassohilfe sind in der Inkassohilfeverordnung geregelt (Art. 9 Abs. 2,
Art. 11-14, Art. 16 InkHV). Es handelt sich im Wesentlichen um folgende, nicht abschliessende Leis-
tungen:

- bei Bedarf beim Ausflllen des zur Verfligung gestellten Formulars unterstitzen (Art. 9 Abs. 2 In-
kHV);

- die im Einzelfall geeigneten Leistungen der Inkassohilfe bestimmen (Art. 11 Abs. 1 InkHV);
die verpflichtete Person zur Zahlung bewegen; falls aussichtslos, geeignete Massnahmen zur
Durchflhrung der Inkassohilfe einleiten (insbesondere Zwangsvollstreckung, Arrest, Schuldneran-
weisung, Sicherstellung [Art. 12 Abs. 1 lit. j InkHV]) und strafrechtliche Schritte prufen (Art. 11
Abs. 2, Art. 12 Abs. 2 InkHV)

- weitere Leistungen, die gemass Art. 12 Abs. 1 InkHV mindestens anzubieten sind, wie unter an-
derem: personliches Beratungsgesprach mit der berechtigten Person (lit. b); Berechnung der aus-
stehenden Unterhaltsbeitrage (lit. e); Organisation der Ubersetzung des Unterhaltstitels (lit. f); Lo-
kalisierung der verpflichteten Person, Kontaktaufnahme und Mahnung (lit. g, h, i);
Entgegennahme und Uberwachung der Zahlungen der verpflichteten Person (lit. k);

- Meldung an die Vorsorge- oder Freizligigkeitseinrichtung der verpflichteten Person, wenn sich
diese mit regelmassig zu erbringenden Unterhaltsbeitrdgen im Umfang von mindestens vier mo-
natlichen Zahlungen in Verzug befindet (Art. 13 InkHV); die betroffene Vorsorge- oder Freizligig-
keitseinrichtung wiederum muss bestimmte fallige Anspriiche der ihr gemeldeten verpflichteten
Person (zum Beispiel Vorbezug zur Wohneigentumsférderung) melden (Art. 14 InkHV);

- bei Einstellung der Inkassohilfe Schlussabrechnung erstellen und der berechtigten Person aus-
handigen (Art. 16 Abs. 4 InkHV).

Die bisherigen Begriffe "geeignete Amtsstelle" und "private Institution" werden im neuen § 31 Abs. 2
SPG ersetzt mit "geeignete Dritte". Der Begriff "Dritte" ist nicht neu und wird bereits in den geltenden
Bestimmungen Uber die Aufgabenerfillung in § 43 Abs. 4 SPG und § 3 Abs. 2 und 3 des Gesetzes
Uber die Einwohnergemeinden (Gemeindegesetz, GG) vom 19. Dezember 1978 verwendet. "Dritte"
ist weiter gefasst und bringt deshalb besser zum Ausdruck, dass eine Ubertragung an eine Behérde,
an Privatunternehmen sowie an Einzelpersonen madglich ist. Denkbar ist beispielsweise auch, dass
mehrere Gemeinden einen Gemeindeverband bilden (vgl. §§ 74 ff. GG) oder durch Vertrag vereinba-
ren, die Aufgabe der Inkassohilfe gemeinsam zu erfillen oder einer Gemeinde zur Erfillung zu Gber-
tragen (vgl. § 72 Abs. 1 GG). Dies kdnnte namentlich auch fir den Bereich der Inkassohilfe bei
grenziberschreitenden Verhaltnissen sinnvoll sein, wo teilweise noch spezifischere Fachkenntnisse
vorausgesetzt sind (siehe Erlauterung zum neuen § 31 Abs. 4 SPG). Zur Voraussetzung der Eignung
aussert sich der neue § 31 Abs. 2°s SPG.

Der Vollstandigkeit halber ist festzuhalten, dass auch im Bereich der Inkassohilfe die Bestimmungen
zur gegenseitigen Amtshilfe und Bekanntgabe von Daten gemass § 46 SPG sowohl fir die Ge-
meinde als auch fur die mit der Ausflihrung beauftragten Dritten gelten (siehe auch Art. 6 f. InkHV).

An Dritte nicht Ubertragbar ist die Befugnis, Entscheide betreffend die Inkassohilfe zu erlassen. Mit
Entscheid gemeint ist der individuelle, an den Einzelnen gerichtete hoheitliche Akt, durch den in An-
wendung des Inkassohilferechts eine konkrete Rechtsbeziehung rechtsgestaltend oder feststellend
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in verbindlicher und erzwingbarer Weise geregelt wird.*® In der Praxis kommen verschiedene Begriffe
zur Anwendung (zum Beispiel Verfliigung, Beschluss, Bescheid usw.). Ein Entscheid gemass vorlie-
gender Bestimmung liegt vor, wenn der Akt die genannten Voraussetzungen erfiillt; der gewahlte Be-
griff fir diesen Akt ist nicht massgebend. Ein Entscheid ist spatestens dann zu erlassen, wenn dies
von der betroffenen Person verlangt wird. Denkbar ist dies namentlich bei der Abweisung eines ein-
gereichten Gesuchs um Inkassohilfe (siehe zum Beispiel Art. 10 Abs. 3 InkHV), der Einstellung der
Inkassohilfe (Art. 16 InkHV) und der Kostenauferlegung (Art. 17 Abs. 2, Art. 19 Abs. 2 InkHV).

Gemass geltendem § 44 Abs. 2 SPG werden die nach dem Sozialhilfe- und Praventionsgesetz erfor-
derlichen Verfugungen und Entscheide von der Sozialbehdrde getroffen (und damit grundsatzlich
vom Gemeinderat oder von einer gemeinderatlich eingesetzten Sozialkommission, § 44 Abs. 1

SPG), soweit die Zustandigkeit nicht ausdrticklich einer anderen Behérde zugewiesen ist. Eine Be-
horde ist jede Stelle, die Aufgaben der 6ffentlichen Verwaltung wahrnimmt; darunter fallen auch Pri-
vate, wenn sie mit hoheitlichen Befugnissen ausgestattet sind (§ 1 Abs. 2 Gesetz Uber die Verwal-
tungsrechtspflege [Verwaltungsrechtspflegegesetz, VRPG] vom 4. Dezember 2007). Zu beachten ist
auch § 39 Abs. 1 GG, wonach der Gemeinderat Entscheidungsbefugnisse an eines seiner Mitglieder,
an Kommissionen oder an Mitarbeitende der mit der entsprechenden Aufgabe betrauten Verwal-
tungsstelle Ubertragen kann (vorausgesetzt ist ein entsprechendes gemeinderatliches Reglement,
vgl. § 39 Abs. 3 GG). Mit dem neuen § 31 Abs. 2 SPG wird im Sinne einer lex specialis festgehalten,
dass die Entscheidbefugnis im Anwendungsbereich des Inkassohilferechts nicht an Dritte bertrag-
bar ist. Diese Entscheide sind somit von der Gemeinde selbst zu erlassen, das heisst, entweder von
der Sozialbehérde gemass § 44 Abs. 1 SPG oder einer gemass § 39 GG zustandigen Stelle. Ande-
ren Behdrden und insbesondere Privaten darf die Entscheidbefugnis nicht Gbertragen werden. Dies
ist zum einen mit der Inkassohilfe als Aufgabe der Gemeinde zu begriinden. Entsprechend wird denn
auch im neuen § 31 Abs. 2" SPG festgehalten, dass die Gemeinde die im Bundesrecht zur Inkasso-
hilfe genannte Fachstelle ist, auch im Fall der Ubertragung geméass Absatz 2. Zum anderen be-
zweckt die Regelung, dass die Verantwortung im Bereich der Inkassohilfe auch im Fall einer
Auslagerung der Leistungserbringung bei der Gemeinde verbleibt. Wie bereits ausgefuhrt (vgl. Kapi-
tel 1.2), macht derzeit die knappe Mehrheit der aargauischen Gemeinden Gebrauch von der Ubertra-
gungsmaoglichkeit gemass geltendem § 31 Abs. 2 SPG. Gemass Kenntnisstand des Departements
Gesundheit und Soziales erlassen die mit der Inkassohilfe betrauten Dritten grundsatzlich keine Ent-
scheide. Es ist somit davon auszugehen, dass der neue § 31 Abs. 2 SPG fiir die Praxis keine Ande-
rung mit sich bringen wird.

Zu § 31 Abs. 2"

Die Auslagerung der Erbringung von Inkassohilfeleistungen gemass neuem Absatz 2 setzt die Eig-
nung der Dritten voraus. Diese ist gegeben, wenn die beauftragten Dritten tber die notwendigen
Fachkenntnisse verfligen, um im betroffenen Einzelfall die entsprechenden Leistungen zu erbringen
(bezlglich der notwendigen Fachkenntnisse siehe Erlauterung zum neuen Absatz 2'¢").

Zu § 31 Abs. 2t

Von Bundesrechts wegen ist die Inkassohilfe neu von einer Fachstelle zu leisten. Wem die Rolle als
Fachstelle zukommt, bestimmt das kantonale Recht (vgl. Art. 2 Abs. 2 InkHV).

Die Inkassohilfe liegt im Kanton Aargau in der Zustandigkeit der Gemeinden. Daran andert auch die
vorliegende Gesetzesrevision nichts (siehe neuer § 31 Abs. 1 SPG). Konsequenz daraus ist, dass

35 MICHAEL MERKER, Rechtsmittel, Klage und Normenkontrollverfahren nach dem aargauischen Gesetz lber die Verwaltungsrechtspflege
(VRPG) vom 9. Juli 1968, Ziirich 1998, zu § 38, Seite 29 f.; ULRICH HAFELIN/GEORG MULLER/FELIX UHLMANN, Allgemeines Verwaltungsrecht, Zi-
rich 2016, N 849 ff.; zum Verzicht auf die Unterscheidung zwischen Verfligung und Entscheid siehe auch Botschaft des Regierungsrats an den
Grossen Rat vom 14. Februar 2007 zum VRPG (1. Beratung), Erlauterung zu § 41 VPRG, Seite 53.
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die Rolle als Fachstelle den Gemeinden zukommt: Gemass neuem § 31 Abs. 2" SPG ist die Ge-
meinde die im Bundesrecht zur Inkassohilfe genannte Fachstelle, auch im Fall der Ubertragung ge-
mass Absatz 2.

Der Begriff "Fachstelle" bringt zum Ausdruck, dass gewisse Fachkenntnisse vorausgesetzt werden.
Das Bundesrecht enthalt weder eine ausdruckliche Definition der Fachstelle noch explizite Qualifika-
tionsanforderungen an diese.3® Anforderungen an die Fachstelle lassen sich anhand der in der Inkas-
sohilfeverordnung genannten Leistungen (Art. 9 Abs. 2, Art 11-14, Art. 16 InkHV) zumindest ablei-
ten. In den Materialien des Bundes zur Inkassohilfeverordnung wird in diesem Zusammenhang
ausdruicklich festgehalten, dass diejenige Organisationseinheit, die kraft kantonalen Rechts fir die
Inkassohilfe zustandig ist, Uber die notwendigen Fachkenntnisse verfligen muss, um in jedem Dos-
sier beurteilen und entscheiden zu kdnnen, welche der in der Inkassohilfeverordnung aufgelisteten
Leistungen zu erbringen ist.?”

In diesem Sinne werden im neuen § 31 Abs. 2" SPG die Rolle als Fachstelle beziehungsweise die
Anforderungen an diese geregelt. Dabei wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die Gemeinde
die Aufgabe der Inkassohilfe an geeignete Dritte Uibertragen kann. Das verlangte Mass an Fach-
kenntnissen hangt folglich davon ab, ob die Gemeinde die Leistungen der Inkassohilfe selber er-
bringt oder ob sie die Inkassohilfe von geeigneten Dritten erbringen lasst.

lit. a

Erbringt die Gemeinde in einem Einzelfall die Leistungen der Inkassohilfe selber, muss sie gemass
lit. a des neuen § 31 Abs. 2" SPG Uber die hierflir benétigten Fachkenntnisse verfiigen. Die Ge-
meinde muss also fachlich fahig sein, die im entsprechenden Falldossier geeigneten Leistungen be-
stimmen und erbringen zu kénnen. Es wird darauf verzichtet, die vorausgesetzten Fachkenntnisse
an abschliessend aufgezahlte Qualifikationsanforderungen zu kniipfen. Damit soll letztlich verhindert
werden, dass eine Gemeinde nur deshalb nicht als Fachstelle qualifiziert werden kann, weil sie keine
der abschliessend aufgezahlten Qualifikationsanforderungen erfillt, die in der Inkassohilfeverord-
nung vorgesehenen Leistungen jedoch trotzdem einwandfrei erbringen kénnte. Eine Gemeinde ver-
flgt Uber Fachkenntnisse gemass lit. a, wenn sie beispielsweise Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit
einer entsprechenden Aus- oder Weiterbildung einsetzt (zum Beispiel "CAS Alimentenhilfe: Weiterbil-
dung zur Alimentenfachperson" der Fachhochschule ZHAW). Auch Personen ohne spezifische Aus-
oder Weiterbildung, jedoch mit gleichwertiger Berufserfahrung im Bereich der Inkassohilfe kdnnen
die entsprechenden Fachkenntnisse mitbringen. Berufserfahrung ist namentlich dann mit einer Aus-
oder Weiterbildung gleichwertig, wenn die betroffene Mitarbeiterin beziehungsweise der betroffene
Mitarbeiter iber mehrere Jahre hinweg regelmassig Aufgaben der Inkassohilfe erfillt hat. Denkbar ist
auch eine Kombination von Mitarbeitern mit entsprechender Aus- oder Weiterbildung sowie Mitarbei-
tern mit Berufserfahrung. Gestuitzt auf § 63 Abs. 1 SPG wird der Regierungsrat die erforderlichen
Fachkenntnisse in diesem Sinn in der Sozialhilfe- und Praventionsverordnung konkretisieren.

lit. b

Ubertragt eine Gemeinde die Inkassohilfe gemass neuem § 31 Abs. 2 SPG an Dritte, so gelten die
Ausflihrungen zu den notwendigen Fachkenntnissen gemass § 31 Abs. 2 lit. a SPG ebenso fir
diese Dritte. Auch im Fall der Ubertragung muss die Gemeinde (iber Fachkenntnisse verfligen, da
sie trotz Ubertragung Fachstelle bleibt. Diese verlangten Fachkenntnisse gehen zwar weniger weit
als die Fachkenntnisse einer Gemeinde, welche die Inkassohilfe selber leistet. Jedoch muss gleich-
wohl ein gewisses Mass an Kenntnissen der Inkassohilfe bei der Gemeinde vorhanden sein. Dieses
Mass lasst sich auch hier nicht abschliessend festlegen. Die Gemeinde muss gemass neuem § 31

36 Der Vorentwurf zur Inkassohilfeverordnung sah noch eine kantonale Pflicht vor, die angemessene Ausbildung der Mitarbeitenden der Fach-
stelle sicherzustellen. Aufgrund der kritischen Rickmeldungen anlasslich des Vernehmlassungsverfahrens verzichtete der Bundesrat auf die
entsprechenden Bestimmungen (Erlauternder Bericht InkHV, Erlduterung zuArt. 2 Abs. 2, Seite 14 f., siehe auch Seite 63).

37 Erlauternder Bericht InkHV, Erlauterung zu Art. 2 Abs. 2, Seite 14.
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Abs. 2" lit. b SPG zumindest beurteilen kdnnen, welche Falle ausgelagert werden sollen und ob die
hierfir ausgewahlte Dritte das Erfordernis der Eignung erfiillt. Zu beachten ist weiter, dass die Ent-
scheidbefugnis im Anwendungsbereich des Inkassohilferechts nicht an Dritte Ubertragbar ist (neuer
§ 31 Abs. 2 SPG). Die Gemeinde muss folglich in der Lage sein, die entsprechenden Entscheide zu
erlassen. Wie bereits weiter oben ausgefiihrt (vgl. Kapitel 1.2), hat die knappe Mehrheit der aargaui-
schen Gemeinden die Inkassohilfe ausgelagert. Der Bund bezeichnet diese Praxis in den Materialien
zur Inkassohilfeverordnung explizit als eine mdgliche Losung, insbesondere auch bei Gemeinden,
die nur selten mit Gesuchen um Inkassohilfe konfrontiert sind.3®

Zu § 31 Abs. 2auater

Mit dem neuen § 31 Abs. 29var SPG wird aufgezeigt, flir welche Unterhaltsanspriiche Inkassohilfe
geleistet wird. Der erste Teilsatz der genannten Bestimmung hat zwar bloss deklaratorischen Cha-
rakter, da in diesen Fallen Inkassohilfe bereits von Bundesrechts wegen zu leisten ist. Er gibt jedoch
insbesondere den rechtsanwenden Gemeinden und den betroffenen Personen einen Uberblick (iber
die relevanten Unterhaltsanspriiche. Zu diesen Unterhaltsanspriichen gehéren:

- ehelicher Unterhaltsanspruch wahrend des Zusammenlebens (Art. 173 i.V.m. Art. 176a ZGB) und
nach Aufhebung des gemeinsamen Haushalts (Art. 176 i.V.m. Art. 176a ZGB)

- nachehelicher Unterhaltsanspruch gemass Scheidungsrecht (Art. 131 ZGB)

- Unterhaltsanspruch gemass Kindesrecht (Art. 290 ZGB)

- Unterhaltsanspruch gemass Partnerschaftsgesetz: wahrend des Zusammenlebens (Art. 13 Abs. 2
PartG), nach Aufhebung des Zusammenlebens (Art. 17 Abs. 2 lit. a PartG) und nach Auflésung
der eingetragenen Partnerschaft (Art. 34 Abs. 2 PartG)

- Familienzulagen gemass Art. 3 Abs. 2 InkHV

Voraussetzung ist jeweils, dass es sich um im Gesuchsmonat fallig werdende und zukiinftige Unter-
haltsanspriiche handelt, die in einem Unterhaltstitel festgelegt sind (vgl. Art. 3 Abs. 1 InkHV).

Auch die Nennung von Art. 3 Abs. 3 InkHV hat bloss deklaratorischen Charakter. Demnach kann die
Fachstelle im Zusammenhang mit einem Gesuch nach Art. 3 Abs. 1 InkHV auch Inkassohilfe flir vor

Einreichung des Gesuchs verfallene Unterhaltsbeitrage und Familienzulagen leisten. Gemass Mate-
rialien des Bundes liege es im Ermessen der Fachstelle zu entscheiden, ob es sich im konkreten Fall
mit Blick auf die finanzielle Situation des Unterhaltsschuldners lohne, Inkassohilfe fur die verfallenen

Anspriiche zu leisten.®

Nicht bloss deklaratorischer Natur ist der zweite Teilsatz von § 31 Abs. 2943t SPG: Gemass Art. 3
Abs. 4 InkHV kann das kantonale Recht Inkassohilfe fiir weitere familienrechtliche Anspriiche vorse-
hen, insbesondere fur Anspriche auf besondere Beitrage fir nicht vorhergesehene ausserordentli-
che Bedurfnisse des Kindes (Art. 286 Abs. 3 ZGB) und fiir Anspriiche der unverheirateten Mutter
(Art. 295 ZGB). Von dieser Moglichkeit wird im Kanton Aargau mit dem neuen § 31 Abs. 2343 SPG
Gebrauch gemacht: Die Gemeinden leisten demnach auch bei nicht vorhergesehenen ausseror-
dentlichen Bedirfnissen des Kindes Inkassohilfe, wenn das Gericht die Eltern zur Leistung eines be-
sonderen Beitrags verpflichtet hat (neuer § 31 Abs. 243" SPG in Verbindung mit Art. 3 Abs. 4 lit. a
InkHV). Diese Beitrage kommen den Bedirfnissen des Kindes zugute und dienen so dem Kindes-
wohl. Neu sind auch Anspriiche der unverheirateten Mutter gemass Art. 295 ZGB, sofern sie gericht-
lich zugesprochen wurden, der Inkassohilfe unterstellt (neuer § 31 Abs. 2“3 SPG in Verbindung mit
Art. 3 Abs. 4 lit. b InkHV). Gemass Art. 295 ZGB kann eine Mutter spatestens bis ein Jahr nach der
Geburt gegen den Vater oder dessen Erben auf Ersatz klagen fir die Entbindungskosten, fir die
Kosten des Unterhalts wahrend mindestens vier Wochen vor und mindestens acht Wochen nach der
Geburt oder fur andere infolge der Schwangerschaft oder der Entbindung notwendig gewordene

38 Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Erlauterung zu Art. 2 Abs. 2, Seite 16.
39 Erlauternder Bericht InkHV, a.a.0., Erlauterung zu Art. 3 Abs. 3, Seite 19.
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Auslagen unter Einschluss der ersten Ausstattung des Kindes. Auch die Abgeltung dieser Kosten
dient letzten Endes dem Kindeswohl. Durch die Inkassohilfe fiir diese Beitrage wird die Ungleichbe-
handlung zwischen Kindern unverheirateter Eltern und Kindern verheirateter Eltern in diesem Punkt
ausgeglichen. Eine entsprechende Unterstellung dieser Beitrage unter die Inkassohilfe ist demnach
sachgerecht.

Zu § 31 Abs. 3

Der Wortlaut des geénderten § 31 Abs. 3 SPG ist im Vergleich zum geltenden § 31 Abs. 3 SPG zwar
neu formuliert. Materiell diirfte er jedoch keine grundlegende Anderung mit sich bringen.

lit. a

Die Inkassohilfe flr Unterhaltsbeitrage fur Kinder ist bereits gemass geltendem Recht unentgeltlich.
Der neue § 31 Abs. 3 lit. a SPG ergibt sich zudem aus Bundesrecht (Art. 290 Abs. 1 ZGB, Art. 17
Abs. 1 InkHV) und ist deshalb bloss deklaratorischer Natur. Der Vollstandigkeit halber und um vor
allem den Gemeinden und betroffenen Personen einen Uberblick zu verschaffen, ist er dennoch zu
nennen.

lit. b

Die Inkassohilfe flr Unterhaltsbeitrage flir andere berechtigte Personen ist bereits gemass gelten-
dem Recht in der Regel unentgeltlich. Der Wortlaut von § 31 Abs. 3 SPG wurde an die Bundesformu-
lierung in Art. 17 Abs. 2 InkHV angepasst. Damit ist nicht mehr massgebend, ob gute finanzielle Ver-
haltnisse vorliegen, sondern ob die berechtigte Person Uber die erforderlichen Mittel verfligt. Der
Regierungsrat regelt wie bis anhin die Einzelheiten und bestimmt die Ansatze. Im Ergebnis durfte der
neue Begriff keine grundlegende Anderung mit sich bringen, da derzeit davon ausgegangen wird,
dass weiterhin die gemass § 26 Abs. 1 SPV geltenden Kriterien herangezogen werden sollen.

Zu § 31 Abs. 3%

In Umsetzung des Bundesrechts (Art. 18 f. InkHV) wird in § 31 Abs. 3¢ SPG neu geregelt, dass die
Gemeinde die Kosten der Leistungen anderer Dritter, wie namentlich Betreibungs-, Verfahrens- und
Ubersetzungskosten, zu bevorschussen hat. Mit dem Zusatz "anderer" wird prazisiert, dass es sich
bei den Dritten geméss neuem § 31 Abs. 3¢ SPG nicht um jene Dritte handelt, denen die Gemeinde
im Rahmen der Aufgabenauslagerung gemass neuem § 31 Abs. 2 und 2% SPG die Leistungen der
Inkassohilfe Ubertragen hat, sondern um andere Dritte, die bei der Durchsetzung der Unterhaltsan-
spriche tatig werden. Die Kosten zulasten der berechtigten Person fir Leistungen der Inkassohilfe,
die geeignete Dritte im Auftrag einer Gemeinde gestitzt auf § 31 Abs. 2 und 2° SPG erbringen, be-
stimmen sich nach § 31 Abs. 3 SPG. Welches Entgelt die Gemeinde den beauftragten Dritten schul-
det, bestimmt sich dahingegen nach der zwischen Gemeinde und Dritten geltenden Vereinbarung.

Unter der Voraussetzung, dass die Kosten der Leistungen anderer Dritter nicht von der verpflichteten
Person erhaltlich gemacht werden kénnen, werden sie der berechtigten Person auferlegt, sofern
diese Uber die erforderlichen Mittel verfligt. Der Regierungsrat wird ermachtigt, die Einzelheiten zu
regeln und die Ansatze zu bestimmen. Es ist derzeit davon auszugehen, dass er sich dabei an den
gleichen Kriterien orientieren durfte, die bei der Beurteilung der erforderlichen Mittel gemass § 31
Abs. 3 SPG gelten.

Zu § 31 Abs. 4

Fir die Inkassohilfe bei grenziiberschreitenden Verhaltnissen bleiben gemass neuem § 31 Abs. 4
SPG weiterhin die Gemeinden zusténdig. Diesen kommt wie bei den nationalen Sachverhalten die
Rolle als Fachstelle zu, auch im Fall der Ubertragung gemass Absatz 2.

Die Fachstelle beziehungsweise die mit den Leistungen beauftragte Dritte muss Uber die entspre-
chenden Fachkenntnisse verfligen, um die Inkassohilfe auch bei grenziiberschreitenden Verhaltnis-
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sen leisten zu kdnnen (vgl. neuer Absatz 2° und 2'"). In gewissen Fallkonstellationen sind diesbe-
zlglich spezifischere Fachkenntnisse als fur die Bearbeitung von nationalen Inkassohilfefallen not-
wendig. Zudem sind insbesondere kleinere Gemeinden teilweise nur selten von solchen Fallen be-
troffen. Aus diesem Grund kann es fir Gemeinden vor allem im Bereich der Inkassohilfe bei
grenziiberschreitenden Verhaltnissen sinnvoll sein, diese Aufgabe gemeinsam mit anderen Gemein-
den zu organisieren oder sie an geeignete Dritte auszulagern.

Die ortliche Zustandigkeit hangt davon ab, ob es sich um ein Gesuch aus dem oder um ein Gesuch
ins Ausland handelt. Beim Gesuch aus dem Ausland ist gemass Art. 21 Abs. 3 InkHV die Fachstelle
und damit die Gemeinde am Ort des Wohnsitzes oder — bei Fehlen eines schweizerischen Wohnsit-
zes — am gewohnlichen Aufenthaltsort der verpflichteten Person zustandig. Hat diese weder Wohn-
sitz noch gewdhnlichen Aufenthalt in der Schweiz, so ist die Fachstelle und damit die Gemeinde am
Ort der vorzunehmenden Massnahme zusténdig. Beim Gesuch ins Ausland ist gemass Art. 21

Abs. 4 InkHV die Fachstelle und damit die Gemeinde am Wohnsitz oder — bei Fehlen eines schwei-
zerischen Wohnsitzes — am gewdhnlichen Aufenthaltsort der berechtigten Person zustandig.

Der Kantonale Sozialdienst bleibt die kantonale Empfangs- und Ubermittiungsstelle und dient damit
weiterhin als Verbindungsstelle zwischen den Fachstellen und dem Bundesamt fur Justiz (vgl. § 42
Abs. 1 lit. f SPG).

Fremdanderung: Einfilhrungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EG ZGB)

§ 16 Vollstreckung der Unterhaltspflicht (Abs. 1 geédndert)

' Die Inkassohilfe geméss den Art. 131, 176a und 290 ZGB, Art. 34 Abs. 4 PartG sowie der
Verordnung Uber die Inkassohilfe bei familienrechtlichen Unterhaltsanspriichen (Inkassohil-
feverordnung, InkHV) vom 6. Dezember 2019 richtet sich nach den Bestimmungen des Geset-
zes uber die 6ffentliche Sozialhilfe und die soziale Pravention (Sozialhilfe- und Praventionsge-
setz, SPG) vom 6. Marz 2001.

Zu § 16 Abs. 1

Der noch geltende § 16 Abs. 1 EG ZGB nennt als Grundlage der Inkassohilfe Art. 131, 131a und 290
ZGB. Art. 131a ZGB regelt die Bevorschussung durch das Gemeinwesen, wenn die verpflichtete
Person ihrer nachehelichen Unterhaltspflicht nicht nachkommt. Art. 131a ZGB betrifft somit die Ali-
mentenbevorschussung, nicht die Vollstreckung der Unterhaltspflicht beziehungsweise die Inkasso-
hilfe und wird deshalb im neuen § 16 Abs. 1 EG ZGB nicht mehr genannt. Stattdessen werden neu —
in Ubereinstimmung mit § 31 Abs. 1 SPG — zusétzlich die Bestimmungen Art. 176a ZGB, Art. 34
Abs. 4 PartG*® sowie die am 1. Januar 2022 in Kraft getretene Inkassohilfeverordnung als Grundlage
der Inkassohilfe aufgezanhlt.

5.2 Alimentenbevorschussung

Wie in Kapitel 4.2.2 dargelegt, verfolgt der Regierungsrat die Variante 1 gemass Anhoérungsvorlage
(Bevorschussung nur des Barunterhalts) unter Berlcksichtigung der Anhérungsergebnisse nicht wei-
ter. Mit vorliegender Botschaft werden neu die Variante 1 (Bevorschussung des Bar- und Betreu-
ungsunterhalts ohne Erhéhung des Maximalbetrags) und Variante 2 (Bevorschussung des Bar- und
Betreuungsunterhalts mit Erhdhung des Maximalbetrags) unterbreitet.

40 Zur Weitergeltung des Partnerschaftsgesetzes nach der Volksabstimmung tber die "Ehe fir alle" siehe oben Fussnote 12.
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Sozialhilfe- und Praventionsgesetz (SPG)

Variante 1 und 2: § 33 Anspruchsvoraussetzungen (Abs. 1 gedndert)

' Minderjahrige und Personen in Ausbildung bis zum vollendeten 20. Altersjahr haben unter
Vorbehalt von § 34 Anspruch auf Bevorschussung sowohl der Unterhaltsbeitrage zur Deckung
der direkten Kosten fiir das Kind (Barunterhalt) als auch der Unterhaltsbeitrage zur Deckung der
indirekten Kosten aufgrund der personlichen Betreuung des Kindes durch die Eltern (Betreu-
ungsunterhalt), wenn

a) der unterhaltsbeitragspflichtige Elternteil seiner Unterhaltspflicht nicht oder nicht rechtzeitig
nachkommt,

b) ein vollstreckbarer Rechtstitel vorliegt,
c) das Kind zivilrechtlichen Wohnsitz im Kanton hat und

d) sowohl die voraussichtlichen Jahreseinklnfte als auch das Reinvermégen gemass steuer-
rechtlichen Vorgaben des nicht unterhaltsbeitragspflichtigen Elternteils und des Kindes un-
ter den vom Regierungsrat festzulegenden Grenzbetragen liegen. Einkunfte und Vermogen
des Stiefelternteils oder derjenigen Person, mit welcher der Elternteil in stabiler eheahnli-
cher Beziehung lebt, sind anzurechnen.

Variante 1 und 2: Zu § 33 Abs. 1

Neu wird in § 33 Abs. 1 SPG ausdricklich festgehalten, dass sich der Anspruch auf Bevorschussung
sowohl auf den Unterhaltsbeitrag zur Deckung der direkten Kosten fir das Kind (Barunterhalt) als
auch auf die Deckung der indirekten Kosten aufgrund der personlichen Betreuung des Kindes durch
die Eltern (Betreuungsunterhalt) bezieht.

nur bei Variante 2: § 35 Hohe der Bevorschussung (Abs. 1 geandert)

' Die Hohe der Bevorschussung richtet sich nach dem massgeblichen Rechtstitel. Sie darf den
Betrag der maximalen doppelten Waisenrente gemass Art. 37 Abs. 2 des Bundesgesetzes tber
die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG) vom 20. Dezember 1946 nicht Gberschrei-
ten.

Nur bei Variante 2: Zu § 35 Abs. 1

Eine Anhebung der maximalen Bevorschussung auf die maximale doppelte Waisenrente tragt dem
Sinn und Zweck der Bevorschussung des Betreuungsunterhalts Rechnung. Die maximale doppelte
Waisenrente bestimmt sich nach Art. 37 Abs. 2 AHVG und betragt 60 % der maximalen Altersrente,
also Fr. 1'434.— (seit 1. Januar 2021).4!

§ 36 Zustandigkeit und Verfahren (Abs. 3 gedndert)

3 Die Durchfiihrung der Bevorschussung kann geeigneten Dritten (ibertragen werden. Dritte sind
geeignet, wenn sie Uber die notwendigen Fachkenntnisse verfligen, um im betreffenden Einzel-
fall die entsprechenden Leistungen erbringen zu kdnnen.

Zu § 36 Abs. 3

Der Begriff "private Organisationen" wird — wie beim neuen § 31 Abs. 2 SPG — durch den Begriff "ge-
eignete Dritte" ersetzt. Damit wird sichergestellt, dass die Durchfiihrung der Bevorschussung zum
einen und die Erbringung von Leistungen der Inkassohilfe zum anderen an dieselben Behdrden, Pri-
vatunternehmen sowie Einzelpersonen ubertragen werden kénnen. Die Eignung der Dritten ist gege-
ben, wenn die beauftragten Dritte ber die notwendigen Fachkenntnisse verfiigen, um im betroffenen
Einzelfall die entsprechenden Leistungen zu erbringen.

41 Siehe "Merkblatt 3.03 - Hinterlassenenrenten der AHV" der Informationsstelle AHV/IV, Stand am 1. Januar 2021, Randziffer 20, abrufbar unter
www.ahv-iv.ch > Merkblatter & Formulare > Merkblétter > Leistungen der AHV
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6. Auswirkungen

6.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton

Die vorgeschlagenen Anpassungen im Bereich der Alimentenhilfe tragen zu einer geklarten und
nach Mdglichkeit ausreichenden finanziellen Lage in Trennungs- und Scheidungssituationen bei.
Dadurch kénnen Folgekosten verhindert oder vermindert werden, die durch Belastungen in Krisensi-
tuationen, wie sie in der Regel mit Trennungen und Scheidungen fir die Kinder verbunden sind, ent-
stehen kénnen. Folgekosten kdnnen zusatzliche Herausforderungen fir die Volksschule oder er-
héhte Betreuungs- und Therapieleistungen sein, die teils gemeinsam von Kanton und Gemeinden
getragen werden (zum Beispiel Leistungen nach dem Gesetz Uber die Einrichtungen fir Menschen
mit besonderen Betreuungsbedurfnissen [Betreuungsgesetz] vom 2. Mai 2006).

Das vorliegende Rechtsetzungsprojekt verursacht im Departement Gesundheit und Soziales neben
dem Rechtsetzungsaufwand (Anderungen Sozialhilfe- und Praventionsgesetz und Sozialhilfe- und

Praventionsverordnung) weiteren einmaligen personellen Aufwand. Das Handbuch Soziales sowie

die Beratungs- und Schulungspraxis missen an die neuen Regelungen angepasst werden. Zudem
sind die entsprechenden Formulare zur Unterstlitzung der Gemeinden zu Uberarbeiten. Der perso-

nelle Mehraufwand lasst sich mit den vorhandenen Ressourcen voraussichtlich bewaltigen.

6.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft

Es sind keine Auswirkungen auf die Wirtschaft erkennbar.

6.3 Auswirkungen auf die Gesellschaft

Durch eine schweizweite Harmonisierung der Inkassohilfe wird den in der Schweiz wohnhaften Un-
terhaltsberechtigten unter den gleichen Voraussetzungen Inkassohilfe gewahrt sowie gleiche "Basis-
Leistungen" der Inkassohilfe zugesprochen. Mit Inkrafttreten der Inkassohilfeverordnung des Bundes
am 1. Januar 2022 gelten deren Bestimmungen auch fiir den Kanton Aargau. Die vorliegende Ande-
rung des Sozialhilfe- und Praventionsgesetzes setzt das Bundesrecht um.

Wie bereits unter Kapitel 6.1 erwahnt, tragen die Anpassungen im Bereich der Alimentenhilfe zu ei-
ner geklarten und nach Méglichkeit ausreichenden finanziellen Lage in Trennungs- und Scheidungs-
situationen bei. Somit kdnnen zusatzliche Herausforderungen flir die Volksschule und erhéhte Be-
treuungs- und Therapieleistungen verhindert oder vermindert werden. Die Bevorschussung des
Betreuungsunterhalts dient dem Wohl des Kindes und kann unter Umstanden zu entsprechenden
Minderkosten in der Sozialhilfe fihren.

6.4 Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima

Es sind keine Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima erkennbar.

6.5 Auswirkungen auf die Gemeinden

Klare finanzielle Verhaltnisse bei Trennungen und Scheidungen, wie sie durch die Alimentenhilfe ge-
fordert werden, wirken sich auch auf die Gemeinden positiv aus. Mit Scheidungen und Trennungen
verbundene Zusatzaufwande fur die Volksschule oder erhéhte Betreuungs- und Therapieleistungen,
die teils durch die Gemeinden (zum Beispiel Sozialhilfe), teils gemeinsam von Kanton und Gemein-
den getragen werden muissen (zum Beispiel Leistungen nach Betreuungsgesetz), kdnnen somit re-
duziert werden.

Die Neuerungen im Bereich der Inkassohilfe werden bei den Gemeinden zu einmaligen sowie wie-
derkehrenden Mehraufwanden fihren. So missen die Gemeinden in ihrer Rolle als Fachstelle si-
cherstellen, dass sie und — im Fall einer Ubertragung — die geeigneten Dritten Uber die notwendigen
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Fachkenntnisse verfligen und damit in der Lage sind, die entsprechenden Leistungen der Inkasso-
hilfe zu erbringen. Der diesbezlgliche Mehraufwand hangt von der heutigen kommunalen Organisa-
tion der Inkassohilfe ab. Gemeinden, welche das Inkasso bereits heute mit entsprechend geschultem
Personal betreiben oder an eine professionelle Stelle auslagern, werden voraussichtlich mit wenig
oder keinem Zusatzaufwand konfrontiert sein. Eine Mehrbelastung wird jedoch denjenigen Gemein-
den entstehen, welche die Inkassohilfe bisher ohne entsprechende Fachkenntnisse durchgefuhrt ha-
ben. Diese mussen entweder entsprechendes Personal rekrutieren oder geeignete Dritte mit dieser
Aufgabe betrauen. Eine realistische Schatzung des Mehraufwands ist aufgrund des unbekannten
Mengengertsts nicht mdglich und liesse sich nur durch eine detaillierte Gemeindebefragung erhe-
ben. Dieser Mehraufwand ist jedoch primar Folge der Vorgaben in der eidgendssischen Inkassohil-
feverordnung und nicht der kantonalen Umsetzung. Diese fuhrt lediglich aufgrund der zusatzlich vor-
gesehenen Ausweitung der Inkassohilfe flr Anspriiche auf besondere Beitrage fir nicht
vorhergesehene ausserordentliche Bedurfnisse des Kindes und fur Anspriiche der unverheirateten
Mutter zu finanziellen und personellen Mehraufwanden bei den Gemeinden. Diese personellen Mehr-
aufwande hangen von der Anzahl Gesuche ab und kdnnen aktuell nicht abgeschatzt werden.

Ziel der neuen Inkassohilfeverordnung ist neben der Harmonisierung eine Professionalisierung und
Starkung der Inkassohilfe. Die Inkassohilfeverordnung bringt damit auch Verbesserungen fur die
Glaubiger der Unterhaltsbeitrage mit sich. Beides soll dazu beitragen, dass das Gemeinwesen bei
der Bevorschussung von Unterhaltsbeitragen sowie in Bezug auf die subsidiare Sozialhilfe entlastet
wird. Die H6he der Entlastung kann nicht beziffert werden.

Die rechtliche Einfihrung der Bevorschussung des Betreuungsunterhalts generiert bei denjenigen
Gemeinden, welche den Betreuungsunterhalt aktuell nicht bevorschussen, einen finanziellen Mehr-
aufwand. Dieser Mehraufwand ist entsprechend grésser, wenn gleichzeitig mit der Einfuhrung der
Bevorschussung der Maximalbetrag erhoht wird (Variante 2). Die aktuelle diesbeziigliche Praxis der
einzelnen Gemeinden ist nicht bekannt. Der potentielle finanzielle Mehraufwand kann nur durch die
einzelnen Gemeinden selbst fallweise abgeschatzt werden. Dem Kanton liegen keine diesbezligli-
chen Kostenschatzungen vor. Es ist nicht méglich, die finanziellen Auswirkungen der rechtlichen Ein-
fihrung der Bevorschussung des Betreuungsunterhalts gesamthaft zu quantifizieren. Die Kostenent-
wicklung hangt namlich von zahlreichen weiteren Faktoren ab, wie zum Beispiel der
Leistungsfahigkeit der unterhaltspflichtigen Personen oder der Anzahl Falle. Entsprechend kénnen
auch die angefragten anderen Kantone fir sich keine entsprechenden quantitativen Angaben ma-
chen. Die Bevorschussung des Betreuungsunterhalts wirde gleichzeitig zu gewissen Minderkosten
in der Sozialhilfe fihren. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Inkassoerfolgs-
quote in Bezug auf die geleistete Bevorschussung erfahrungsgemass hoher ist als die Riickerstat-
tungsquote von erbrachten Sozialhilfeleistungen.

6.6 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen
Es sind keine Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen erkennbar.

Il. Teil B: Observation im Sozialhilferecht

1. Ausgangslage

1.1 Sachverhaltsabklarung im Allgemeinen

Anspruch auf Sozialhilfe besteht, sofern die eigenen Mittel nicht genliigen und andere Hilfeleistungen
nicht rechtzeitig erhaltlich sind oder nicht ausreichen (§ 5 Abs. 1 SPG). Zustandig fir die Gewahrung
von Sozialhilfe sind die Gemeinden (§ 6 SPG).
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Um den geltend gemachten Anspruch auf Sozialhilfe, insbesondere die Bedurftigkeit, beurteilen zu
konnen, ist der Sachverhalt im Einzelfall abzuklaren: Die zustandige Gemeinde hat diesen, unter Be-
achtung der Vorbringen der betroffenen Person, von Amts wegen zu ermitteln und die dazu notwen-
digen Untersuchungen anzustellen (§ 17 VRPG). Die Abklarung der personlichen und finanziellen
Verhaltnisse erfolgt in der Regel durch die Befragung der hilfesuchenden Person und das Einfordern
und Priufen von Unterlagen (Kontoausziige, Versicherungspolicen, Mietvertrage, Lohn- und Tag-
geldabrechnungen, Arztzeugnisse, Ausweise Uber Unterhaltszahlungen usw.; siehe auch § 1 Abs. 3
SPV). Daneben kann auch ein Augenschein in der Wohnung (sogenannter Hausbesuch) ein Bild von
der sozialen und wirtschaftlichen Lage vermitteln. Weitere Abklarungsmittel sind namentlich vertrau-
ensarztliche Untersuchungen, Testarbeitseinsatze zur Abklarung der Arbeitsfahigkeit, Internetrecher-
chen oder Abklarungen bei anderen Behdrden (zum Beispiel Strassenverkehrsamt, Amt fur Migration
und Integration, Sozialversicherungsanstalt, Steuerbehérden).

Personen, die Sozialhilfeleistungen geltend machen, beziehen oder erhalten haben, sind verpflichtet,
Uber ihre Verhaltnisse wahrheitsgetreu und umfassend Auskunft zu geben, die erforderlichen Unterla-
gen vorzulegen und Veranderungen in ihren Verhaltnissen umgehend zu melden (vgl. § 2 SPG und
§ 1 SPV). Diese Mitwirkungs- und Meldepflicht umfasst sowohl die persdnlichen als auch die wirt-
schaftlichen Verhaltnisse (§ 1 Abs. 1 SPV). Kommen die betroffenen Personen dieser Verpflichtung
nicht nach, sind die zustandigen Behdrden berechtigt, die fir den Vollzug erforderlichen Auskiinfte
einzuholen (§ 2 Abs. 2 SPG, § 1 Abs. 4 SPV). Vorbehalten bleibt § 23 Abs. 2 VRPG, wonach die
Behorde nicht verpflichtet ist, auf das Begehren der betroffenen Person einzutreten, wenn diese die
notwendige und zumutbare Mitwirkung verweigert (vgl. § 1 Abs. 4 SPV). § 5a Abs. 1 lit. a SPG halt
zudem ausdrticklich fest, dass die Sozialhilfe gekurzt oder eingestellt werden kann, wenn die be-
troffene Person ihrer Mitwirkungs- und Meldepflicht nicht nachkommt und infolgedessen eine Uberprii-
fung der Bediirftigkeit nicht moglich ist.

1.2 Sachverhaltsabklidrung bei Verdacht auf Sozialhilfemissbrauch

Sozialhilfemissbrauch beziehungsweise zumindest der Verdacht auf Sozialhilfemissbrauch liegt vor,
wenn unwahre oder unvollstandige Angaben gemacht oder wesentliche Angaben verschwiegen wer-
den. Bei Sozialhilfemissbrauch beziehungswese Verdacht auf Sozialhilfemissbrauch ergeben sich
grundsatzlich zwei voneinander zu unterscheidende Fragestellungen:

- Hat der (Verdacht auf) Sozialhilfemissbrauch fir die betroffene Person strafrechtliche Konsequen-
zen?

- Hat der (Verdacht auf) Sozialhilfemissbrauch fir die betroffene Person sozialhilferechtliche Kon-
sequenzen?

Strafrechtlich kommen verschiedene Straftatbestande infrage wie beispielsweise: unrechtmassiges
Erwirken von Leistungen (§ 59 SPG), unrechtmassiger Bezug von Leistungen einer Sozialversiche-
rung oder der Sozialhilfe (Art. 148a Schweizerisches Strafgesetzbuch [StGB] vom 21. Dezember
1937), arglistige Vermogensschadigung (Art. 151 StGB), Betrug (Art. 146 StGB), Urkundenfal-
schungsdelikte (Art. 251 ff. StGB). Bei Vorliegen eines hinreichenden Straftatverdachts kann es zu
einer Strafanzeige und in der Folge zu Ermittlungen der Strafverfolgungsbehérden kommen. Mitar-
beitende des Kantons und der Gemeinden sind verpflichtet, Verbrechen und schwere Vergehen, von
denen sie in ihrer amtlichen Stellung Kenntnis erhalten, der Staatsanwaltschaft zu melden (§ 34 Ein-
fuhrungsgesetz zur Schweizerischen Strafprozessordnung [EG StPO] vom 16. Marz 2010 in Verbin-
dung mit Art. 302 Abs. 2 Schweizerische Strafprozessordnung [Strafprozessordnung, StPO] vom

5. Oktober 2007). Zur Ermittlung solcher Straftaten steht im straf- beziehungsweise strafprozess-
rechtlichen Kontext das Mittel der Observation zur Verfligung. Auf Bundesebene gewahrt Art. 282
StPO die Moglichkeit der Observation: Die Staatsanwaltschaft und, im Ermittlungsverfahren, die Poli-
zei kdbnnen Personen an allgemein zuganglichen Orten verdeckt beobachten und dabei Bild- oder
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Tonaufzeichnungen machen, sofern bestimmte Voraussetzungen vorliegen. Die polizeirechtliche Ob-
servation ist zudem kantonal in §§ 35a f. des Gesetzes liber die Gewahrleistung der 6ffentlichen Si-
cherheit (Polizeigesetz, PolG) vom 6. Dezember 2005 geregelt.

Im Kontext des Sozialhilfeverfahrens ist bei einem Verdacht auf Sozialhilfemissbrauch die von der
betroffenen Person geltend gemachte Bedurftigkeit infrage gestellt. Im Rahmen eines allfalligen
Strafverfahrens bleibt diese Frage unbeantwortet. Ob ein Anspruch auf Sozialhilfe gemass § 5 SPG
besteht und damit verknUpft, ob sozialhilferechtliche Konsequenzen wie beispielsweise Kirzung oder
Einstellung der Sozialhilfe anzuordnen sind, ist von der zustandigen Gemeinde zu kléren. Dabei ste-
hen ihr die erwahnten Mittel zur Verfigung (vgl. Kapitel 1.1).

Ein weiteres Abklarungsmittel im Sozialhilfeverfahren ist die nicht-polizeiliche Observation bezie-
hungsweise die Observation ausserhalb eines Strafverfahrens. Gemass Bundesgericht handelt es
sich bei einer Observation um systematisch gesammelte und erwahrte Tatsachen, welche sich im
offentlichen Raum verwirklichen und von jedermann wahrgenommen werden kénnen, wie beispiels-
weise Autofahren, Treppensteigen, Gehen, Tragen von Lasten oder das Ausuben sportlicher Aktivi-
taten (Urteil des Bundesgerichts [BGer] 8C_239/2008 vom 17. Dezember 2009). In diesem Sinne
wird unter Observation die systematische und verdeckte Uberwachung einer Person wéahrend einer
bestimmten Zeitdauer verstanden. Sie kann Uber das reine Beobachten und Rapportieren hinausge-
hen, indem unter anderem auch Foto- und Videoaufnahmen angefertigt werden. Einige Kantone ha-
ben oder werden die erforderlichen gesetzlichen Grundlagen fir Observationen als Mittel zur Sach-
verhaltsabklarung im Sozialhilfebereich erlassen (Bern, Basel-Landschaft, Freiburg, Glarus, Luzern,
Schaffhausen, St. Gallen, Wallis, Zirich). Das geltende Recht des Kantons Aargau enthalt bisher
keine Bestimmung zur Durchfihrung von Observationen im Bereich der Sozialhilfe ausserhalb eines
Strafverfahrens.

1.3 Observation als Abklarungsmittel im Sozialversicherungsrecht

In der Lehre und Rechtsprechung ist die Zulassigkeit der Observation im Sozialversicherungsrecht
— sofern eine genlgende gesetzliche Grundlage besteht — grundsatzlich anerkannt.

Der Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte (EGMR) stellte in seinem Urteil vom 18. Oktober
2016 bezogen auf einen Fall der Unfallversicherung fest, dass die Observation ein schwerer Eingriff
in den Schutz des Privat- und Familienlebens sei (Art. 8 EMRK). Eingriffe in den Schutz des Privat-
und Familienlebens seien nur gerechtfertigt, wenn diese im nationalen Recht gesetzlich vorgesehen
und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig seien fur die in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten
Ziele.*? Die gesetzliche Grundlage fiir Observationen miisse laut EGMR dem Erfordernis der Vorher-
sehbarkeit gentigen. Es musse geregelt werden, unter welchen Voraussetzungen eine Person uber-
wacht werden diirfe, welche Uberwachungsmassnahmen zuldssig seien und an welchen Orten eine
Uberwachung stattfinden diirfe. Gemass dem EGMR miisse weiter sichergestellt werden, dass Uber-
wachungsmassnahmen nicht missbrauchlich durchgefihrt wirden und dass das gesammelte Mate-
rial nicht missbrauchlich verwendet werde. Hierzu brauche es Bestimmungen zum Verfahren beziig-
lich Anordnung und Uberwachung von Observationsmassnahmen, zu der maximalen
Observationsdauer sowie zu der Maglichkeit der gerichtlichen Uberpriifung, aber auch Bestimmun-
gen betreffend Aufbewahrung, Zugriff, Nutzung, Prifung und Vernichtung des Observationsmateri-
als, zur Kommunikation Uber eine erfolgte Observation sowie zur Méglichkeit einer Anfechtung des
Ergebnisses.

Auch gemass der Rechtsprechung des Bundesgerichts muss das Gesetz Schutz vor einem willkirli-
chen Eingriff in ein Grundrecht bieten. Die Art und Weise der Uberwachung, der Umfang und die
Dauer der Massnahme, der Grund der Anordnung, die Zustandigkeit betreffend die Anordnung,

42 EGMR, Urteil vom 18. Oktober 2016, Vukota-Bojic gegen die Schweiz (61838/10), Rz. 60 ff.
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Durchfiihrung und Beaufsichtigung der Observation sowie die Rechtsmittelmdglichkeit miissen sich
aus dem nationalen Gesetz ergeben.

Der Bund hat die notwendige gesetzliche Grundlage fiir Observationen im Sozialversicherungsrecht
im Rahmen einer Revision des Bundesgesetzes liber den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungs-
rechts (ATSG) vom 6. Oktober 2000 geschaffen. Die neuen Art. 43a und 43b ATSG regeln die Vo-
raussetzungen und zulassigen technischen Instrumente fur die Observation bei Verdacht auf Sozial-
versicherungsmissbrauch. Gegen diese Gesetzesanderung war das Referendum ergriffen worden.
Die neue Gesetzesgrundlage wurde in der Abstimmung vom 25. November 2018 mit 64,7 % der
Stimmen angenommen. Der Bundesrat hat die entsprechenden Verordnungsbestimmungen in Art.
7a ff. der Verordnung uber den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSV) vom

11. September 2002 erlassen. Die genannten Rechtsgrundlagen betreffend die Observation im Sozi-
alversicherungsrecht sind am 1. Oktober 2019 in Kraft getreten.

2. Handlungsbedarf

2.1 (16.240) Motion der CVP-Fraktion (Sprecher Andre Rotzetter, Buchs) vom 22. November
2016 betreffend Schaffung der gesetzlichen Grundlage fiir Observationen beim Verdacht auf
Missbrauch der Sozialhilfe

Der Grosse Rat hat am 9. Mai 2017 die (16.240) Motion betreffend Schaffung der gesetzlichen
Grundlage flr Observationen beim Verdacht auf Missbrauch der Sozialhilfe als Postulat Gberwiesen.
Hintergrund der Motion war der Entscheid des EGMR, welcher die bisherigen Grundlagen fir die Ob-
servation im Bundesgesetz liber die Unfallversicherung (UVG) vom 20. Marz 1981 als unzulassig er-
klart hat. Um die Observation im Bereich der Sozialhilfe im Kanton Aargau zu ermdéglichen, fordert
die CVP-Fraktion eine entsprechende Anpassung des kantonalen Sozialhilfe- und Praventionsgeset-
zes. Die Motionare begriinden ihr Anliegen damit, dass das Sozialhilfe- und Praventionsgesetz das
zentrale Auffangnetz flir Menschen in einer Notlage sei und der ungerechtfertigte Bezug von Sozial-
hilfe dem Image dieses wichtigen Auffangnetzes und den auf Sozialhilfe angewiesenen Menschen
schade. Deshalb soll auch im Kanton Aargau in Verdachtsfallen von grobem Missbrauch eine Obser-
vation maéglich sein.

Bis zum Urteil des EGMR wurden von einigen Aargauer Sozialhilfebehorden zur Missbrauchsbe-
kampfung Observationen durchgefiihrt. Gemass Auskunft des Verbands Aargauer Gemeindesozial-
dienste (VAGS) im Hinblick auf die Motionsbeantwortung handelte es sich um etwa sieben Falle pro
Jahr.

2.2 (20.124) Motion René Bodmer, SVP, Unterlunkhofen (Sprecher), Andre Rotzetter, CVP,
Buchs, Dr. Adrian Schoop, FDP, Turgi, und Christoph Hagenbuch, SVP, Oberlunkhofen, vom
12. Mai 2020 betreffend Schaffung der gesetzlichen Grundlage fiir Observationen beim Ver-
dacht auf Missbrauch der Sozialhilfe

Mit der am 8. Dezember 2020 Uberwiesenen (20.124) Motion wird der Regierungsrat aufgefordert,
die gesetzlichen Grundlagen fir Observationen bei Verdacht auf missbrauchlichen Bezug von Sozi-
alhilfeleistungen zu schaffen. Die Motion folgt in ihrer Begriindung der Argumentation des oben ge-
nannten Vorstosses (16.240). Zudem wird darauf hingewiesen, dass die Leitungen von Aargauer Ge-
meindesozialamtern sich zunehmend Uber potenzielle Missbrauchsfalle beklagten, bei denen es aber
beinahe unmdoglich erscheine, den Missbrauch gerichtsverwertbar nachzuweisen. Gemass den Moti-
onaren konnten angeforderte Kontrollen bezliglich Schwarzarbeit durch die Polizei aufgrund perso-
neller Engpasse nur vereinzelt vorgenommen werden und das Amt fir Migration und Integration
(MIKA) arbeite "nur" wahrend den Birooffnungszeiten. Dies fiihre dazu, dass sich unehrliche Bezie-
hende von materieller Hilfe beinahe ungehindert an den Topfen der Sozialhilfe bedienen kénnten.
Dies gelte es kiinftig verstarkt und mit mehr Konsequenz zu bekampfen.
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Die Motionare legen weiter dar, dass einzelne Gemeinden aufgrund des unhaltbaren Zustands und
der fehlenden Unterstiitzung durch den Kanton dazu libergegangen seien, in Fallen, bei denen der
Missbrauch offensichtlich erscheine, in Eigenregie Observationen zu tatigen. Hierdurch sei Sozialhil-
femissbrauch bereits aufgedeckt worden und die fehlbaren Sozialhilfebeziehenden hatten damit kon-
frontiert werden kénnen. Dies solle und kdnne aber nicht das géngige Modell sein.

3. Umsetzung

Um im Kanton Aargau die Observation als Mittel zur Sachverhaltsabklarung im Sozialhilfebereich zu
ermoglichen, sind die entsprechenden rechtlichen Grundlagen im Sozialhilfe- und Praventionsgesetz
zu schaffen. Dabei gilt es, die Observation im Sozialhilfebereich von der polizeilichen Observation im
Rahmen eines Strafverfahrens abzugrenzen. Die Observation im Sozialhilfebereich soll als ultima
ratio eine Mdglichkeit sein, den Sachverhalt abzuklaren und damit die geltend gemachte Beduirftig-
keit beurteilen zu kdnnen. Observationen nach Sozialhilferecht ermdglichen allenfalls auch, besser
beurteilen zu kénnen, ob eine Strafanzeige einzureichen ist. Den Gemeinden sollen bei der Observa-
tion im Sozialhilfebereich keine weitergehenden Kompetenzen eingeraumt werden als der Polizei
und Staatsanwaltschaft bei der Observation gestiitzt auf das kantonale Polizeirecht und die Strafpro-
zessordnung.

Der Bund hat im Bundesgesetz Gber den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts eine ge-
setzliche Grundlage geschaffen, die es den Sozialversicherungstragern ermaoglicht, Observationen
von Versicherten durchzuflihren. Dabei wurde den Anforderungen des EGMR Rechnung getragen
(vgl. Kapitel 1.3). Diese Bundesbestimmungen sind bei der Schaffung der rechtlichen Grundlagen
zur Observation im Sozialhilfebereich entsprechend zu bericksichtigen. Ebenso sind die rechtlichen
Grundlagen und die Praxis zur Observation in den anderen Kantonen zu beachten.

Die nachfolgenden Kapitel zeigen auf, welche Aspekte im Sozialhilfe- und Praventionsgesetz zu re-
geln sind.

3.1 Grund

Die Regelung im Sozialhilfe- und Praventionsgesetz zum Grund flir die Anordnung einer Observation
soll sich an der Regelung im Bundesgesetz Uber den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungs-
rechts orientieren (insbesondere Art. 43a Abs. 1 ATSG). Mdglich ist eine Observation im Sozialhilfe-
verfahren demnach, wenn einerseits aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass die
Person unrechtmassig Sozialhilfeleistungen geltend macht, bezieht oder erhalten hat, und anderer-
seits alle zur Verfigung stehenden Mittel zur Feststellung des Sachverhalts ausgeschopft worden
sind. Damit wird verankert, dass es eines genigenden Anfangsverdachts bedarf. Ausserdem wird
dem Grundsatz der Verhaltnismassigkeit staatlichen Handelns entsprochen. Dies bedeutet insbeson-
dere auch, dass bei Verdacht auf Missbrauch Abklarungen maéglichst umfassend, aber nur soweit fiir
die Beurteilung des Falls notwendig, vorgenommen werden durfen.

Die Observation in der Sozialhilfe soll wie in der bundesrechtlichen Regelung als die systematische
Uberwachung einer Person wahrend einer bestimmten Zeit und die Aufzeichnung der Resultate im
Hinblick auf deren Verwendung im Rahmen des Abklarungsverfahrens verstanden werden.*3

43 BBI 2017 7403, 7410.
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3.2 Zustandigkeit und Aufsicht

Zustandig fir die Sozialhilfe sind die Gemeinden (vgl. § 6 SPG). Diese Zustandigkeit soll auch fir die
Observationen gelten. Die Gemeinden kdnnen Anhaltspunkte fir einen moglichen Missbrauch am
besten erkennen. Sie sind zudem in der Lage zu beurteilen, ob alle anderen Mittel zur Sachverhalts-
abklarung ausgeschopft wurden. Die Observation soll demnach zum Kompetenzbereich der gegen-
wartig fur das laufende Sozialhilfeverfahren zustandigen Gemeinde gehéren.

Innerhalb der zustandigen Gemeinde ist zwischen der Anordnung und der Durchfiihrung einer Ob-
servation zu unterscheiden. Zustandig fur die Anordnung soll die Sozialbehdrde im Sinne von § 44
Abs. 1 SPG sein und damit der Gemeinderat oder eine von ihm eingesetzte Sozialkommission. Die
bundesrechtliche Observation im Sozialversicherungsbereich kann von Angestellten der Versiche-
rungstrager oder von Dritten als Auftrag durchgefihrt werden (vgl. Art. 43a Abs. 6 ATSG). Die durch-
fuhrenden Personen missen Spezialistinnen und Spezialisten mit einer Bewilligung des Bundesamts
fur Sozialversicherungen (BSV) sein (Art. 43a Abs. 9 lit. ¢ ATSG i.V.m. Art. 7a ATSV). Entsprechend
soll auch im Bereich der Sozialhilfe geregelt werden, dass entweder geeignete Mitarbeitende der Ge-
meinde oder von dieser beauftragte, geeignete Dritte eine Observation durchfiihren kénnen. Der Re-
gierungsrat soll die Kompetenz erhalten, die personlichen und fachlichen Anforderungen an die
durchfiihrenden Personen zu regeln.

Gemass § 37 Abs. 2 lit. b GG obliegt dem Gemeinderat die unmittelbare Aufsicht tGber die Verwal-
tung der Gemeinde. Der Gemeinderat amtet daher als Aufsichtsbehdrde. Dies gilt auch gegentber
seiner Sozialbehdrde, sofern die Sozialbehérde nicht der Gemeinderat selbst, sondern eine von ihm
eingesetzte Sozialkommission ist (vgl. § 44 Abs. 1 SPG), sowie wenn fur die Durchfiihrung von Ob-
servationen Dritte beauftragt werden. Aufsichtsbehdrden tiber den Gemeinderat sind der Regie-
rungsrat und die Departemente (§§ 100 ff. GG). Wie dies auch ein Grossteil der anderen Kantone
handhabt (beispielsweise Glarus, Luzern, St. Gallen, Wallis und Zirich), soll im Sozialhilfe- und Pra-
ventionsgesetz auf eine explizite Regelung zur Aufsicht im Kontext der Observation verzichtet wer-
den. Vielmehr sollen die genannten allgemeinen Aufsichtsbestimmungen gelten.

3.3 Ort, Mittel und Dauer

Als Observationsort sollen — wie bei den bundesrechtlichen Bestimmungen (vgl. Art. 43a Abs. 4
ATSG und Art. 7h ATSV) — nur Aufenthaltsorte der betroffenen Person infrage kommen, die
allgemein zuganglich oder von einem allgemein zuganglichen Ort aus frei einsehbar sind. Als
Observationsmittel sollen in Analogie zu Art. 43a Abs. 1 ATSG Bild- und Tonaufzeichnungen
zuldssig sein. Instrumente, welche die menschliche Wahrnehmung verstarken oder erweitern (zum
Beispiel Richtmikrofone, Nachtsicht- und Warmebildkameras), sollen im Sinne der
Verhaltnismassigkeit nicht erlaubt sein.

Art. 43a Abs. 1 ATSG sieht neben Bild- und Tonaufnahmen auch den Einsatz von technischen In-
strumenten zur Standortbestimmung vor (sogenannte GPS-Tracker). Diese werden insbesondere an
Autos angebracht. Der Einsatz von technischen Instrumenten zur Standortbestimmung stellt einen
schwereren Eingriff in die Privatsphare dar als der Einsatz von Bild- und Tonaufzeichnungen. Er ist
im Sozialversicherungsbereich denn auch — im Unterschied zu den Bild- und Tonaufnahmen — ge-
nehmigungspflichtig (richterliche Genehmigung; Art. 43a Abs. 3 und Art. 43b ATSG). Im Sozialhilfe-
recht soll aufgrund der Schwere des Eingriffs und im Sinne der Verhaltnismassigkeit auf die Moglich-
keit, Instrumente zur Standortbestimmung einzusetzen, verzichtet werden.

Wie ausgefuhrt wurde, soll die Observation im Sozialhilfebereich nicht weitergehen als die Observa-
tion gemass kantonalem Polizeirecht und Strafprozessordnung. Hinsichtlich der zulassigen Dauer
einer Observation ist deshalb eine Bruttofrist von 30 Tagen wie in § 35a Abs. 4 PolG vorzusehen
(vgl. auch Art. 282 Abs. 2 StPO, wonach eine Observation bis einen Monat dauert und anschliessend
einer Genehmigung bedarf). Damit liegt eine Abweichung von der Regelung im Sozialversicherungs-
recht vor, wonach eine Observation an hochstens 30 Tagen innerhalb von sechs Monaten ab dem
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ersten Observationstag stattfinden darf (Nettofrist) und dieser Zeitraum um héchstens weitere sechs
Monate verlangert werden kann, wenn hinreichende Griinde dafir bestehen.

Sowohl im Bundesgesetz Gber den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts als auch in der
Strafprozessordnung und im kantonalen Polizeigesetz gibt es die Mdglichkeit der Verlangerung der
Observationsdauer. Im Polizeigesetz wird flr die Fortsetzung der Observation die Genehmigung
durch das Zwangsmassnahmengericht vorausgesetzt (§ 35a Abs. 4 PolG); in der Strafprozessord-
nung bedarf es der Genehmigung durch die Staatsanwaltschaft (Art. 282 Abs. 2 StPO). Im ATSG ist
keine Genehmigungsbehdrde normiert.

Die Dauer der Observation im Sozialhilfebereich soll ebenfalls verlangert werden kénnen. Angesichts
des (schweren) Grundrechtseingriffs zulasten der betroffenen Person soll die bereits angeordnete
Observation um maximal 15 Tage (Bruttofrist) verlangert werden kénnen. Eine allféllige Verlange-
rung soll unmittelbar an die erste Frist anschliessen missen. Als genehmigende Behorde ist eine
unabhangige Instanz vorzusehen. Damit scheidet die Sozialbehdrde der Gemeinde als Genehmi-
gungsbehdrde aus, da diese bereits fir die Anordnung der Observation zustandig sein soll (vgl. Kapi-
tel 3.2). Dies wiederum bedeutet gleichzeitig, dass nur eine Behdrde auf kantonaler Ebene infrage
kommt. Im Sozialhilfe- und Praventionsgesetz soll die Genehmigungszustandigkeit deshalb einer
kantonalen Behorde zugewiesen werden; in der Sozialhilfe- und Préaventionsverordnung ist an-
schliessend auszufiihren, welche kantonale Behorde dies konkret ist. Nicht infrage kommt das
Zwangsmassnahmengericht, da es sich im vorliegenden Kontext nicht um Strafverfahren handelt.
Zudem gilt es, wie bereits weiter oben ausgefihrt (vgl. Kapitel 3), die Observation im Sozialhilfebe-
reich von der polizeilichen Observation im Rahmen eines Strafverfahrens abzugrenzen. Eine Zustan-
digkeit des Zwangsmassnahmengerichts ware ein Widerspruch zu dieser Abgrenzung. Auch die kan-
tonale Beschwerdestelle SPG sowie das Verwaltungsgericht sind keine geeigneten
Genehmigungsbehdrden, da sie — bei der allfalligen Einreichung einer Beschwerde gegen Ent-
scheide betreffend die Sozialhilfe — als erste (§ 58 Abs. 1 SPG in Verbindung mit § 39a Abs. 1 SPV)
beziehungsweise zweite Beschwerdeinstanz (§ 58 Abs. 2 SPG) Uber die von ihnen selbst geneh-
migte Verlangerung urteilen mussten und damit vorbefasst waren. Eine fir die Genehmigung geeig-
nete Behorde ist dahingegen der Kantonale Sozialdienst: Als unabhangige Behdérde entscheidet er
bereits gemass geltendem Recht in verschiedenen Angelegenheiten erstinstanzlich (vgl. § 39 Abs. 1
SPV). Zudem ist er aufgrund seiner Kenntnisse im Sozialhilferecht in der Lage zu beurteilen, ob in
einem konkreten Einzelfall eine Verlangerung der Observation fir einen Erkenntnisgewinn notwendig
ist. Beim Kantonalen Sozialdienst handelt es sich zwar nicht um eine gerichtliche Behorde. Dies
steht jedoch der Zustandigkeit als Genehmigungsbehoérde nicht entgegen, zumal auch bei Observati-
onen im zollrechtlichen Kontext gemass Zollgesetz des Bundes die Oberzolldirektion — ebenfalls
keine gerichtliche Behorde — zustandig ist fir die Genehmigung der Fortsetzung der Observation,
wenn diese 30 Tage gedauert hat.*

3.4 Rechtsschutz

Der Rechtsschutz im Sozialhilfebereich ist in § 58 SPG geregelt. Demnach kénnen Verfligungen und
Entscheide der Sozialbehdrden mit Beschwerde beim zustandigen Departement beziehungsweise
beim Departement Gesundheit und Soziales (§ 39a Abs. 1 SPV) und anschliessend beim Verwal-
tungsgericht angefochten werden. Diese allgemein geltenden Bestimmungen zum Rechtsschutz sol-
len auch im Kontext der Observation Anwendung finden.

Konnten die konkreten Anhaltspunkte durch die Observation nicht bestatigt werden, ist die betroffene
Person von der Sozialbehoérde iber die ergangene Observation zu informieren. Die betroffene Per-

44 \V/gl. Art. 128a Abs. 1 und 2 des Zollgesetzes (ZG) vom 18. Marz 2005.
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son kann daraufhin einen anfechtbaren Entscheid verlangen, wenn sie mit der durchgefiihrten, er-
gebnislosen Observation nicht einverstanden ist. Dies ergibt sich im Ubrigen bereits aus der Rechts-
weggarantie gemass Art. 29a BV.

Der Vollstandigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass der observierten Person betreffend Daten-
schutz gestiitzt auf das Gesetz tiber die Information der Offentlichkeit, den Datenschutz und das Ar-
chivwesen (IDAG) vom 24. Oktober 2006 Anspriiche zustehen. So besteht gemass § 27 IDAG der
Anspruch auf Berichtigung. § 28 IDAG regelt zudem Feststellungs-, Beseitigungs- und Léschungsan-
spruche infolge widerrechtlicher Datenbearbeitung. Schliesslich beurteilen sich allfallige finanzielle
Folgen aus einer rechtswidrigen Observation nach Haftungsrecht (Haftungsgesetz [HG] vom

24. Marz 2009 und Haftungsverordnung [HV] vom 13. Januar 2010).

3.5 Umgang mit dem Observationsmaterial

Zum Umgang mit dem Observationsmaterial und den Abklarungsergebnissen gehdrt deren Aufbe-
wahrung, Verwendung, Weitergabe und Vernichtung sowie die Akteneinsicht. Die Ausfihrungsbe-
stimmungen in Art. 8 ff. ATSV sowie Art. 43a Abs. 8 lit. b ATSG sollen im Grundsatz Gbernommen
werden. Der Regierungsrat soll ermachtigt werden, die entsprechenden Bestimmungen, soweit nétig,
auf Verordnungsstufe zu erlassen.

Dabei ist der Regierungsrat an die Regelungen zu Vernichtung und Archivierung von Personendaten
gemass § 21 IDAG gebunden. Ebenso sind die entsprechenden Bestimmungen zur polizeilichen Ob-
servation zu beachten, da die Observation in der Sozialhilfe nicht Uber diesen Rahmen hinausgehen
soll. Vor diesem Hintergrund soll die Léschfrist grundsatzlich nach § 21 IDAG geregelt (die Perso-
nendaten sind zu vernichten, sobald sie nicht mehr bendtigt werden) und wie in § 61 der Verordnung
Uber die Gewahrleistung der &ffentlichen Sicherheit (Polizeiverordnung, PolV) vom 26. Mai 2021 auf
maximal 100 Tage festgelegt werden, soweit die Daten nicht weiterhin fur ein Straf-, Zivil- oder Ver-
waltungsverfahren benétigt werden.

3.6 Berichterstattungspflicht

Einige Kantone sehen eine Berichterstattungspflicht zuhanden der zustandigen kantonalen Stellen
vor (Bern, Basel-Landschaft und Schaffhausen). Auch im Kanton Aargau soll im Sozialhilfe- und Pra-
ventionsgesetz eine solche kommunale Berichterstattungspflicht vorgesehen werden (siehe auch die
Berichterstattungspflicht betreffend die polizeiliche Observation gemass neuem, am 1. Januar 2022
in Kraft getretenen § 43a PolG). Eine Observation bedeutet fiir die betroffene Person einen (schwe-
ren) Grundrechtseingriff. Ein besonders sorgfaltiges Vorgehen der Gemeinde ist deshalb unabding-
bar. Der Kanton erhalt mittels der Berichterstattung eine generelle Ubersicht (iber die von den Ge-
meinden angeordneten und durchgefiihrten Observationen. Anhand dieser Ubersicht kann der
Kanton bei Bedarf tiber die Nutzung des rechtlich sensiblen Instruments informieren (beispielsweise
im Rahmen von parlamentarischen Vorstdssen). Erhebungen nachtraglich machen zu missen, be-
deutet einen Mehraufwand sowohl fir die Gemeinden als auch den Kanton. Ausserdem ermoglicht
die durch die Berichterstattung erhaltene Ubersicht dem Kanton, seine Schulungs- und Beratungsta-
tigkeiten dem entsprechenden Bedarf anzupassen. Auch ein allfélliger Handlungsbedarf betreffend
die rechtlichen Grundlagen ist anhand der durch die Berichterstattung erhaltenen Angaben besser
beziehungsweise friiher erkennbar. Form, Umfang und Regelmassigkeit der Berichterstattung soll
der Regierungsrat in der Sozialhilfe- und Praventionsverordnung regeln dirfen. Derzeit ist davon
auszugehen, dass die Berichterstattung in elektronisch schriftlicher Form erfolgen wird.
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4. Auswertung des Anhoérungsverfahrens

Fragen 3, 4 und 5 des eingangs genannten Fragebogens (siehe Vorbemerkungen) betrafen den vor-
liegenden Teil B zur Observation im Sozialhilferecht. Die Zahl, die in den nachfolgenden Ausfiihrun-
gen in Klammern genannt wird, meint die Anzahl der entsprechenden Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer. Das relative Ergebnis bei den politischen Parteien entspricht der Gewichtung im Grossen Rat.*®
Die SP Bezirk Laufenburg sowie die Jungfreisinnigen Aargau sind im absoluten Ergebnis, nicht je-
doch im relativen Ergebnis erfasst.

Auffallig ist, dass bei Frage 5 deutlich weniger Antworten vorliegen als bei Frage 3 und 4 (Frage 3:
98 Teilnehmende / Frage 4: 95 Teilnehmende / Frage 5: 79 Teilnehmende). Dies ist darauf zurlickzu-
flhren, dass bei Frage 5 entweder "Keine Mdéglichkeit der Verlangerung", "Mdglichkeit der Verlange-
rung" oder "keine Stellungnahme" angekreuzt werden konnte. Jene Teilnehmende, die mit der Ob-
servation an sich nicht einverstanden sind und dies bei Frage 3 und 4 mit "véllig dagegen"
ausgedruckt haben, haben bei Frage 5 meist "keine Stellungnahme" angekreuzt. Wie eingangs in
den Vorbemerkungen festgehalten wurde, werden Teilnehmende, die "keine Stellungnahme" ange-
kreuzt und auch im Textfeld keine Bemerkungen angebracht haben, in der Auswertung nicht bertick-
sichtigt.

45 Zur Gewichtung im Grossen Rat siehe oben Fussnote 28.
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4.1 Statistische Auswertung

Tabelle 3: Gesetzliche Grundlage fiir Observationen

Frage 3: Sind Sie einverstanden, dass eine gesetzliche Grundlage fiir Observationen im Sozialhilferecht

geschaffen wird?

vollig einverstanden

eher einverstanden

eher dagegen

vollig dagegen

absolut in % absolut in % absolut | in% | absolut in %
gemass gemass gemass
Gewichtung im Gewichtung im Gewichtung im
Grossen Rat Grossen Rat Grossen Rat
7 73,58 % 1 16,43 % 2 10 %
olitische Die Mitte Aargau SP Kanton Aargau GriineAargau
Igarteien (1 O) EDU Aargau - - (SP Bezirk Laufenburg)
EVP Aargau
FDP.Die Liberalen Aargau
glp Aargau
SVP Aargau
(Jungfreisinnige Aargau)
(Cg‘g’;“e'”derate 57 86 % 7 1% - - 2 3%
Verbande der
Gemeinden (6)* S 83 % i i i i ! 7%
andere
Verbande und
83??:::&?9“9“ 2 13 % . . 1 6% | 13 81%
Privatpersonen
2)
Total (98) 7 72 % 8 8% 1 1% 18 19 %

Abbildung 3: Gesetzliche Grundlage fiir Observationen

Grafische Darstellung zu Frage 3
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46 Teilgenommen haben: Finanzfachleute Aargauer Gemeinden, Gemeindeammanner-Vereinigung des Kantons Aargau (GAV), Sozialdienst des
Bezirks Kulm, Verband Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber (AGG), Verband Aargauer Gemeindesozialdienste (VAGS),

zurzibiet sozial.

47 Teilgenommen haben: Aargauische Stiftung Suchthilfe ags, Anlaufstelle Integration Aargau, ArbeitAargau, AvenirSocial, Caritas Aargau, Frau-
enzentrale Aargau (FZ Aargau), Netzwerk Sozialer Aargau, Pro Infirmis Aargau-Solothurn, Reformierte Landeskirche Aargau, Rémisch-Katholi-
sche Landeskirche des Kantons Aargau, Unabhangige Fachstelle fir Sozialhilferecht UFS, Verein Netzwerk Asyl Aargau, Vereinigung Aargaui-
scher Berufsbeistandinnen und -beistéande (VABB), VPOD Aargau/Solothurn.
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Tabelle 4: Ausgestaltung der Observation

Frage 4: Sind Sie mit der rechtlichen Ausgestaltung der Regelung beziiglich Observation (§§ 19¢c, 19d

und 19e SPG; vgl. Teil B, Kapitel 1ll.3 und lll.4 Anhérungsbericht) einverstanden?

vollig einverstanden

eher einverstanden

eher dagegen

vollig dagegen

absolut in % absolut in % absolut | in% | absolut in %
gemass gemass gemass
Gewichtung im Gewichtung im Gewichtung im
Grossen Rat Grossen Rat Grossen Rat
5 41,44 % 3 48,57 % 2 10 %
politische
Parteien (1 0) Die Mitte Aargau EDU Aargau - - GriineAargau
EVP Aargau SP Kanton Aargau (SP Bezirk Laufenburg)
FDP.Die Liberalen Aargau SVP Aargau
glp Aargau
(Jungfreisinnige Aargau)
Gemeinderdte 49 76 % 11 17 % 3 5% 1 2%
(64)
Verbande der o o o
Gemeinden (58 3 60 % 1 20 % - - 1 20 %
andere
Verbande und
Organisationen o )
(14 sowie 2 13 % - - - - 14 87 %
Privatpersonen
(2)
Total (95) 59 62 % 15 16 % 3 3% 18 19 %
Abbildung 4: Ausgestaltung der Observation
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48 Teilgenommen haben: Gemeindeammanner-Vereinigung des Kantons Aargau (GAV), Sozialdienst des Bezirks Kulm, Verband Aargauer Ge-
meindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber (AGG), Verband Aargauer Gemeindesozialdienste (VAGS), zurzibiet sozial.

49 Teilgenommen haben: Aargauische Stiftung Suchthilfe ags, Anlaufstelle Integration Aargau, ArbeitAargau, AvenirSocial, Caritas Aargau, Frau-
enzentrale Aargau (FZ Aargau), Netzwerk Sozialer Aargau, Pro Infirmis Aargau-Solothurn, Reformierte Landeskirche Aargau, Rémisch-Katholi-
sche Landeskirche des Kantons Aargau, Unabhangige Fachstelle fir Sozialhilferecht UFS, Verein Netzwerk Asyl Aargau, Vereinigung Aargaui-
scher Berufsbeistandinnen und -beistéande (VABB), VPOD Aargau/Solothurn.
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Tabelle 5: Verlangerung der Observationsdauer

Frage 5: Mit welcher der Varianten beziiglich der Observationsdauer sind Sie einverstanden (§ 19¢c

Abs. 5 SPG)?
Variante 1 (keine Verlangerung maoglich) Variante 2 (Verlangerung moglich)
absolut in % absolut in %
gemass Gewichtung gemass Gewichtung
im Grossen Rat im Grossen Rat
3 15,72 % 6 84,29 %
poIitische EDU Aargau Die Mitte Aargau
Parteien (9) EVP Aargau FDP.Die Liberalen Aargau
Griine Aargau glp Aargau
SP Kanton Aargau
SVP Aargau
(Jungfreisinnige Aargau)
Gemeinderate o o
(62) 4 6 % 58 94 %
Verbande der o
Gemeinden (4)° - - 4 100 %
andere
Verbande und
Organisationen o o
(2)' sowie 3 75 % 1 25 %
Privatpersonen
(2)
Total (79) 10 13 % 69 87 %

Abbildung 5: Verlangerung der Observationsdauer
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50 Teilgenommen haben: Gemeindeammanner-Vereinigung des Kantons Aargau (GAV), Sozialdienst des Bezirks Kulm, Verband Aargauer Ge-

meindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber (AGG), zurzibiet sozial.

51 Teilgenommen haben: Rémisch-Katholische Landeskirche des Kantons Aargau, Vereinigung Aargauischer Berufsbeistandinnen und -bei-
stande (VABB).
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4.2 Zusammenfassung der Bemerkungen sowie Stellungnahme des Regierungsrats

Die Auswertung der Anhdrungsergebnisse zur Observation zeigt zwei Lager auf: Bei den politischen
Parteien, Gemeinderaten und Verbanden der Gemeinden betragt die Zustimmung zur Observation
mindestens 80 % (Antwort "vollig einverstanden/eher einverstanden” bei Frage 3 und 4). Umgekehrt
sieht es bei den anderen Verbanden und Organisationen sowie Privatpersonen aus: Uber 80 % sind
vollig oder eher gegen die Observation (Antwort "vollig dagegen/eher dagegen” bei Frage 3 und 4).

Entsprechend fallt auch das Ergebnis bei Frage 5 betreffend die Verlangerungsmaglichkeit der Ob-
servationsdauer aus: Auf Seite der Gemeinderate sprechen sich tUber 90 % flr die Verlangerungs-
madglichkeit aus. Bei den Parteien sind es 84 % (gemass Gewichtung im Grossen Rat). Dahingegen
ist bloss ein Viertel der teilnehmenden "anderen Verbande und Organisationen sowie Privatperso-
nen" fur die Verldngerungsmaglichkeit.

Zahlreiche Teilnehmende — insbesondere diejenigen, die vollig oder eher gegen die Observation sind
— haben zusatzlich zur Antwort auf die Fragen 3-5 diverse Bemerkungen angebracht. Diese betref-
fen zusammengefasst die folgenden Punkte:

a) Observation an sich

FDP.Die Liberalen Aargau sprechen sich fur die Regelung der Observation aus, da es sich dabei um
die Umsetzung des politischen Willens beziehungsweise der Vorstdsse des Grossen Rats handle.
Die Jungfreisinnigen Aargau sind ebenfalls fir die Regelung der Observation, da damit dem Miss-
brauch von Sozialhilfebezug vorgebeugt und die willkiirliche Anordnung von Observationen verhin-
dert werden kdnne.

Die Grinen Aargau beziehen sich auf das weiter oben (vgl. Kapitel 1.3) genannte Urteil des Europai-
schen Gerichtshof flir Menschenrechte (EGMR): Die Frage, ob die Observation als schwerer Grund-
rechtseingriff auch verhaltnismassig sei, habe der EGMR ausdrticklich offen gelassen. Die Griinen
Aargau kritisieren die fehlende Verhaltnismassigkeit, die Verletzung des Gewaltenmonopols, die feh-
lende Neutralitat und Unabhangigkeit, die Problematik bei der Verwertung von Observationsbewei-
sen im Strafprozess und die fehlende Rechtsgleichheit mit anderen Bezligerinnen und Bezligern
staatlicher Leistungen. Die Unabhangige Fachstelle fir Sozialhilferecht (UFS) aussert sich fast iden-
tisch.

Ahnlich lauten die Bemerkungen von der SP Bezirk Laufenburg sowie mehreren "anderen Verbéan-
den und Organisationen" (Aargauische Stiftung Suchthilfe ags, ArbeitAargau, AvenirSocial, Caritas
Aargau, Frauenzentrale Aargau, Netzwerk Sozialer Aargau, Pro Infirmis Aargau-Solothurn, Refor-
mierte Landeskirche Aargau, Rémisch-Katholische Landeskirche des Kantons Aargau, Verein Netz-
werk Asyl Aargau, VPOD Aargau/Solothurn): Es sei Sache der Strafverfolgungsbehérden und nicht
der Sozialamter, einem (versuchten) unrechtmassigen Bezug von Sozialhilfeleistungen nachzugehen
(ahnlich auch der Stadtrat Bremgarten; anders die Gemeinderate Zeiningen und Oberentfelden: Die
Observation wiirde eine Beweisbeschaffung vereinfachen und sei deshalb sinnvall). Es sei nicht er-
sichtlich, welche Verdachtsfalle nicht bereits durch die Strafverfolgungsbehérden aufgegriffen wer-
den koénnen (ahnlich auch die Bemerkungen der UFS, wonach die Strafprozessordnung detaillierte
Bestimmungen enthalte, die vorgeschlagenen Bestimmungen im Sozialhilfe- und Praventionsgesetz
dagegen ausserst rudimentar, fragmentarisch und ungeniigend seien; es sei nicht erforderlich, ne-
ben der Strafprozessordnung einen kantonalen, auf Sozialhilfe beschrankten parallelen Observati-
onsapparat zu schaffen). Die Vornahme von Observationen durch die Sozialbehérden sei system-
widrig, verletze das Polizeimonopol und damit rechtsstaatliche Grundgedanken (&hnlich auch
Gemeinderat Meisterschwanden). Mit einer zusatzlichen Observationsmdglichkeit wiirden Doppel-
spurigkeiten und Koordinationskonflikte riskiert (der Verein Netzwerk Asyl Aargau und die UFS hal-
ten zu diesem Punkt weiter fest, dass die vorgeschlagenen Observationsbestimmungen gerade im
Zusammenspiel mit anderen Gesetzen mehr Unklarheiten und Probleme als Losungen bringen wiir-
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den). Weiter sei fraglich, wie die unterschiedliche Behandlung von unrechtmassigem Sozialhilfebe-
zug und zum Beispiel Veruntreuung von Steuergeldern begriindet werde. Anstatt in Observationen
sollten mehr Ressourcen in die Professionalisierung der Sozialdienste investiert werden. Die Profes-
sionalisierung wirke praventiv gegen unrechtmassigen Sozialhilfebezug: Fachpersonen der Sozialen
Arbeit wiirden tUber Fachkompetenzen verfiigen, den Fokus auf nachhaltige Beratung und Wieder-
eingliederung in den Arbeitsmarkt legen, so dass auf Observationen und Sanktionen verzichtet wer-
den konne (anders ausgedruckt, letztlich aber ahnlich argumentiert: Die EVP Aargau stimmt der Ob-
servation zwar zu, gehe aber davon aus, dass diese vor allem von Sozialamtern beantragt werden
musse, die mit sehr wenig Personalressourcen oder fehlendem Fachpersonal arbeiten wirden). Be-
reits unter geltendem Recht seien die Hiurden, Gberhaupt Sozialhilfe zu beziehen, sehr hoch. Die ge-
setzliche Verankerung der Observation wirde das in der Bevolkerung und Politik bereits vorhan-
dene, ungerechtfertigte Misstrauen gegeniber Sozialhilfebeziehenden unnétig verscharfen (so auch
der Verband Aargauer Gemeindesozialdienste [VAGS]; ahnlich auch Gemeinderat Meisterschwan-
den). Die Observation liege auch nicht im Sinne des Gesetzes. Dieses richte sich nach den Grunds-
atzen der Menschenwirde, Eigenverantwortung, Selbsthilfe und Solidaritat. Die gesetzliche Rege-
lung der Observation sei fur eine erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen Sozialhilfebehérde und
Sozialhilfebeziehenden kontraproduktiv.

Die UFS sieht weiter Probleme bei der Verwertung von Observationsbeweisen im Strafprozess: Es
sei ungeldst, wie die parallel arbeitenden Ermittlungsapparate (einerseits Sozialdetektive und ande-
rerseits Strafverfolgungsbehérden) miteinander koordiniert werden sollen. Die Observationsmaglich-
keiten gemass Sozialhilferecht wirden teilweise weiter gehen als bei der Strafverfolgung (zum Bei-
spiel das Filmen in die Wohnung hinein). Deshalb seien Erkenntnisse der Sozialdetektive im
Strafverfahren gar nicht verwertbar. Gleichzeitig habe eine Person im Verwaltungsverfahren im Ge-
gensatz zum Strafverfahren weder ein generelles Aussageverweigerungsrecht noch gelte hier das
nemo-tenetur-Prinzip. Denn wer in einem Verwaltungsverfahren die Aussage verweigere, begehe
eine Mitwirkungspflichtverletzung mit Leistungskiirzung oder -einstellung als mogliche Folge.

Der VAGS halt schliesslich fest, dass die Sozialbehdrde bereits heute genligend Moglichkeiten habe,
um allfallige Verdachtsmomente abzuklaren wie beispielsweise Arbeitseinsatze, Hausbesuche, Straf-
anzeige. Insbesondere stiinden bei der Observation die Kosten in keinem Einklang mit dem Nutzen
und dem Eingriff in die Grundrechte. Ahnlich argumentiert die UFS: Observationen in der Sozialhilfe
seien nicht verhaltnismassig, da sie insbesondere nicht erforderlich seien, weil es geeignetere an-
dere staatliche Instrumente gebe, um einem Missbrauchsverdacht nachgehen zu kénnen.

Stellungnahme Regierungsrat:
Zu politischem Willen und Rechtsgleichheit

Die Ausarbeitung rechtlicher Grundlagen Uber die Observation im Sozialhilferecht entspricht im Kan-
ton Aargau dem politischen Willen. Es ist auf die oben genannten beiden Vorstésse zu verweisen
(vgl. Kapitel 2). In beiden Vorstéssen wird argumentiert, der ungerechtfertigte Bezug von Sozialhilfe
schade dem Image des Sozialhilfe- und Praventionsgesetzes als zentrales Auffangnetz und den
Menschen, die auf Sozialhilfe angewiesen seien.

Die zustandigen Behdrden dirfen nur dann Sozialhilfe ausrichten, wenn die betroffene Person tat-
sachlich einen Anspruch darauf hat. Die Prifung des Anspruchs wiederum setzt eine umfassende
Abklarung des Sachverhalts voraus. Die Observation gemass vorliegendem Gesetzesentwurf stellt
ein zusatzliches Mittel zur Sachverhaltsabklarung dar. Erflllt eine Observation die gesetzlich nor-
mierten Zulassigkeitsvoraussetzungen, so dient sie der Anspruchspriifung und ist damit sachlich be-
grundet. Eine im Vergleich mit Beziigerinnen und Bezlgern anderer staatlicher Leistungen unzulas-
sige Rechtsungleichheit liegt folglich nicht vor.

Zur Abgrenzung von den Strafverfolgungsbehérden beziehungsweise zum Gewalten- und Polizeimo-
nopol
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Wie weiter oben bereits ausgefiihrt wurde, ist die Observation im Sozialhilferecht klar abzugrenzen
von der Observation gemass Straf- und Strafprozessrecht. Bei Letzterer geht es darum herauszufin-
den, ob eine Person ein Delikt begangen hat und damit strafrechtlich zu sanktionieren ist. Bei der so-
zialhilferechtlichen Observation geht es gerade nicht um die strafrechtliche Verfolgung und Sanktio-
nierung, sondern darum abzuklaren, ob die betroffene Person unrechtmassig Sozialhilfeleistungen in
Anspruch nimmt und damit nicht bedurftig im Sinne von § 5 Abs. 1 SPG ist. Stellt die Sozialbehdrde
fest, dass die Person unrechtmassig Sozialhilfeleistungen beansprucht, liegt es nicht an ihr, dieses
Verhalten strafrechtlich zu wirdigen. Dafur sind — wie die betroffenen Anhdrungsteilnehmenden rich-
tig ausfuhren — vielmehr die Strafverfolgungsbehdérden (Polizei und Staatsanwaltschaft) und Gerichte
zustandig. Es ist jedoch Aufgabe der Sozialbehdrde, die Sozialhilfeleistungen entsprechend anzu-
passen (zu kirzen oder einzustellen), wenn die Bedurftigkeit und damit die Voraussetzungen fir den
Leistungsbezug nicht gegeben sind. Die Observation nach Sozialhilferecht auf der einen und die Ob-
servation nach Straf- und Strafprozessrecht auf der anderen Seite verfolgen also einen unterschiedli-
chen Zweck und haben deshalb, jede flr sich, ihre Berechtigung. Eine Verletzung des Gewalten- be-
ziehungsweise Polizeimonopols liegt nicht vor. Schliesslich ist auch nicht erkennbar, welche
Mitwirkungspflicht einer betroffenen Person anlésslich der Observation zukommen soll. Die obser-
vierte Person ist nicht verpflichtet, die bei der Observation gemachten Feststellungen zu bestatigen
oder sonst wie zu kommentieren und sich auf diese Weise womdglich noch weiter zu belasten.

Zur Verwertung von Observationsbeweisen im Strafprozess

Wie weiter oben ausdricklich festgehalten wurde, sollen den Gemeinden bei der Observation im So-
zialhilfebereich keine weitergehenden Kompetenzen eingerdumt werden als der Polizei und Staats-
anwaltschaft bei der Observation gestitzt auf das kantonale Polizeirecht und die Strafprozessord-
nung (vgl. Kapitel 3). In der Anhérung wird als Beispiel das Filmen in die Wohnung hinein genannt,
das nach Ansicht der UFS gemass neuem § 19¢ SPG zulassig sein soll. Dies ist jedoch nicht der
Fall: Wohn- und Schlafzimmer sowie andere private Rdume im Innenbereich einer von der betroffe-
nen Person bewohnten Liegenschaft sind gemass bundesgerichtlicher Rechtsprechung keine von
jedermann frei einsehbaren Orte. Eine Observation in solche Raume ist folglich unzulassig, unab-
hangig davon, ob Sichtsperren wie zum Beispiel Vorhange bestehen oder nicht (siehe auch die Aus-
fihrungen weiter unten Buchstabe d) Ort der Observation sowie Kapitel 5, Erlauterungen zum neuen
§ 19c Abs. 3 SPG). Der Regierungsrat ist deshalb der Ansicht, dass die aus der sozialhilferechtlichen
Observation gewonnenen Erkenntnisse beziehungsweise Beweise grundsatzlich auch in einem straf-
prozessrechtlichen Verfahren berticksichtigt werden kénnen sollten. Letztlich wird die zustandige
Strafbehérde entscheiden missen, welche Beweismittel aus dem sozialhilferechtliche Verfahren im
Strafprozess verwertet werden kénnen.

Zur Verhéltnisméssigkeit

Zwei Anhorungsteilnehmende nehmen Bezug auf das bereits weiter oben (vgl. Kapitel 1.3) genannte
Urteil des EGMR vom 18. Oktober 2016 in einem sozialversicherungsrechtlichen Fall. Der EGMR st
im genannten Urteil zum Schluss gekommen, dass die im konkreten Fall erfolgte Observation sich
nicht auf eine ausreichende gesetzliche Grundlage abstitzen lasse und bereits deshalb eine Verlet-
zung des Privat- und Familienlebens gemass Art. 8 EMRK darstelle.?? Weiter fiihrte der EGMR aus,
angesichts dieses Ergebnisses auf eine weitere Uberpriifung des Eingriffs auf dessen Notwendigkeit
zu verzichten.5® Die betroffenen Anhorungsteilnenmenden fiihren insofern richtig aus, dass der
EGMR im genannten Urteil die Frage der Notwendigkeit und damit der Verhaltnismassigkeit des Ein-
griffs offen gelassen hat. Daraus nun zu schliessen, dass eine Observation grundsatzlich — selbst bei
Vorliegen ausreichender gesetzlicher Grundlagen — unverhaltnismassig und damit unzulassig sei, ist
nach Ansicht des Regierungsrats nicht richtig.

52 EGMR, Urteil vom 18. Oktober 2016, Vukota-Bojic gegen die Schweiz (61838/10), Rz. 77.
53 EGMR, Urteil vom 18. Oktober 2016, Vukota-Bojic gegen die Schweiz (61838/10), Rz. 78.
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Eine Observation stellt ohne Zweifel einen Grundrechtseingriff dar und ist nur dann gerechtfertigt und
damit zuldssig, wenn unter anderem die Voraussetzung der Verhaltnismassigkeit erfllt ist

(vgl. Art. 36 Abs. 3 BV, Art. 8 Abs. 2 EMRK). Der neue § 19c SPG regelt die Zulassigkeitsvorausset-
zungen einer Observation und tréagt dem Prinzip der Verhaltnismassigkeit mehrfach Rechnung: So ist
eine Observation nur zulassig, wenn ein konkreter Verdacht auf Missbrauch vorliegt (§ 19¢ Abs. 1

lit. a SPG). Die zustandige Gemeinde muss die Anhaltspunkte, aufgrund derer sie einen Missbrauch
annimmt, konkret benennen kénnen. Weiter missen alle anderen zur Verfligung stehenden Mittel
zur Sachverhaltsfeststellung ausgeschépft sein (§ 19c Abs. 1 lit. b SPG). Eine Observation ist also
immer das letzte Mittel (ultima ratio). Der Regierungsrat stimmt den betroffenen Anhdérungsteilneh-
menden dahingehend zu, dass es bereits gemass dem geltenden Recht verschiedene Mdglichkeiten
gibt, den Sachverhalt in einem konkreten Fall abzuklaren (vgl. Kapitel 1.1). Diese sind meist zielfih-
rend. Es gibt jedoch Sachverhalte, in denen die bestehenden Abklarungsmittel nicht geeignet sind,
den geltend gemachten Bedarf und damit den Anspruch auf Sozialhilfe zu prifen. In diesen Fallen
soll die Observation als letztes Mittel eingesetzt werden kénnen. Schliesslich sind auch betreffend
Ort, Mittel und Dauer einer Observation Vorgaben einzuhalten, die Ausdruck des Verhaltnismassig-
keitsprinzips sind: die betroffene Person darf nicht an jedem Ort observiert werden (der Innenbereich
eines Hauses wie beispielsweise das Schlafzimmer ist ausgeschlossen; § 19c Abs. 3 SPG), die
menschliche Wahrnehmung verstarkende oder erweiternde Instrumente wie beispielsweise Richtmik-
rofone sowie Instrumente zur Standortbestimmung (GPS-Tracker) sind unzulassig (§ 19c Abs. 4
SPG) und die Observationsdauer ist befristet (§ 19¢c Abs. 5 SPG). Alle diese gesetzlich normierten
Voraussetzungen sind vor der Anordnung einer Observation sorgfaltig zu prifen, womit gleichzeitig
sichergestellt ist, dass in jedem Einzelfall auch eine Verhaltnismassigkeitsprifung durchgefuhrt wird.
Anders als die betroffenen Anhdrungsteilnehmenden ist also der Regierungsrat nicht der Ansicht, die
Observation gemass den vorgeschlagenen Bestimmungen sei unverhaltnismassig.

Zur Professionalisierung der Sozialdienste

Die Ressourcen und Qualifikationen der mit dem Vollzug betrauten Personen sind ausschlaggebend
fir einen professionellen Vollzug der Sozialhilfe. Dies ist wichtig, um Sozialhilfebezligerinnen und
-bezlger richtig beraten und wo mdglich in den Arbeitsmarkt (zurtick-)fihren zu kénnen. Das Wieder-
erlangen der wirtschaftlichen Selbststandigkeit flhrt auch zu einer Kostenreduktion bei den Gemein-
den. Weiter kbnnen durch mehr Ressourcen die Subsidiaritat beziehungsweise Anspriiche auf vor-
gelagerte Leistungen (insbesondere Sozialversicherungen) intensiver geprift werden. Auch dadurch
kénnen die Gemeinden im Sozialhilfebereich Kosten sparen.>* Zustandig fir die Gewahrung von So-
zialhilfe und deren Finanzierung sowie fur die Fihrung eines Sozialdiensts sind die Gemeinden

(§§ 6, 43 und 47 Abs. 1 SPG). Es liegt somit grundsatzlich in deren Kompetenz zu entscheiden, wel-
che personlichen und fachlichen Anforderungen ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich So-
zialhilfe mit sich bringen mussen.

b) Zustandigkeit fiir Anordnung

FDP.Die Liberalen Aargau sind der Meinung, dass bei der Festlegung der zustandigen Stellen fur die
Anordnung der Observation den Gemeinden grésstmdgliche Autonomie gewahrt werden solle. Ahn-

lich argumentiert der Stadtrat Aarau: "Sozialbehdrde" im neuen § 19c Abs. 2 und Abs. 6 SPG sei zu

ersetzen mit "Gemeinde", da die Instanzenregelung (Gemeinderat, Sozialbehérde, Ressortinhaberin

oder Ressortinhaber, Sozialdienst) in der Zustandigkeit der Gemeinde liegen solle.

Ganz anders die folgenden Anhérungsteilnehmenden: SP Kanton Aargau, ArbeitAargau und VPOD
Aargau/Solothurn halten fest, dass nicht die Gemeinde beziehungsweise die Sozialbehorde ber die

54 Siehe dazu auch die Beantwortung des Regierungsrats vom 26. Januar 2022 zum (21.243) Postulat Regula Dell'Anno-Doppler, SP, Baden et
al. vom 9. November 2021 betreffend Oberaufsicht, Qualitatskontrolle und Mindestgrésse der Sozialdienste, abrufbar unter www.ag.ch/grossrat
> Geschafte.
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Anordnung der Observation entscheiden solle. Dies solle ein Gericht tun; die Moglichkeit der An-
fechtbarkeit miisse gegeben sein (SP Kanton Aargau). Da keine unabhangige Stelle vorgesehen sei,
welche die Voraussetzungen fiir eine Observation einheitlich priife, werde es eine Vielzahl unter-
schiedlicher Praxen geben, was zu einer nicht hinnehmbaren Rechtsunsicherheit filhren und einer
willkirlichen Umsetzung Tir und Tor 6ffnen werde (ArbeitAargau, VPOD Aargau/Solothurn). Ahnlich
aussert sich der Gemeinderat Windisch, wonach die Anordnung vorgangig von einer unabhangigen
Instanz genehmigt werden sollte.

Stellungnahme Regierungsrat:

Zustandig fur die Anordnung der Observation ist gemass neuem § 19c Abs. 2 SPG die Sozialbe-
hérde gemass § 44 Abs. 1 SPG. Dies ist bereits im Anhdrungsbericht (Seiten 27 und 31) so festge-
halten und wird neu auch in der Bestimmung selbst ausdrticklich normiert. Dies entspricht der grund-
satzlichen Zustandigkeitsregelung im Aargauer Sozialhilferecht, wonach die Gemeinden zustandig
sind fur die Sozialhilfe (§ 6 SPG). Mit der Vorgabe "Sozialbehdrde" wird sichergestellt, dass sich ein
politisch legitimiertes Gremium und nicht eine einzelne Mitarbeiterin beziehungsweise Mitarbeiter des
Sozialdiensts mit der Anordnung der Observation auseinandersetzt und darliber entscheidet.

Bei der Observation gemass neuem § 19¢c SPG handelt es sich um eine einfache Observation (Ob-
servation mit Bild- und Tonaufzeichnungen mit Geraten, die das menschliche Wahrnehmungsverma-
gen nicht erweitern). Ein Richtervorbehalt ware nicht verhaltnismassig. So sind denn auch die Obser-
vation gemass Sozialversicherungsrecht (Art. 43a Abs. 1 ATSG, das heisst Observation ohne
Einsatz von technischen Instrumenten zur Standortbestimmung) und gemass Strafprozessrecht (Art.
282 StPO) — beides ebenfalls einfache Observationen — bewilligungsfrei vorgesehen.5®

Die Wahl der anordnenden Behérde (Gemeinde oder Gericht) hat im Ubrigen keine Auswirkungen
auf die Anfechtbarkeit der Observation: Diese ist grundsatzlich immer anfechtbar. Bezliglich des In-
stanzenzugs wird auf Kapitel 5, Erlauterungen zu § 19¢ Abs. 6 und 7, verwiesen.

Aus all diesen Grinden halt der Regierungsrat am vorgeschlagenen § 19¢c Abs. 2 SPG unverandert
fest.

¢) Zustindigkeit fiir Durchfiihrung

FDP.Die Liberalen Aargau sind der Meinung, dass den Gemeinden auch bei der Festlegung der zu-
standigen Stellen fir die Durchfiihrung der Observation grosstmaogliche Autonomie gewahrt werden
solle.

Die SP Kanton Aargau halt dagegen fest, dass die Durchfiihrung der Observation durch unabhan-
gige Fachpersonen erfolge misse, nicht durch Fachpersonen der Gemeinde.

Der VAGS sei zwar gegen die Observation; sollte diese trotzdem normiert werden, sei es wichtig,
dass Observationen nur von professionellen und unabhangigen vom Kanton bestimmten Stellen oder
Firmen durchgefuihrt wirden. Da Observationen auch in anderen Rechtsgebieten (zum Beispiel
Steuern) nicht in den Aufgabenbereich der Gemeinde fielen, wiirden diese nicht Uber geeignetes
Personal verfiigen. Es sei nicht davon auszugehen, dass die Gemeinden aufgrund von Einzelfallen
geschultes Personal anstellen wirden. Die Regelung verleite dazu, aus Kostengriinden ungeschulte
Mitarbeitende mit Observationen zu beauftragen (gleicher Ansicht sind der Stadtrat Brugg und der
Gemeinderat Neuenhof). Ahnlich argumentiert die Rémisch-Katholische Landeskirche des Kantons
Aargau: Sie sei zwar gegen die Observation; da diese jedoch bei der letzten Abstimmung durch das
Volk Zustimmung gefunden habe (gemeint ist wohl das Referendum betreffend ATSG), seien die Vo-
raussetzungen klar zu regeln. Keinesfalls reiche die Bezeichnung "geeignete Person der Gemeinde".

55 Siehe Stellungnahme des Bundesrats vom 1. November 2017 zum Bericht der Kommission fiir soziale Sicherheit und Gesundheit des Stande-
rats vom 7. September 2017 zu (16.479) Parlamentarische Initiative, BBl 2017 7421 ff., S. 7424 f.
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Diese Aufgabe misse klar definiert und von fachlich gut ausgebildete Personen durchgefiihrt wer-
den.

Auch einzelne Gemeinderate sprechen sich gegen die Durchfiihrung der Observation durch die Ge-
meinde beziehungsweise deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus (unter anderem Stadtrat Brem-
garten sowie Gemeinderate Habsburg und Sisseln). Die Observation durch "geeignete Mitarbeitende
der Gemeinde" kdnnte nach Ansicht von Sisseln dazu fuhren, dass zu viele Personen observiert wir-
den. Durfte die Observation nur von geeigneten Dritten durchgefihrt werden, wiirde deren Notwen-
digkeit eingehender gepriift, da Dritte Kosten verursachen wirden. Die Gemeinderate Spreitenbach
und Birr pladieren fir eine Durchfiihrung durch den Kanton. Der Gemeinderat Spreitenbach erachtet
die Grindung einer kantonalen Observationsfachstelle als begrussenswert. So wirden Sozialhilfebe-
zuger innerhalb des Kantons umziehen und waren der Qualitatsstandard einfacher sicherzustellen
und rasches Handeln besser mdglich, da die Offerteinholung und -priifung von privaten Observati-
onsinstitutionen wegfielen. Ahnlich argumentiert der Gemeinderat Windisch: Die Observation diirfe
nur von professionellen und unabhangigen Stellen durchgefiihrt werden; der Kanton solle diese Stel-
len beziehungsweise Firmen bestimmen und die Gemeinden kdnnten die Leistung einkaufen.

Die UFS flihrt schliesslich aus, dass ein grosser Vorteil von verdeckten Ermittiungen durch die Poli-
zei darin bestehe, dass die Strafverfolgungsbehérden im Gegensatz zu kommunalen Sozialdetekti-
ven und zu den von der Flrsorgebehorde beauftragten Privatdetektiven kein Eigeninteresse hatten
und unparteiisch beziehungsweise neutral seien. Ein Privatdetektiv, der von einer Gemeinde fur gu-
tes Geld beauftragt worden sei, sei schon fast dazu verpflichtet, "irgendetwas zu finden", damit er
auch in Zukunft wieder Auftrage erhalte.

Stellungnahme Regierungsrat:

Entsprechend der allgemeinen Zustandigkeitsordnung, wonach die Gemeinden fiir die Sozialhilfe

(§ 6 SPG) und grundsatzlich auch fir deren Finanzierung (§ 47 Abs. 1 SPG) zustandig sind, sollen
auch diese entscheiden, von wem — geeignete Mitarbeiterinnen beziehungsweise Mitarbeiter oder
geeignete Dritte — eine Observation in einem bestimmten Fall durchzufihren ist. Daran soll unveran-
dert festgehalten werden. Der Regierungsrat wird im neuen § 19c Abs. 2 SPG ausdriicklich ermach-
tigt, personliche und fachliche Anforderungen festzulegen, die von der durchflihrenden Person zu er-
flllen sind (siehe auch erganzte Erlauterungen in Kapitel 5, zu § 19¢ Abs. 2). Dies tragt dazu bei,
dass die Observationen rechtsgleich und mit einem Mindestmass an Qualitat durchgefiihrt werden.

d) Ort der Observation

Die Grinen Aargau, die UFS und der Verein Netzwerk Asyl Aargau monieren einen gesetzestechni-
schen Mangel betreffend die Regelung Gber den Ort der Observation (§ 19¢ Abs. 3 lit. b SPG): Wért-
lich genommen seien auch private Raume (zum Beispiel Wohn- und Schlafzimmer) von einem allge-
mein zuganglichen Ort aus frei einsehbar, wenn keine Sichtsperre (zum Beispiel Vorhang) bestehe.
Gemass Rechtsprechung des Bundesgerichts sei das Filmen von &ffentlich einsehbaren Balkonen
und Gartenplatzen zulassig, nicht aber in Privatraume hinein. Der Gesetzeswortlaut vom genannten
Paragrafen lasse diese Moglichkeit aber ganz klar zu.

Stellungnahme Regierungsrat:

Der neue § 19c Abs. 3 SPG sieht vor, dass eine Person observiert werden darf, wenn sie sich an ei-
nem Ort befindet, der allgemein zuganglich ist (lit. a) oder der von einem allgemein zuganglichen Ort
aus frei einsehbar ist (lit. b). Der Wortlaut von § 19¢ Abs. 3 SPG ist mit demjenigen der Bundesbe-
stimmung im Sozialversicherungsrecht (Art. 43a Abs. 4 ATSG) identisch. Dies ist kein Zufall: Die Be-
stimmung des ATSG betreffend Ort ist bewusst tibernommen worden. Dies bedeutet, dass Materia-
lien, Rechtsprechung und Lehre dazu bei der Anwendung und Auslegung von § 19¢c Abs. 3 SPG
entsprechend zu berlcksichtigen sind.
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Betreffend die Wendung "Ort, der von einem allgemein zuganglichen Ort aus frei einsehbar ist" neh-
men die Materialien des Bundesgesetzgebers zum ATSG Bezug auf die Rechtsprechung des Bun-
desgerichts und halten Folgendes fest: "Von jedermann frei einsehbar bedeutet, dass die Tatigkeit
von blossem Auge zu gegebener Tageszeit erkennbar ist. Der Innenbereich des Hauses, in dem die
versicherte Person wohnt, bildet keinen ohne weiteres 6ffentlich frei einsehbaren Raum und eine hie-
rin erfolgte Observation ist grundséatzlich unzuldssig, weshalb zum Beispiel die Uberwachung im
Treppenhaus oder in der Waschkiiche nicht gestattet ist (Urteil des Bundesgerichts 8C.829/2011
vom 9. Marz 2012 E. 8.4)." Dahingegen seien Aufnahmen von Personen, die sie bei alltdglichen Ver-
richtungen (Haushaltsarbeiten) auf dem frei einsehbaren Balkon zeigen, zulassig (BGE 137 | 327
Regeste und E. 6.1).% Der Bundesrat hat dazu Stellung genommen und festgehalten, dass mit lit. b
die herrschende Lehre und die bestehende Rechtsprechung des Bundesgerichts kodifiziert werde.
Sie gehe zwar Uber den Wortlaut von Art. 282 StPO hinaus, inhaltlich sei es jedoch keine Abwei-
chung, da diese Rechtsprechung zur Observation in der Invalidenversicherung auch auf Strafverfah-
ren Ubertragen werden kénne.%’

Wie bereits festgehalten, gelten bei der Observation im Sozialhilferecht hinsichtlich des zulassigen
Orts sowohl die genannten Materialien zum ATSG als auch die dazugehérende Bundesgerichts-
rechtsprechung. Das von den Anhdrungsteilnehmenden genannte Wohn- und Schlafzimmer sowie
andere private Rdume im Innenbereich einer von der betroffenen Person bewohnten Liegenschaft
sind demnach keine von jedermann frei einsehbaren Orte. Eine Observation in solche Rdume ist
folglich unzuldssig, unabhangig davon, ob Sichtsperren wie zum Beispiel Vorhange bestehen oder
nicht. Die Erlduterungen zum neuen § 19¢ Abs. 3 SPG sind entsprechend prazisiert worden.

Ein "gesetzestechnischer Mangel" betreffend die Regelung Gber den Ort der Observation liegt somit
nicht vor.

e) Moglichkeit der Verlangerung der Observationsdauer

Die SVP Aargau erachtet die Verlangerungsmaoglichkeit als notwendig, damit die Abklarungen nach
der 30-tagigen Frist seridés abgeschlossen werden kénnten. Auch die Jungfreisinnigen Aargau sind
fur eine Verlangerungsmaoglichkeit, da unter Umstanden 30 Tage fir eine vollumfangliche und griind-
liche Observation nicht ausreichend sein kénnten. Der zu schaffende Spielraum solle jedoch restrik-
tiv gebraucht werden. Die SP Kanton Aargau hat sich zwar fiir die Verlangerungsmaoglichkeit ausge-
sprochen, ist jedoch der Ansicht, dass das Gericht dartiber entscheiden solle; die Mdglichkeit der
Anfechtbarkeit misse gegeben sein. Zudem misse die Verlangerung sehr gut begriindet werden.

Die Grinen Aargau sind gegen die Verlangerungsmaoglichkeit: Diese beziehungsweise deren Rege-
lung erscheine behelfsmassig. Strafrechtliche und untersuchungsspezifische Kompetenzen und Er-
fahrungen wirden dem Kantonalen Sozialdienst fehlen. Gleicher Ansicht ist die UFS und der Verein
Netzwerk Asyl Aargau. Die EDU Aargau ist ebenfalls dagegen und fiihrt aus, dass Observationen so
kurz und effizient wie méglich durchzufiihren seien und nicht durch eine Verlangerung verteuert wer-
den sollten. Auch fir die EVP Aargau sind 30 Tage genug; sollte spater ein neuer Verdacht aufkom-
men, bestehe die Moglichkeit einer erneuten Observationsanordnung. Die Vereinigung Aargauischer
Berufsbeistandinnen und -beistande (VABB) ist ebenfalls gegen die Verlangerungsmaglichkeit mit
dem Argument, diese sei kompliziert und der Nutzen fraglich (gleicher Ansicht ist der Gemeinderat
Rheinfelden).

Knapp 95 % der Gemeinderate haben sich fir die Verlangerungsmoglichkeit ausgesprochen. Nur
wenige Gemeinderate haben zusatzliche Bemerkungen angebracht. Argument fiir die Verlangerung
sei, dass diese allenfalls bendtigt werde (Gemeinderat Zeiningen). Die Voraussetzungen fir eine

56 Bericht der Kommission fiir soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerats vom 7. September 2017 zur 16.479 Parlamentarischen Initiative
Gesetzliche Grundlage fiir die Uberwachung von Versicherten, BBl 2017 7403 ff., S. 7410 f.

57 Stellungnahme des Bundesrats vom 1. November 2017 zum Bericht der Kommission fiir soziale Sicherheit und Gesundheit des Sténderats
vom 7. September 2017, BBI 2017 7421 ff., S. 7425.
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Verlangerung seien jedoch zu regeln (Gemeinderat Magden). Von einem Gemeinderat wird sogar
eine noch langere Observationsfrist bevorzugt (zum Beispiel 60 Tage), da ja die Kosten vollumfang-
lich durch die Gemeinde getragen wiirden (Gemeinderat Spreitenbach). Dass die Verlangerung
durch den Kantonalen Sozialdienst als neutrale Stelle zu erfolgen habe, sei sinnvoll (Gemeinderat
Oberentfelden). Es miisse gewahrleistet sein, dass der Kantonale Sozialdienst termingerecht tiber
eine Verlangerung entscheide (Gemeinderat Ehrendingen). So solle in der Verordnung auch geregelt
werden, innert welcher Frist — unter Umstanden innert Tagesfrist — der Entscheid ab dem Zeitpunkt
des Verlangerungsantrags zu erfolgen habe (Stadtrat Aarau).

Stellungnahme Regierungsrat:

Knapp 95 % der Gemeinderate sowie sechs politische Parteien (Die Mitte Aargau, FDP.Die Liberalen
Aargau, glp Aargau, Jungdfreisinnige Aargau, SP Kanton Aargau, SVP Aargau) stimmen der Vari-
ante 2 "Maéglichkeit der Verlangerung" zu. Angesichts dieses Ergebnisses wird die Variante 1 der An-
hérungsvorlage, wonach die Observationsdauer maximal 30 Tage ohne Verlangerungsmaoglichkeit
betragt, in vorliegender Botschaft nicht mehr weiterverfolgt.

In den Erldauterungen zum neuen § 19¢ Abs. 5 SPG ist festgehalten, dass der Regierungsrat die Vo-
raussetzungen fir eine Verlangerung gestitzt auf § 63 Abs. 1 SPG in der Sozialhilfe- und Praventi-
onsverordnung konkretisieren werde (vgl. Kapitel 5). Es liegt in der Natur der Sache, dass die fir Ge-
nehmigung zustandige kantonale Behorde innert nutzlicher Frist Gber die Verlangerung entscheiden
wird miussen. Die Nennung einer konkreten Frist erachtet der Regierungsrat zum jetzigen Zeitpunkt
jedoch als nicht notwendig.

Die Wahl der Genehmigungsbehdrde (kantonale Verwaltungsbehdrde oder kantonales Gericht) hat
im Ubrigen keine Auswirkungen auf die Anfechtbarkeit der Verlangerung: Diese ist, wie die Observa-
tion an sich, grundsatzlich immer anfechtbar. Bezuglich des Instanzenzugs wird auf Kapitel 5, Erlau-
terungen zu § 19¢ Abs. 5 und 6, verwiesen.

f) Berichterstattung

Der Stadtrat Aarau beantragt sinngemass, den vorgeschlagenen § 19e SPG (Berichterstattung) zu
streichen. Eine Berichterstattung gemass § 19e SPG erhdhe die Arbeitslast der Gemeinden enorm,
insbesondere wenn die Berichterstattung nur der Beantwortung von allfalligen politischen Vorstdssen
diene. Die Gemeinden sollen Anfragen des Kantons beantworten, sobald Vorstdsse anfielen.

Anders sehen es der Gemeinderat Oberentfelden und die EDU Aargau: Eine regelmassige Berichter-
stattung der angeordneten und durchgeflihrten Observationen an den Kantonalen Sozialdienst als
Kontrolle sei unerlasslich (Gemeinderat Oberentfelden). Die Einhaltung der rechtlichen Grundlagen
bei einer Observation sei essentiell. Sie sei im Rahmen eines Monitorings regelmassig zu Gberprifen
beziehungsweise zu kontrollieren und, wo maéglich, transparent zu kommunizieren (EDU Aargau).

Stellungnahme Regierungsrat:

An der vorgeschlagenen Bestimmung in § 19e SPG wird unverandert festgehalten. Sinn und Zweck
der Berichterstattung sind weiter oben ausfihrlich erlautert (vgl. Kapitel 3.6). Der Regierungsrat wird
beim Erlass der Ausfiihrungsbestimmungen in der Sozialhilfe- und Praventionsverordnung darauf
achten, dass die Berichterstattung fir die Gemeinden zumutbar ist.

dg) Weitere Einzelbemerkungen

Fir die SVP Aargau sei unverstandlich, dass der Einsatz von technischen Instrumenten zur Stand-
ortbestimmung (GPS-Tracker) nicht erlaubt sei. Sozialversicherungsbetrug (gemeint ist wohl Sozial-
hilfebetrug) sei ein schweres Delikt und sollte auch entsprechend geahndet werden diirfen. Der Re-
gierungsrat werde gebeten, einen entsprechenden Gesetzestext fir die Botschaft an den Grossen
Rat auszuarbeiten, in dem diese technischen Instrumente (GPS-Tracker) in schweren Betrugsfallen
eingesetzt werden dirften.
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Als weitere Einzelbemerkung beantragt der Stadtrat Aarau sinngemass, den vorgeschlagenen § 19d
SPG (Umgang mit dem Observationsmaterial) zu streichen. § 19d SPG sei nicht notwendig, da das
Observationsmaterial Bestandteil der Klientenakte sei und diese wiederum den giiltigen Bestimmun-
gen zur Akteneinsicht unterstehe.

Stellungnahme Regierungsrat:
Zum Einsatz von technischen Instrumenten zur Standortbestimmung

Am Verbot, technische Instrumente zur Standortbestimmung einzusetzen, wird festgehalten. Der Ein-
satz solcher Instrumente stellt, wie oben beschrieben, einen schwereren Eingriff in die Privatsphare
dar als der Einsatz von Bild- und Tonaufzeichnungen. Das ATSG lasst diese deswegen im Sozialver-
sicherungsbereich nur mit einer vorgangigen richterlichen Genehmigung zu. Der beantragende Ver-
sicherungstrager hat dabei dem Gericht ausfuhrlich darzulegen, weshalb solche Instrumente als ul-
tima ratio unumganglich sind (siehe Art. 43b Abs. 1 ATSG). Die Nachfrage beim Versicherungs-
gericht des Kantons Aargau hat ergeben, dass es seit der Einflihrung der Observation im Sozialver-
sicherungsbereich (Inkrafttreten am 1. Oktober 2019) noch kein Gesuch fiir den Einsatz von techni-
schen Instrumenten zur Standortbestimmung gegeben hat. Dies |&sst darauf schliessen, dass der
Bedarf auch im Sozialhilfebereich tief ware. Die Schwere des Eingriffs verbunden mit dem prozessu-
alen Aufwand und der voraussichtlich tiefen Nachfrage dieses Mittels sprechen im Sinne der Verhalt-
nismassigkeit gegen die Einfihrung technischer Instrumente zur Standortbestimmung bei der Obser-
vation in der Sozialhilfe.

Zum Umgang mit dem Observationsmaterial

§ 19d SPG gemass Anhdrungsvorlage erméachtigt den Regierungsrat, die Aufbewahrung, Verwen-
dung, Weitergabe, Akteneinsicht und Vernichtung des Observationsmaterials zu regeln. Der Stadtrat
Aarau bemerkt richtigerweise, dass es bereits Bestimmungen zur Akteneinsicht gibt. Der Regie-
rungsrat folgt dem Stadtrat Aarau insofern, als er die vorhandenen Regelungen des kantonalen Da-
tenschutz- und Sozialhilferechts zur Akteneinsicht, aber auch zur Verwendung und zur Weitergabe
des Observationsmaterials (vgl. IDAG und VIDAG sowie §§ 45 f. SPG und § 31 SPV) als gentigend
erachtet. Aufgrund der Sensibilitat der Daten soll jedoch der Regierungsrat weiterhin ermachtigt wer-
den, die Aufbewahrung und Vernichtung als lex specialis auf Verordnungsstufe zu regeln. Das kanto-
nale Datenschutzrecht bestimmt zwar in grundsatzlicher Weise, dass Personendaten vernichtet wer-
den missen, wenn sie zur Erflllung der gesetzlichen Aufgabe sowie zu Sicherungs- und
Beweiszwecken nicht mehr bendtigt werden, spatestens jedoch nach 10 Jahren (vgl. § 21 IDAG und
§ 4 Abs. 4 VIDAG). Fir das Observationsmaterial soll die Vernichtungsfrist ausdriicklich geregelt
werden, indem ihre Lange klar beziffert und dem Schutzinteresse der Betroffenen entsprechend
kurzgehalten wird (wie weiter oben in Kapitel 3.5 festgehalten wurde, soll die Léschfrist wie in § 61
PolV auf maximal 100 Tage festgelegt werden, soweit die Daten nicht weiterhin fir ein Verfahren be-
noétigt werden; vgl. auch die dreimonatige Frist gemass Art. 9a Abs. 4 ATSV). Bei der Aufbewahrung
ist das Recht weiterer Personen auf Privatsphare zu beachten (siehe die Erlauterungen zu § 19d
SPG). Der vorliegende § 19d SPG samt Erlauterungen (vgl. Kapitel 5) dazu sind entsprechend ange-
passt worden.
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5. Erlauterungen zu einzelnen Paragrafen

Sozialhilfe- und Praventionsgesetz (SPG)

2.1.5. Observation (neu)

§ 19c Zulassigkeitsvoraussetzungen (neu)

' Die zusténdige Gemeinde kann eine Person im Rahmen eines laufenden Sozialhilfeverfahrens

verdeckt observieren, wenn

a) aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass die Person unrechtmassig Sozi-
alhilfeleistungen geltend macht, bezieht oder erhalten hat, und

b) alle zur Verfligung stehenden Mittel zur Feststellung des Sachverhalts ausgeschopft wor-
den sind.

2 Die Sozialbehtrde geméss § 44 Abs. 1 ist zusténdig fir die Anordnung der Observation. Zu-

standig fir die Durchfiihrung der angeordneten Observation sind geeignete Mitarbeitende der

betroffenen Gemeinde oder von dieser beauftragte geeignete Dritte. Der Regierungsrat regelt

die personlichen und fachlichen Anforderungen an die durchfihrenden Personen durch Verord-

nung.

3 Die Person darf nur observiert werden, wenn sie sich

a) an einem allgemein zuganglichen Ort befindet, oder

b) an einem Ort befindet, der von einem allgemein zuganglichen Ort aus frei einsehbar ist.

4 Bei der Observation diirfen Bild- und Tonaufzeichnungen gemacht werden. Nicht erlaubt ist

der Einsatz von technischen Instrumenten

a) zur Verstarkung oder Erweiterung der menschlichen Wahrnehmung sowie

b) zur Standortbestimmung.

5 Die angeordnete Observation findet in einem Zeitraum von hochstens 30 Tagen ab dem ersten
Observationstag statt. Sie kann mit Genehmigung der zustandigen kantonalen Behdrde um ma-
ximal 15 Tage verlangert werden.

6 Die Sozialbehdrde informiert die betroffene Person spatestens vor Erlass des Entscheids be-
treffend die Sozialhilfeleistungen tber den Grund, die Art und die Dauer der durchgefiihrten
Observation sowie Uber die bei der Observation gemachten Feststellungen.

7 Konnten die konkreten Anhaltspunkte durch die Observation nicht bestatigt werden, teilt die
Sozialbehodrde der betroffenen Person den Grund, die Art und die Dauer der durchgefiihrten
Observation, die bei der Observation gemachten Feststellungen sowie das Recht auf einen an-
fechtbaren Entscheid schriftlich mit.

Zum neuen Abschnitt 2.1.5.

Da es sich vorliegend um Observationen im Sozialhilfebereich handelt und die Sozialhilfe im Sozial-
hilfe- und Praventionsgesetz geregelt ist, sind die entsprechenden Bestimmungen im genannten Ge-
setz unter dem zweiten Titel "Sozialhilfe" zu erlassen. Der Bezug beziehungsweise die Inanspruch-
nahme von Massnahmen der sozialen Pravention gemass dem dritten Titel des Sozialhilfe- und Pra-
ventionsgesetzes (§§ 23 ff. SPG) wie beispielsweise die Elternschaftsbeihilfe, die Inkassohilfe oder
die Alimentenbevorschussung sollen nicht mittels Observation Uberpruft werden kénnen. Die Rege-
lungen sollen unter einem gemeinsamen Abschnitt zusammengehalten werden. Mittels der Observa-
tion soll abgeklart werden, ob die betroffene Person die Leistungen der Sozialhilfe rechtmassig bezo-
gen hat, bezieht oder zu erhalten versucht. Folglich kommt die Observation bei der Gewahrung von
Sozialhilfe (vgl. Kapitel 2.1. im SPG) zur Anwendung. Systematisch bedeutet dies im Ergebnis, dass
die neuen Regelungen zur Observation im Sozialhilfe- und Praventionsgesetz als neuer Abschnitt
2.1.5. einzufligen sind.
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Zur Uberschrift
Der neue § 19c SPG regelt die Zulassigkeitsvoraussetzungen einer Observation.
Zu § 19c Abs. 1

Der neue § 19¢ Abs. 1 SPG regelt zum einen die Zustandigkeit flr eine Observation im Sozialhilfe-
recht. Diese bestimmt sich nach § 6 SPG. Die gegenwartig fir das laufende Sozialhilfeverfahren zu-
standige Gemeinde ist somit auch fiir die Observation zustandig. Weiter kann eine Observation aus-
schliesslich wahrend — und somit weder vor noch nach — eines laufenden Sozialhilfeverfahrens
angeordnet werden. Eine Observation alleine kann kein Sozialhilfeverfahren eréffnen. Das Verfahren
muss auf anderem Wege bereits eréffnet (aufgrund eines eingereichten Gesuchs um materielle Hilfe)
und darf noch nicht durch Einstellung, Wegzug oder aus anderen Griinden abgeschlossen worden
sein.

Zum anderen wird der zuldssige Grund fur die Anordnung und die Durchflihrung einer Observation
normiert:

lit.taund b

Vorausgesetzt wird zum einen, dass aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass eine
Person unrechtmassig Sozialhilfeleistungen geltend macht, bezieht oder erhalten hat (lit. a). Obser-
vationen in Bezug auf bereits erhaltene Leistungen ("erhalten hat") sind im Kontext der Vorausset-
zung eines laufenden Sozialhilfeverfahrens zu sehen: Solche Observationen sind zwar mdéglich, je-
doch nicht fir vergangene Leistungen aus abgeschlossenen Verfahren. Der Begriff der konkreten
Anhaltspunkte ist aus Art. 43a ATSG Ubernommen, welcher sich seinerseits auf die Regelung in

Art. 282 Abs. 1 lit. a StPO sowie die zugehdrige Rechtsprechung des Bundesgerichts® stiitzt. Nach
Ablauf der zulassigen Observationsdauer (héchstens 30 Tage plus Mdéglichkeit der Verlangerung um
maximal 15 Tage, siehe neuer § 19c Abs. 5 SPG) kann eine erneute Observation angeordnet wer-
den, sofern im Vergleich zum Sachverhalt, welcher der bereits durchgefiihrten Observation zugrunde
lag, neue konkrete Anhaltspunkte vorliegen (und sofern auch die Voraussetzung gemass lit. b vor-
liegt). Liegen auf der Sachverhaltsebene keine neuen konkreten Anhaltspunkte vor, ist die erneute
Anordnung einer Observation nicht zulassig.

Lit. b setzt zum anderen voraus, dass zur Abklarung des Sachverhalts bereits alle zur Verfigung ste-
henden Mittel ausgeschopft worden sind. Insofern ist die Observation als ultima ratio im Sinne des
Verhaltnismassigkeitsprinzips staatlichen Handelns zu verstehen. Die zur Verfligung stehenden Mit-
tel richten sich einerseits nach den Beweismitteln gemass § 24 VRPG und andererseits nach der Mit-
wirkungs- und Meldepflicht gemass § 2 SPG. Vor der Anordnung einer Observation sind demnach
samtliche Abklarungsmittel, welche in Kenntnis und/oder durch Mitwirkung der betroffenen Person
erfolgen (vgl. Kapitel 1.1), zu ergreifen oder mindestens zu prufen. In jedem Einzelfall ist schliesslich
vor der Anordnung einer Observation eine Verhaltnismassigkeitsprifung durchzufihren.

Lit. @ und b mussen sowohl zum Zeitpunkt der Anordnung als auch wahrend der gesamten Durchfiih-
rung einer Observation erflllt sein. Sollte sich die Situation im Einzelfall — beispielsweise im Zeitraum
zwischen Anordnung und Durchfiihrung oder wahrend der Durchfiihrung — derart andern, dass die
Erfullung dieser Voraussetzungen zu bezweifeln ist oder diese nicht mehr gegeben sind, ist eine Ob-
servation nicht mehr zulassig und eine Neubeurteilung durchzufiihren.

58 BGE 137 1327, E. 5.4.2.1; BGE 136 111410, E. 4.2.1.

55 von 76



Zu § 19c Abs. 2

Absatz 2 regelt zunachst die Kompetenzen innerhalb der zustandigen Gemeinde: Fir die Anordnung
einer Observation ist die Sozialbehdrde der jeweiligen Gemeinde zustandig und damit grundsatzlich
der Gemeinderat oder eine von ihm eingesetzte Sozialkommission (§ 44 Abs. 1 SPG; vorbehalten
bleiben die Bestimmungen des Gemeindegesetzes Uber die Zusammenarbeit der Gemeinden). § 44
Abs. 2 SPG, wonach die Sozialbehdrde die Entscheidkompetenz einer anderen Behorde Ubertragen
kann, ist bei der Anordnung der Observation damit nicht anwendbar. Bei der Anordnung ist auf eine
vollstdndige Dokumentation zu achten: Die Anordnung einer Observation muss schriftlich erfolgen
und die Sozialbehérde muss im betroffenen Einzelfall die vorliegenden konkreten Anhaltspunkte ge-
mass neuem § 19c Abs. 1 lit. a SPG nennen sowie Ausfiihrungen zur Voraussetzung gemass neuem
§ 19c Abs. 1 lit. b SPG machen. Der Regierungsrat ist gestitzt auf seine Vollzugskompetenz gemass
§ 63 Abs. 1 SPG ermachtigt, dies entsprechend in der Sozialhilfe- und Praventionsverordnung fest-
zuhalten.

Hinsichtlich der Durchflihrung von Observationen ist die allgemeine Bestimmung im bereits gelten-
den § 43 Abs. 4 SPG zu berlcksichtigen, wonach die Gemeinden im Sozialhilfebereich ihre Aufga-
ben an Dritte oder den Kanton tbertragen kénnen. Entsprechend wird im neuen § 19¢ Abs. 2 SPG
festgelegt, dass die Durchfiihrung der Observationen entweder von Mitarbeitenden der Gemeinde
selbst vorgenommen oder an Dritte (ibertragen wird. Dies entspricht im Ubrigen auch der Kompe-
tenzverteilung der meisten anderen Kantone, welche die Observation vorsehen (beispielsweise Bern,
Freiburg und Glarus).

Absatz 2 halt weiter fest, dass die angeordnete Observation von geeigneten Mitarbeitenden oder ge-
eigneten Dritten durchzuflihren ist. Mit der Eignung sind gewisse personliche und fachliche Anforde-
rungen gemeint, welche die durchfiihrende Person erfilillen muss, andernfalls sie nicht geeignet ist.
Der Regierungsrat wird ermachtigt, diese Anforderungen auf Verordnungsstufe zu regeln. Es ist der-
zeit davon auszugehen, dass die personlichen Anforderungen insbesondere einen tadellosen Leu-
mund meinen (kein Strafregistereintrag, keine hangigen Strafverfahren, keine hangigen oder abge-
schlossenen Zivilverfahren wegen einer Personlichkeitsverletzung nach Art. 28-28b ZGB, keine
Verlustscheine). Die fachlichen Anforderungen werden bestimmte mittels Aus- und/oder Weiterbil-
dung oder gleichwertiger Berufserfahrung erworbenen Kenntnisse im Bereich Recht und/oder Poli-
zeiarbeit voraussetzen.

Zu § 19c Abs. 3

Eine Person kann observiert werden, wenn sie sich an einem Ort befindet, der allgemein zuganglich
ist oder von einem allgemein zuganglichen Ort frei einsehbar ist. Der Wortlaut vom neuen § 19¢
Abs. 3 SPG ist bewusst mit demjenigen der Bundesbestimmung im Sozialversicherungsrecht

(Art. 43a Abs. 4 ATSG) identisch. Dies bedeutet, dass Materialien, Rechtsprechung und Lehre dazu
bei der Anwendung und Auslegung von § 19¢c Abs. 3 SPG entsprechend zu berlicksichtigen sind.
Ebenso sind die Ausfiihrungsbestimmungen in Art. 7h ATSV zu beachten.

lit. a

Als allgemein zuganglicher Ort gilt 6ffentlicher oder privater Grund und Boden, bei dem in der Regel
geduldet wird, dass die Allgemeinheit ihn betritt (vgl. Art. 7h Abs. 1 ATSV). Zu den allgemein zugang-
lichen Orten gehoren also zum Beispiel offentliche Strassen und Platze, Parks, Einkaufsladen, Kul-
tur-, Freizeit- und Sportbetriebe, Restaurants usw.

lit. b

Im strafrechtlichen Kontext kénnen Personen "an allgemein zuganglichen Orten verdeckt beobach-
tet" werden (Art. 282 Abs. 1 StPO). Die Wendung "Ort, der von einem allgemein zuganglichen Ort
aus frei einsehbar ist" ist bei der Observation gemass Strafprozessordnung nicht genannt. Gemass
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der Rechtsprechung des Bundesgerichts® ist die Observation aber auch dann zulassig, wenn sich
die observierte Person an einem Ort befindet, der von einem allgemein zugéanglichen Ort aus frei ein-
sehbar ist, also beispielsweise auf ihrem Balkon oder in ihrem offenen Garten. Bei der Observation
im Sozialversicherungsrecht ist dieser Grundsatz ins ATSG ibernommen worden (Art. 43a Abs. 4

lit. b ATSG). Die Rechtsprechung des Bundesgerichts gelte aber auch fiir Polizei und Staatsanwalt-
schaft, so die Ansicht des Bundes.®®

Wie im ATSG wird der "Ort, der von einem allgemein zuganglichen Ort aus frei einsehbar ist" aus-
driicklich in § 19¢c Abs. 3 lit. b SPG genannt. Die Materialien zum ATSG®' sowie die bundesgerichtli-
che Rechtsprechung dazu sind bei der Auslegung und Anwendung von § 19c Abs. 3 lit. b SPG ent-
sprechend zu bericksichtigen.

"Frei einsehbar" bedeutet, dass der Ort, an dem sich die betroffene Person befindet, nicht besonders
gegen Einblicke geschitzt ist und das ungehinderte, freie Beobachten ohne spezielle Vorkehrungen
von einem allgemein zuganglichen Ort aus maglich ist.%2 Die Tatigkeit der betroffenen Person ist also
von blossem Auge zu gegebener Tageszeit erkennbar.t® Wie bereits erwahnt, stellen Balkone und
offene Garten grundsatzlich Orte dar, die frei einsehbar sind. Observationen hierin, die von einem
allgemein zuganglichen Ort aus erfolgen (zum Beispiel von der &6ffentlichen Strasse aus), sind damit
grundsatzlich zulassig. Das Bundesgericht halt dazu fest: "Bei einer Person, die bei freiwillig ausge-
Ubten, von blossem Auge beobachtbaren Alltagsverrichtungen in einem von jedermann &ffentlich ein-
sehbaren Bereich gefilmt wird, darf angenommen werden, sie habe insoweit auf einen Schutz der
Privatheit verzichtet und in diesem Umfang ihre Privatsphére der Offentlichkeit ausgesetzt."®* Anders
wenn beispielsweise der Garten mit einer Hecke umzaunt ist, Uber die nur mit Hilfe einer Leiter ge-
schaut werden kann: Dieser Garten ist nicht frei einsehbar und die Observation hierin ist folglich un-
zulassig.5®

Spezielle Regeln gelten fir den Innenbereich des Hauses: Gemass bundesgerichtlicher Rechtspre-
chung bildet der Innenbereich des Hauses, in dem die betroffene Person wohnt, keinen ohne Weite-
res offentlich frei einsehbaren Raum. Eine hierin erfolgte Observation sei grundsatzlich unzulassig.
Denn in diesem Rahmen koénne nicht mehr von einem verninftigen Verhaltnis zwischen dem Ziel der
Verhinderung des ungerechtfertigten Leistungsbezugs und dem durch die Observation erfolgten Ein-
griff in die Privatsphare der versicherten Person ausgegangen werden.® Wohn- und Schlafzimmer
sowie andere private Raume im Innenbereich einer von der betroffenen Person bewohnten Liegen-
schaft (zum Beispiel Treppenhaus und Waschkiche) sind demnach keine von jedermann frei einseh-
bare Orte.®” Eine Observation in solche Raume ist folglich unzuléssig, unabhéngig davon, ob Sicht-
sperren wie zum Beispiel Vorhange bestehen oder nicht.

59 Urteil 137 1327 vom 11. November 2011, Regeste und E. 6.1: Auslegung von Art. 179auater StGB (Verletzung des Geheim- oder Privatbereichs
durch Aufnahmegerate) in einem Fall der Invalidenversicherung.

60 Fakten und Hintergriinde zu den Observationsartikeln im ATSG des Bundesamts fiir Sozialversicherungen vom 7. November 2018, Seite 4.
Zudem halt der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 1. November 2017 zum Bericht der Kommission fiir soziale Sicherheit und Gesundheit
des Standerats vom 7. September 2017 zu (16.479) Parlamentarische Initiative fest, dass die Rechtsprechung des Bundesgerichts zur Observa-
tion in der Invalidenversicherung zwar Gber den Wortlaut von Art. 282 StPO hinaus gehe, inhaltlich sei es jedoch keine Abweichung, da diese
Rechtsprechung auch auf Strafverfahren Gbertragen werden kdnne, BBI 2017 7421 ff., S. 7425.

61 Insbesondere Bericht der Kommission flir soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerats vom 7. September 2017 zu (16.479) Parlamenta-
rische Initiative Gesetzliche Grundlage fiir die Uberwachung von Versicherten, BBI 2017 7403 ff., sowie Stellungnahme des Bundesrats vom 1.
November 2017 dazu, BBI 2017 7421 ff.

62 Fakten und Hintergriinde zu den Observationsartikeln im ATSG des Bundesamts fir Sozialversicherungen (BSV) vom 7. November 2018,
Seite 6.

63 Bericht der Kommission fiir soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerats vom 7. September 2017, a.a.O., S. 7411.

64 Urteil des Bundesgerichts 137 |1 327 vom 11. November 2011, E. 6.1.

65 Fakten und Hintergriinde zu den Observationsartikeln im ATSG des BSV, a.a.O., Seite 6.

66 Urteil des Bundesgerichts 8C_829/2011 vom 9. Marz 2012, E. 8.4.

67 Siehe auch Fakten und Hintergriinde zu den Observationsartikeln im ATSG des BSV, a.a.0., Seite 4 ff.
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Art. 7h Abs. 2 ATSV fasst das oben Genannte mittels einer "Negativdefinition" zusammen. Demnach
gilt ein Ort als nicht von einem allgemein zuganglichen Ort aus frei einsehbar, wenn er zur geschitz-
ten Privatsphéare der zu observierenden Person gehort, insbesondere (lit. a) das Innere eines Wohn-
hauses (einschliesslich die von aussen durch ein Fenster einsehbaren Raume) sowie (lit. b) unmittel-
bar zu einem Haus gehérende umfriedete Platze, Hofe und Garten, die Ublicherweise Blicken von
aussen entzogen sind. Art. 7h Abs. 2 ATSV ist auch bei der Anwendung und Auslegung von § 19¢
Abs. 3 lit. b SPG entsprechend zu bertcksichtigen.

Zu § 19¢c Abs. 4

In Absatz 4 werden die zulassigen Observationsmittel konkretisiert. Bild- und Tonaufnahmen sollen
erlaubt sein, solange sie der Dokumentation des mit menschlichen Fahigkeiten Festgestellten die-
nen. Nicht erlaubt ist der Einsatz von technischen Instrumenten, welche die menschliche Wahrneh-
mung verstarken oder erweitern. Namentlich sind dies Richtmikrofone, Objektive mit starker Zoom-
funktion oder Nachtsicht- und Warmebildkameras. Weiter ist auch die Verwendung technischer
Instrumente zur Standortbestimmung (sogenannte GPS-Tracker) unzulassig.

Zu § 19¢c Abs. 5

Die 30-tagige Frist, wahrend derer eine Person gemass Absatz 5 observiert werden kann, ist eine
Bruttofrist: Sie beginnt ab dem ersten Observationstag zu laufen, unabhangig davon, ob in den fol-
genden 30 Tagen taglich observiert wird, und gilt pro angeordnete Observation.

Die Verlangerung einer Observation bedarf einer erneuten Verhaltnismassigkeitsprifung und ist auf
das Minimum an notwendigen, zusatzlichen Observationstagen zu beschranken, maximal jedoch auf
15 Tage. Auch bei der um maximal 15 Tage verlangerten Frist handelt es sich um eine Bruttofrist.
Diese verlangerte Frist von maximal 15 Tagen schliesst unmittelbar an den letzten Tag der urspriing-
lichen Frist an.

Die Verlangerung um maximal 15 Tage setzt die Genehmigung der zustandigen kantonalen Behdrde
voraus. Eine entsprechende Genehmigung muss vor Ablauf der ersten beziehungsweise urspringli-
chen Frist vorliegen, andernfalls die Observation nicht fortgesetzt werden kann. Gestlitzt auf seine
Vollzugskompetenz gemass § 63 Abs. 1 SPG wird der Regierungsrat in der Sozialhilfe- und Praventi-
onsverordnung ausfuihren, welche kantonale Behérde dies konkret ist und welche Voraussetzungen
fir eine Verlangerung gelten. Es ist derzeit davon auszugehen, dass es sich um den Kantonalen So-
zialdienst handeln diirfte. Sofern dem Kantonalen Sozialdienst die Genehmigungszustandigkeit und
dem Departement Gesundheit und Soziales diesbeziiglich keine Kompetenz zur Beschwerdebeurtei-
lung zugewiesen wird (siehe § 12 Verordnung tber die Delegation von Kompetenzen des Regie-
rungsrats [Delegationsverordnung, DelV] vom 10. April 2013), kann die Gemeinde die vom Kantona-
len Sozialdienst nicht genehmigte Verlangerung gemass den ordentlichen
Rechtsschutzbestimmungen beim Regierungsrat anfechten (§ 50 Abs. 1 VRPG). Der Rechtsschutz
zugunsten der betroffenen observierten Person bestimmt sich nach § 19c Abs. 6 und 7 SPG.

Nach Ablauf der maximal mdglichen 45 Tage ist, sofern dazu Uiberhaupt Bedarf besteht, eine weitere
Observation unter Berlicksichtigung der Zulassigkeitsvoraussetzungen (insbesondere Grund gemass
neuem § 19¢c Abs. 1 SPG) erneut anzuordnen. Insbesondere ist zu beachten, dass im Vergleich zum
Sachverhalt der bereits durchgefiihrten Observation neue konkrete Anhaltspunkte vorliegen missen

(siehe auch oben, Erlauterung zu § 19c Abs. 1).

Zu § 19¢ Abs. 6

Die zustandige Sozialbehorde teilt der betroffenen Person spatestens vor Erlass des Entscheids be-
treffend die Sozialhilfeleistungen (in der Praxis kommen auch andere Begriffe zur Anwendung wie
zum Beispiel Verfiigung, Beschluss, Bescheid usw.) im Rahmen des rechtlichen Gehérs den Grund,
die Art und die Dauer der durchgefiihrten Observation sowie die bei der Observation gemachten
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Feststellungen mit. Die betroffene Person ist dazu anzuhdren. Ist die betroffene Person mit der er-
folgten Observation nicht einverstanden, so hat sie die Moglichkeit, den Entscheid betreffend die So-
zialhilfeleistungen im Rahmen des ordentlichen Instanzenzugs mit Beschwerde an das Departement
Gesundheit und Soziales und anschliessend an das Verwaltungsgericht anzufechten (§ 58 SPG
i.V.m. § 39a Abs. 1 SPV). Damit ist die nachtragliche Uberprifbarkeit durch ein Gericht sichergestellt
und die Rechtsweggarantie gemass Art. 29a BV gewabhrleistet. Eine unzulassige oder teilweise unzu-
I&ssige Observation fuhrt zur Unverwertbarkeit des dadurch erlangten Beweismaterials.

Zu § 19c Abs. 7

In den Fallen, in denen die konkreten Anhaltspunkte eines Missbrauchs durch die Observation nicht
bestatigt werden konnten, zieht die Observation regelmassig keinen Entscheid betreffend die Sozial-
hilfeleistungen nach sich. Die Sozialbehdrde hat diesfalls die betroffene Person dennoch schriftlich
Uber den Grund, die Art und die Dauer der durchgefuhrten Observation sowie die dabei gemachten
Feststellungen zu informieren. Es steht der betroffenen Person zu, bei Bedarf eine anfechtbare Fest-
stellungsverfigung zu verlangen. Dies ergibt sich aus der in Art. 29a BV normierten Rechtswegga-
rantie und musste nicht zusatzlich in vorliegender Bestimmung festgehalten werden. Da aber die Ob-
servation grundsatzlich einen sensiblen Bereich betrifft und regelmassig Personen ohne juristische
Kenntnisse involviert sind, halt der neue § 19c Abs. 7 SPG ausdriicklich fest, dass die betroffene
Person uber das Recht auf einen anfechtbaren Entscheid zu informieren ist. Verlangt die betroffene
Person den Erlass eines anfechtbaren Entscheids, so kann dieser im Rahmen des ordentlichen In-
stanzenzugs gemass § 58 SPG angefochten werden.

§ 19d Umgang mit dem Observationsmaterial (neu)

' Der Regierungsrat regelt die Aufbewahrung und die Vernichtung des Observationsmaterials
durch Verordnung. Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des Gesetzes (iber die Information der
Offentlichkeit, den Datenschutz und das Archivwesen (IDAG) vom 24. Oktober 2006 und dieses
Gesetzes (§§ 45 f.) sowie der entsprechenden Ausfluhrungsbestimmungen.

Zu § 19d Abs. 1

Der Regierungsrat wird ermachtigt, die Aufbewahrung und die Vernichtung des Observationsmateri-
als in der Verordnung zu regeln. Der Begriff des Observationsmaterials umfasst samtliche Erzeug-
nisse einer Observation wie beispielsweise Bild- und Tonaufnahmen, Notizen, Protokolle, Abkla-
rungsergebnisse und sonstige Akten, unabhangig von deren Form (elektronisch oder gedruckt).

Neben der betroffenen Person werden bei Observationen regelmassig weitere, mit ihr interagierende
Personen im Observationsmaterial erfasst (Angehdérige, Freunde, Bekannte oder zuféllig anwesende
Personen). Diese unbeteiligten, nicht unter Missbrauchsverdacht stehenden Personen sollen darin
unkenntlich gemacht werden. In diesem Sinn hat der Regierungsrat bei der Regelung auf Verord-
nungsstufe das Recht dieser weiteren Personen auf Privatsphare entsprechend zu berlcksichtigen.

Das Observationsmaterial soll vernichtet werden, wenn es nicht mehr als Beweismaterial gebraucht
wird. Dies ist insbesondere bei einem abgeschlossenen Sozialhilfeverfahren oder nach einer Obser-
vation, bei welcher die konkreten Anhaltspunkte nicht bestatigt werden konnten, der Fall. Der Regie-
rungsrat regelt die Frist fir die Vernichtung auf Verordnungsstufe, indem ihre Lange klar beziffert und
dem Schutzinteresse der Betroffenen entsprechend kurzgehalten wird. Er orientiert sich dabei an

§ 61 PolV (100 Tage, soweit die Daten nicht weiterhin fiir ein Straf-, Zivil- oder Verwaltungsverfahren
bendtigt werden).

Bezlglich des weiteren Umgangs mit dem Observationsmaterial — Verwendung, Weitergabe und Ak-
teneinsicht — kommen die bestehenden Regelungen des kantonalen Datenschutzrechts (IDAG und
VIDAG) sowie Sozialhilferechts (§§ 45 f. SPG und § 31 SPV) zur Anwendung.
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§ 19e Berichterstattung (neu)

" Die Gemeinden erstatten dem Kantonalen Sozialdienst regelméssig Bericht tiber die angeord-
neten und die durchgefiihrten Observationen. Der Regierungsrat regelt Form, Umfang und Re-
gelmassigkeit der Berichterstattung.

Zu § 19¢e Abs. 1

Der Regierungsrat erhalt die Kompetenz, die Details der kommunalen Berichterstattungspflicht in der
Sozialhilfe- und Praventionsverordnung zu regeln. Derzeit ist davon auszugehen, dass eine Bericht-
erstattung in elektronisch schriftlicher Form verlangt wird. Die Gemeinden erstatten sowohl tUber die
angeordneten als auch Uber die durchgeflihrten Observationen Bericht. Somit werden auch allfallige
angeordnete, aber nicht durchgeflhrte Observationen erfasst. Die Berichterstattung soll in den
Grundzugen mindestens Uber die Anzahl Observationen sowie in jedem Einzelfall Gber den Grund,
die Art und die Dauer der durchgeflihrten Observation und die dabei gemachten Feststellungen so-
wie die Konsequenzen fir die Sozialhilfeleistungen Auskunft geben.

6. Auswirkungen

6.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton

Auf Kantonsseite entsteht durch die vorliegende Anderung des Sozialhilfe- und Praventionsgesetzes
einmalig personeller Aufwand im Rahmen der entsprechenden Revisionsarbeiten. Ein personeller
Zusatzaufwand wird zudem im Bereich der Beratung und der Schulungen der Gemeinden durch den
Kantonalen Sozialdienst im Zusammenhang mit der neuen Regelung entstehen. Dieser kann voraus-
sichtlich mit den aktuellen Ressourcen abgedeckt werden. Der Zusatzaufwand flir die Beschwerde-
stelle SPG hangt von den im Zusammenhang mit den Observationen zuklinftig eingereichten Be-
schwerden ab und kann insgesamt zu einer Verlangerung der Verfahrensdauer fihren. Soll die
Observationsdauer mit Genehmigung der zustandigen kantonalen Behorde verlangert werden kon-
nen (neuer § 19c Abs. 5 SPG), so erhalt der Kanton eine neue Kompetenz beziehungsweise Auf-
gabe. Diese kann nur mit zusatzlichen Personalressourcen bewaltigt werden. Der konkrete Ressour-
cenbedarf, um die Genehmigungsantrage innert nuitzlicher Frist zu behandeln, hangt von der Anzahl
Gesuche und der Bearbeitungsdauer pro Gesuch ab. Dieser Mehraufwand lasst sich zum aktuellen
Zeitpunkt noch nicht abschatzen. Aufgrund der aktuellen Ressourcensituation ist jedoch davon aus-
zugehen, dass der Mehraufwand nicht mit den aktuellen Personalressourcen bewaltigt werden kann
und die neue Kantonsaufgabe entsprechend einen personellen Mehrbedarf zur Folge haben wird.

6.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft

Es sind keine Auswirkungen auf die Wirtschaft erkennbar.

6.3 Auswirkungen auf die Gesellschaft

Eine Observation stellt einen schweren Eingriff in den Schutz des Privat- und Familienlebens der be-
troffenen Person dar. Die rechtliche Mdglichkeit zur Durchfiihrung von Observationen hat daher Aus-
wirkungen auf die unter Missbrauchsverdacht stehenden sozialhilfebeziehenden oder -beantragen-
den Personen. Das Verhindern von Missbrauch in der Sozialhilfe ist ein gesellschaftliches Anliegen.
Die geplante Einflihrung von Observationen entspricht diesem Anliegen.

6.4 Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima

Es sind keine Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima erkennbar.
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6.5 Auswirkungen auf die Gemeinden

Die Kompetenz, eine Abklarung mittels Observation in der Sozialhilfe vorzunehmen, liegt bei den Ge-
meinden. Sie sind fiir die Prifung der Zulassigkeitsvoraussetzungen einer Observation zustandig.
Weiter obliegt es ihnen, dafiir zu sorgen, dass die Observation nur von Personen durchgefihrt wird,
die nach dem Gesetz und der Verordnung dazu befugt sind. Dies bedeutet fir die Gemeinden bei
Gebrauch des Instruments einen personellen und — wo Dritte mit der Observation beauftragt werden
— einen finanziellen (Mehr-)Aufwand. Der Aufwand hangt von der Anzahl observierter Personen, der
Kompetenz fur die Durchfihrung der Observationen (Gemeindemitarbeitende und/oder Dritte) sowie
vom potentiellen Angebot privater Anbieter ab.

Wenn durch eine Observation ein missbrauchlicher Sozialhilfebezug verhindert wird, fallen auf Seiten
der Gemeinde Ausgaben weg. Die Hohe dieser Minderausgaben ist von der Anzahl Félle sowie der
weniger ausbezahlten oder zurlickzuerstattenden Sozialhilfeleistungen abhangig.

6.6 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen

Es sind keine direkten Auswirkungen auf den Bund erkennbar. Weiter ist nicht davon auszugehen,
dass die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage flir Observationen bei Verdacht auf Sozialhilfe-
missbrauch zu haufigerem Kantonswechsel von (potentiellen) Sozialhilfebezligern beziehungsweise
dadurch zu einer Mehrbelastung anderer Kantone fihrt. Dies insbesondere auch, da bereits mehrere
Kantone Uber eine solche Gesetzesgrundlage verfiigen. Es ist daher auch nicht mit Gbermassigen
Auswirkungen auf andere Kantone zu rechnen.

lll Teil C: Weiterer Anpassungsbedarf

1. Ausgangslage und Handlungsbedarf

1.1 Verwirkungsfristen im Rahmen von Kostentragung und Kostenteilung

§ 47 SPG regelt die Kostentragung und Kostenteilung zwischen dem Kanton und den Gemeinden im
Sozialhilfebereich. In Bezug auf die Kostentragung und -teilung sind Fristen zur Anmeldung von Fal-
len beziehungsweise zur Rechnungsstellung vorgesehen. Aktuell ist in Bezug auf bestimmte, unten
erwahnte Fristen nicht geklart, ob es sich dabei um Verwirkungs- oder lediglich um Ordnungsfristen
handelt:

In § 47 Abs. 2 werden mit Verweis auf § 51 Abs. 1 lit. b—-d SPG diejenigen Kosten aufgefuhrt, welche
den Gemeinden vom Kanton voll vergutet werden. Dabei handelt es sich um die Kosten fur materi-
elle Hilfe im Rahmen internationaler Abkommen, die materielle Hilfe an Personen ohne Unterstut-
zungswohnsitz sowie die materielle Hilfe fur Asylsuchende, Schutzbedurftige ohne Aufenthaltsbewilli-
gung und vorlaufig Aufgenommene. Gemass § 34 SPV gilt § 47 Abs. 2 SPG sinngemass auch fur
Flichtlinge, solange der Bund dem Kanton Abgeltungen leistet. Fur diese vom Kanton zu verguten-
den Sozialhilfekosten stellen die Gemeinden dem Kantonalen Sozialdienst vierteljahrlich innert 60
Tagen nach Quartalsende Rechnung (§ 34 Abs. 2 SPV). Insbesondere im Rahmen des Kostenersat-
zes im Fluchtlingsbereich kommt es teilweise vor, dass Gemeinden ihre Kosten fiir die an Flichtlinge
ausgerichtete materielle Hilfe nicht in der vorgegebenen Frist, sondern erst Jahre spater abrechnen.
Der Kantonale Sozialdienst interpretierte die Frist bisher als Ordnungsfrist. Bei einer Ordnungsfrist
bestehen die entsprechenden Rechte weiterhin, auch wenn die erforderliche Handlung nicht inner-
halb der Frist vorgenommen wird. Aus diesem Grund bearbeitet der Kantonale Sozialdienst entspre-
chende Abrechnungen bis zum Eintritt der finfjahrigen Verjahrungsfrist. Eine solche zeitliche Verzo-
gerung fuhrt — auch wenn es nur einzelne Gemeinden betrifft — im Kantonalen Sozialdienst zu
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grossen Herausforderungen in Bezug auf die Aufgaben- und Ressourcenplanung der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sowie auf die Finanzplanung. Aus diesem Grund soll anstelle der Ordnungsfrist
eine Verwirkungsfrist treten.

Entstehen einer Gemeinde in einem einzelnen Fall pro Rechnungsjahr Nettokosten fiir die materielle
Hilfe, die Massnahmen zur wirtschaftlichen Verselbststandigung und Beschaftigungsprogramme, die
den Betrag von Fr. 60'000.— Uberschreiten, wird der Uber diesem Betrag liegende Kostenanteil durch
einen Fonds getragen, den alle Gemeinden gemeinsam im Verhaltnis zu ihrer Einwohnerzahl finan-
zieren (§ 47 Abs. 3 SPG; sogenanntes "Teilpooling"). Die Sozialhilfe- und Praventionsverordnung re-
gelt, dass die Gemeinden die Teilpoolingfalle bis spatestens zum 31. Marz des Folgejahres dem
Kantonalen Sozialdienst zu melden haben (§ 33 Abs. 1 SPV). Die Materialien zur Neuordnung des
Finanz- und Lastenausgleichs halten zum geanderten § 33 Abs. 1 SPV ausdricklich fest, dass der
Kostenanspruch verwirke, wenn der Fall nicht innerhalb der Frist gemeldet werde. Es bestliinde keine
Ersatzpflicht mehr und die Kosten gingen vollstandig zulasten der unterstiitzenden Gemeinde. Die in
§ 33 Abs. 1 SPV genannte Frist ist somit eine Verwirkungsfrist, mit deren Ablauf die entsprechenden
Rechte untergehen. Wiirde es sich bei der gesetzten Frist nicht um eine Verwirkungsfrist handeln,
kénnten Gemeinden ihre kostenintensiven Sozialhilfefalle auch erst Jahre spater einreichen. Da
diese Kosten von allen Gemeinden gemeinsam getragen werden, wiirde eine Kumulation von Uber
Jahre nicht eingereichter Falle bei deren Berlcksichtigung zu relevanten und nicht budgetierten
Mehrausgaben aller Gemeinden flhren. Eine Verwirkungsfrist liegt daher insbesondere im Interesse
der Gemeinden. Diese soll im Sozialhilfe- und Praventionsgesetz explizit aufgenommen werden.

1.2 Unterbringung von Fliichtlingen in kantonalen Unterkiinften

Fir die Gewahrleistung von Sozialhilfe sind in der Regel die Gemeinden zustandig (§ 6 Abs. 1 SPG).
Dies gilt auch fur Sozialhilfeleistungen an Flichtlinge (§ 16 Abs. 2 SPG). Fir anerkannte und vorlau-
fig aufgenommene Flichtlinge gilt die sogenannte freie Wohnsitzwahl (Art. 58 Asylgesetz [AsylG]
vom 26. Juni 1998 in Verbindung mit Art. 36 Bundesgesetz Uber die Auslanderinnen und Auslander
und Uber die Integration [AIG] vom 16. Dezember 2005 beziehungsweise in Verbindung mit Art. 85
Abs. 5 AIG): Sie haben das Recht, innerhalb des Kantons, der die Bewilligung erteilt hat, den Woh-
nort frei zu wahlen. Sobald Fllchtlinge in einer Gemeinde Wohnsitz begriindet haben, ist diese flr
die Gewahrleistung der Sozialhilfe zustandig.

Der Kanton ist in der Regel zustandig flr die Unterbringung, Unterstiitzung und Betreuung von Asyl-
suchenden und ausreisepflichtigen Personen (§ 17a Abs. 1 SPG). In der Praxis ist der Kanton unter
anderem auch zustandig flr die Unterbringung, Unterstitzung und Betreuung von anerkannten und
vorlaufig aufgenommenen Flichtlingen, solange diese in kantonalen Unterkunften untergebracht
sind. Dies ist wahrend einer Ubergangsphase von durchschnittlich ungefahr 16 Wochen der Fall,
wenn eine asylsuchende Person ihren Flichtlingsentscheid wahrend ihres Aufenthalts in einer kanto-
nalen Unterkunft erhalt und bis zum Bezug einer eigenen Wohnung in der Asylunterkunft verbleibt.
Zudem weist der Bund den Kantonen seit 2019 aus dem sogenannten beschleunigten Verfahren
Personen zu, welche bereits tber einen Flichtlingsstatus verfligen oder vorlaufig aufgenommen
sind. Diese Personen werden in einer ersten Phase in den kantonalen Unterkiinften untergebracht.
Diese Phase dauert in der Regel drei bis sechs Monate.

Die Unterbringung von Flichtlingen in kantonalen Unterkinften bietet die notwendige zeitliche Flexi-
bilitat, damit die betroffenen Personen selbststandig einen Wohnsitz in einer Gemeinde begriinden
kénnen. Zudem entlastet sie die Gemeinden, welche ansonsten Flichtlingen die Wohnungen zur
Verfligung stellen missten. Schliesslich werden die Betroffenen wahrend der Zeit in der kantonalen
Unterkunft bereits im Integrationsprozess unterstiitzt. Auch dies fihrt zu einer Entlastung der Ge-
meinden. Die Unterbringung in kantonalen Strukturen in einer ersten Phase ist somit sowohl im
Sinne der Gemeinden als auch der betroffenen Fliichtlinge und wurde bisher auch nicht infrage ge-
stellt.
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Die Zustandigkeit des Kantons flr die Unterbringung, Unterstiitzung und Betreuung von Fliichtlingen
wahrend der Dauer des Aufenthalts in kantonalen Unterkiinften ist rechtlich nicht explizit festgelegt.
Vor dem Hintergrund der aktuellen und insbesondere unbestrittenen Praxis des Kantons sind die ent-
sprechenden Regelungen nun vorzusehen.

1.3 Berechnungsgrundlage der Elternschaftsbeihilfe

Mit Erlass des Sozialhilfe- und Praventionsgesetzes am 6. Marz 2001 wurde das Instrument der El-
ternschaftsbeihilfe eingefiihrt (§§ 26—30 SPG). Dieses ermdglicht wirtschaftlich schwachen Eltern be-
ziehungsweise Elternteilen, ihr Kind in den ersten sechs Monaten nach der Geburt persdnlich zu be-
treuen. Das Sozialhilfe- und Praventionsgesetz bezieht sich in §§ 27 f. flr die Berechnung der
Elternschaftsbeihilfe auf die voraussichtlichen "Jahreseinkunfte". Die Ausfihrungsnormen in

§§ 22 ff. SPV beziehen sich hingegen auf die voraussichtlichen "Halbjahreseinkinfte". Auch die wei-
teren Ausflhrungsbestimmungen im Sozialhilfe- und Praventionsgesetz beziehen sich auf die Dauer
des Leistungsbezugs (in der Regel sechs Monate) und nicht auf die Jahreseinklnfte. In der Praxis
sorgt der unterschiedliche Wortlaut fir Rechtsunsicherheit und 16st entsprechende Fragen aus. Es ist
deshalb angezeigt, hinsichtlich der massgebenden Einklnfte den Wortlaut in §§ 27 f. SPG mit dem-
jenigen von §§ 22 ff. SPV zu harmonisieren.

1.4 Korrektur nicht mehr geltender Verweise und Bestimmungen

Die laufende Gesetzesrevision soll genutzt werden, um nicht mehr geltende Verweise und Bestim-
mungen zu aktualisieren beziehungsweise, wo nicht mehr notwendig, aufzuheben.

2. Umsetzung

2.1 Verwirkungsfristen im Rahmen von Kostentragung und Kostenteilung

In beiden erwahnten Verfahren (Kostenersatz und Teilpooling) ist die Frist in der Sozialhilfe- und Pra-
ventionsverordnung geregelt. Da Verwirkungsfristen flir Anspriiche zwischen staatlichen Stellen in
der Regel einer gesetzlichen Grundlage erfordern, soll auf Gesetzesstufe definiert werden, dass es
sich um Verwirkungsfristen handelt. Damit wird Klarheit und Rechtssicherheit geschaffen. Um den
Gemeinden die notwendige Zeit fur die durch die Verwirkungsfrist allfallig ausgeloste Umstellung be-
ziehungsweise fiir das Einreichen &lterer Abrechnungen einzurdumen, soll eine Ubergangsfrist defi-
niert werden.

2.2 Zustandigkeit fiir Personen in kantonalen Unterkiinften

Das Sozialhilfe- und Praventionsgesetz ist mit der Zustandigkeit des Kantons fur die Unterbringung,
Unterstitzung und Betreuung von anerkannten und vorlaufig aufgenommenen Flichtlingen wahrend
der Dauer des Aufenthalts in den kantonalen Unterkiinften zu erganzen.

2.3 Berechnungsgrundlage der Elternschaftsbeihilfe

Wie oben erwahnt, soll bezuglich der Berechnungsgrundlage fiir die Elternschaftsbeihilfe der Wort-
laut des Sozialhilfe- und Praventionsgesetzes mit demjenigen der Sozialhilfe- und Praventionsver-
ordnung in Ubereinstimmung gebracht werden. Die Elternschaftsbeihilfe wird in der Regel firr sechs
Monate ausbezahlt. Derzeit werden in der Praxis zur Berechnung der Hohe der Elternschaftsbeihilfe
jeweils die voraussichtlichen Jahreseinkiinfte herbeigezogen und anschliessend halbiert. Eine An-
knipfung an den Leistungszeitraum (sechs Monate) — wie in der Sozialhilfe- und Praventionsverord-
nung vorgesehen — scheint sachgerecht, weil damit auf die aktuellen finanziellen Verhaltnisse wah-
rend der sechsmonatigen Bezugsdauer abgestellt werden kann. Je weiter die der Berechnung
zugrunde liegenden Einkilinfte in der Zukunft liegen, desto ungenauer sind die Annahmen. Bei insta-
bilen Einkommenssituationen ist bei der Geburt des Kindes oft nicht bekannt, wie sich der Lohn des
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betreuenden Elternteils fiir ein ganzes Jahr entwickeln wird. Diesbezlglich sind die voraussichtlichen
Halbjahreseinkinfte praziser als die voraussichtlichen Jahreseinkinfte. Sollte sich der Lohn eines
Elternteils wahrend des laufenden Bezugs von Elternschaftsbeihilfen verandern, ist in jedem Fall
eine Neuberechnung durchzufiihren. Anstelle der voraussichtlichen Jahreseinkiinfte soll im Sozial-
hilfe- und Praventionsgesetz daher auf die voraussichtlichen Halbjahreseinkiinfte — analog der Sozi-
alhilfe- und Praventionsverordnung — referenziert werden.

2.4 Korrektur nicht mehr geltender Verweise und Bestimmungen

§ 7 Abs. 1 SPG verweist auf den altrechtlichen Art. 131 Abs. 3 ZGB. Dieser Absatz wurde im Zivilge-
setzbuch mit der Revision des Kindesunterhalts per 1. Januar 2017 aufgehoben. Der exakt selbe
Wortlaut wurde in Art. 131a Abs. 2 ZGB tibernommen. Der Verweis in § 7 Abs. 1 SPG ist entspre-
chend zu aktualisieren.

Nach § 52 Abs. 1 lit. d SPG tragt die Gemeinde die Kosten fur die weiteren Massnahmen der sozia-
len Pravention gemass den §§ 39 und 40 vorbehaltlich der Leistungen des Kantons gemass § 51
Abs. 2. §§ 39 und 51 Abs. 2 SPG sind zwischenzeitlich aufgehoben worden. § 52 Abs. 1 lit. d SPG
verweist demnach auf nicht mehr in Kraft stehende Bestimmungen und ist entsprechend anzupas-
sen.

Mit § 60 SPG wurde mit Inkrafttreten des Sozialhilfe- und Praventionsgesetzes das Ubergangsrecht
geregelt. Die Bestimmungen haben aktuell keine Relevanz mehr und flhren in der Praxis zu Fragen
nach deren Gliltigkeit. Bereits in der Botschaft des Regierungsrats vom 30. Juni 1999 zum Sozial-
hilfe- und Praventionsgesetz wurde festgehalten, dass § 60 Abs. 1 (im Entwurf § 60 Abs. 2) nur noch
geringe Bedeutung hat und dem bisherigen § 46 Abs. 2 Sozialhilfegesetz entspricht. Der Kanton un-
terstltzt keine Personen mehr gemass des in der Bestimmung erwahnten Gesetzes Uber die Armen-
flrsorge vom 12. Marz 1936. Die Bestimmung hat aus heutiger Sicht daher keine praktische Rele-
vanz mehr. Die Absatze 2, 3 und 8 setzen das intertemporale Recht fir hangige Gesuche und
Beschwerden im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Sozialhilfe- und Praventionsgesetzes. Zwanzig
Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes ist nicht davon auszugehen, dass weiterhin unter diese Be-
stimmung fallende Gesuche und Verfahren hangig sind. Des Weiteren sehen die Absatze 4, 5 und 6
zeitlich begrenzte tUibergangsrechtliche Regelungen vor, die heute nicht mehr gliltig sind. Abs. 7 be-
zieht sich wiederum auf den Abs. 6 und ist folglich ebenfalls nicht mehr aktuell. Aus diesen Griinden
ist § 60 SPG aufzuheben.

§ 18a Abs. 2 lit. ¢ SPG verweist auf das Bundesgesetz iber die Auslanderinnen und Auslander (Aus-
landergesetz, AuG) vom 16. Dezember 2005. Das Auslandergesetz wurde per 1. Januar 2019 in
Bundesgesetz Uber die Auslanderinnen und Auslander und Uber die Integration (Auslander- und In-
tegrationsgesetz, AIG) umbenannt. Entsprechend ist auch die Formulierung in § 18a Abs. 2

lit. ¢ SPG zu aktualisieren.

3. Auswertung des Anhorungsverfahrens

Fragen 6, 7 und 8 des eingangs genannten Fragebogens (siehe Vorbemerkungen) betrafen den vor-
liegenden Teil C zum weiteren Anpassungsbedarf. Die Zahl, die in den nachfolgenden Ausfiihrungen
in Klammern genannt wird, meint die Anzahl der entsprechenden Teilnehmerinnen und Teilnehmer.
Das relative Ergebnis bei den politischen Parteien entspricht der Gewichtung im Grossen Rat.®® Die
SP Bezirk Laufenburg sowie die Jungfreisinnigen Aargau sind im absoluten Ergebnis, nicht jedoch im
relativen Ergebnis erfasst.

Fragen 6 und 7 haben total 97 Teilnehmende beantwortet, Frage 8 total 96.

68 Zur Gewichtung im Grossen Rat siehe oben Fussnote 28.
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3.1 Verwirkungsfristen

3.1.1 Statistische Auswertung

Tabelle 6: Verwirkungsfristen

Frage 6: Sind Sie mit der Regelung zur Festlegung von Verwirkungsfristen beziiglich Kostenersatz und
Kostenteilung (§§ 47 Abs. 3bis , 51 Abs. 5, 60a SPG) einverstanden?

vollig einverstanden | eher einverstanden eher dagegen vollig dagegen
absolut in % absolut in % absolut | in% | absolut in %
gemass gemass gemass
Gewichtung im Gewichtung im Gewichtung im
Grossen Rat Grossen Rat Grossen Rat
7 68,58 % 1 0% 2 31,43 %
i Die Mitte Aargau (SP Bezirk Laufenburg) FDP.Die Liberalen Aargau
pO|ItISChe EDU Aar - - SP Kanton Aar
Parteien (10) argau anton Aargau
EVP Aargau
glp Aargau
GrineAargau
SVP Aargau
(Jungfreisinnige Aargau)
meindera
Gemeinderdte 18 27 % 36 55 % 4 6 % 8 12 %
(66)
Verbande der o
. - - - - 1 179
Gemeinden (6)%° 5 83 % o
andere
Verbande und
Organisationen o o o
(13)"° sowie 4 27 % 10 67 % - - 1 6 %
Privatpersonen
2)
Total (97) 29 30 % 52 54 % 4 4% 12 12 %
Abbildung 6: Verwirkungsfristen
Grafische Darste”ung Zu Frage 6 volllg/eher einverstanden lvbllig/eher dagegen
94%
100% 82% 83%
80% 69%
60%
40% 31%
20% . 18% 17%
o 6%
0% - - ]

politische Parteien gemass

Gewichtung im Grossen Rat

Gemeinderate

Verbande der Gemeinden

andere Verbande und
Organisationen sowie
Privatpersonen

69 Teilgenommen haben: Finanzfachleute Aargauer Gemeinden, Gemeindeammanner-Vereinigung des Kantons Aargau (GAV), Sozialdienst des
Bezirks Kulm, Verband Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber (AGG), Verband Aargauer Gemeindesozialdienste (VAGS),

zurzibiet sozial.

70 Teilgenommen haben: Aargauische Stiftung Suchthilfe ags, Anlaufstelle Integration Aargau, ArbeitAargau, AvenirSocial, Caritas Aargau, Frau-
enzentrale Aargau (FZ Aargau), Netzwerk Sozialer Aargau, Pro Infirmis Aargau-Solothurn, Reformierte Landeskirche Aargau, Rémisch-Katholi-
sche Landeskirche des Kantons Aargau, Verein Netzwerk Asyl Aargau, Vereinigung Aargauischer Berufsbeistandinnen und -beistédnde (VABB),

VPOD Aargau/Solothurn.
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3.1.2 Zusammenfassung der Riickmeldungen sowie Stellungnahme des Regierungsrats

Grundsatzlich sind die Riickmeldungen zu den Verwirkungsfristen positiv ausgefallen. Die Mehrheit
aller Teilnehmenden der Anhdrung ist mindestens "eher einverstanden”. Einige Anhdrungsteilneh-
mende haben zusatzlich Bemerkungen angebracht, die zusammengefasst die folgenden Punkte be-
treffen:

a) Gegen Verwirkungsfristen

SP Kanton Aargau und FDP.Die Liberalen Aargau haben sich explizit gegen eine Verwirkungsfrist
ausgesprochen. Die Gelder stinden den Gemeinden zu und das Recht auf diese solle nicht verwir-
ken. Auch die Gemeinderate Bozen, Effingen, Elfingen und Hornussen sowie Wettingen sprechen
sich gegen eine Verwirkungsfrist aus. Der Gemeinderat Zeiningen sieht zwar einen Vorteil flr den
Kanton, jedoch einen Nachteil fir die Gemeinden. Der Stadtrat Zofingen hebt die Abhangigkeit von
Dritten hervor und dass die Gemeinden deshalb das finanzielle Risiko nicht Gbernehmen wollten.

Stellungnahme Regierungsrat:

Wie weiter oben ausgefuhrt wurde, halt eine deutliche Mehrheit der Gemeinden die derzeit in der So-
zialhilfe- und Praventionsverordnung (SPV) normierten Fristen ein. Eine rasche Erledigung der Falle
ist zudem auch im Interesse der Gemeinden. Der Regierungsrat halt deshalb an der vorgeschlage-
nen Regelung einer gesetzlichen Verwirkungsfrist fest.

b) Lingeres Ubergangsrecht

Die Gemeinderate mehrerer Gemeinden (Aristau, Arni, Bad Zurzach, Full-Reuenthal, Koblenz,
Menziken, Schneisingen, Suhr, Wirenlos) sowie die Gemeindeammanner-Vereinigung des Kantons
Aargau (GAV) und Zurzibiet Sozial verlangen, die Ubergangsfrist von sechs Monaten bis zum Ende
des nachsten Kalenderjahres zu verlangern. Dies begriinden sie mit der Uberarbeitung der Praxis
durch die Gemeinden.

Stellungnahme Regierungsrat:

Der Regierungsrat interpretiert die Aussage so, dass die Verwirkungsfrist des § 51 Abs. 5 SPG nicht
wie urspriinglich gemass Anhorungsvorlage in § 60a Abs. 1 SPG vorgesehen bereits sechs Monate

nach Inkrafttreten zur Anwendung kommen soll, sondern erst nach 12 Monaten per Ende des Kalen-
derjahres 2024. § 60a Abs. 1 SPG wird entsprechend angepasst, indem das Inkrafttreten auf den

1. Januar 2025 festgelegt wird.

¢) Hinweis durch den Kanton vor Fristablauf

Mehrere Gemeinderate (Buchs, Bottsein, Geltwil, Hausen, Leibstadt, Lengnau, Mandach, Oftringen,
Rothrist, Rudolfstetten-Friedlisberg, Schwaderloch, Zufikon) sowie der Verband Aargauer Gemeinde-
schreiber (AGG) verlangen, dass der Kanton verbindlich zu verpflichten sei, die Gemeinden vor Ab-
lauf der Verwirkungsfrist auf die drohende Verwirkung ihrer Anspriiche hinzuweisen.

Stellungnahme Regierungsrat:

Dieses Anliegen wird in den Stellungnahmen nicht prazisiert. Es wird daher davon ausgegangen,
dass sowohl fir Falle des Kostenersatzes als auch des Teilpooling vor Verwirkung der Frist Mahnun-
gen gewinscht werden. Der Kantonale Sozialdienst wird den Gemeinden jeweils vor Ablauf der Ver-
wirkungsfristen eine allgemeine Erinnerung zukommen lassen. Er wird die Gemeindesozialdienste
auch zukunftig zu Beginn des Jahres an die ablaufende Frist Ende Marz zur Meldung der Falle erin-
nern, die in das Teilpooling einzuspeisen sind. Zudem wird der Kantonale Sozialdienst viermal jahr-
lich eine Erinnerung zur Meldung der Kostenersatz-Falle des letzten Quartals senden. Sollten die
Gemeinden diese Mitteilungen als Gberflissig beurteilen, kann der Kantonale Sozialdienst die Form
und die Kadenz der Mitteilung anpassen.
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Die fallbezogene Fristenkontrolle bleibt weiterhin Aufgabe der Gemeinden. Von den konkreten Ein-
zelfallen hat der Kanton keine Kenntnis, bis sie ihm durch die Gemeinden gemeldet werden. Die
neue Regelung beziglich der Verwirkungsfristen wird vom Kanton mittels Medienmitteilung, Geset-
zespublikation, Informationsschreiben und Newsmail bekannt gegeben. In Schulungen werden die
Anderungen und die Ausgestaltung als Verwirkungsfristen ebenfalls thematisiert. So wird sicherge-
stellt, dass die Gemeinden Uber die neue Ausgestaltung der Fristen in Kenntnis sind.

d) Léangere beziehungsweise keine kiirzeren Verwirkungsfristen in der SPV

Mehrere "andere Verbande und Organisationen" (Aargauische Stiftung Suchthilfe ags, AvenirSocial,
Caritas Aargau, Frauenzentrale Aargau, Netzwerk Sozialer Aargau, Pro Infirmis Aargau-Solothurn,
Reformierte Landeskirche Aargau, Rdmisch-katholische Landeskirche des Kantons Aargau, Verein
Netzwerk Asyl Aargau) sowie die SP Bezirk Laufenburg beflrworten, dass der Kanton Vorgaben ma-
che. Zu berucksichtigen sei jedoch, dass die derzeit geltenden Fristen nicht gektirzt werden sollen.

Zwei Stadtrate (Bremgarten und Brugg) und zwei Gemeinderate (Neuenhof und Windisch) sowie der
Verband Aargauer Gemeindesozialdienste (VAGS) sind der Meinung, dass die bisherige Frist ge-
mass § 34 Abs. 2 SPV zu kurz sei (betreffend zu kurze Fristen dhnlich auch Gemeinderate Magen-
wil, Oberriti und Rupperswil); zudem sei zu regeln, wie die Frist berechnet werde, wenn der Aufent-
haltsstatus der betroffenen Person erst spater festgehalten werde. In solchen Fallen sei es wichtig,
dass die Quartalsabrechnungen erst nach Statusklarung eingereicht werden mussten. Die Verwir-
kungsfrist solle wie im Obligationenrecht finf Jahre betragen. Die GAV schlagt eine Verwirkungsfrist
von 90 Tagen vor.

Stellungnahme Regierungsrat:

Die genaue Lange der neuen Verwirkungsfrist wird im Rahmen der Sozialhilfe- und Praventionsver-
ordnung zu klaren sein. Sie wird allerdings nicht kiirzer als die bisherige Frist von 60 Tagen (§ 34
Abs. 2 SPV) sein.

Kann aus externen Griinden, die von der Gemeinde nicht beeinflussbar sind, die Frist nicht eingehal-
ten werden (beispielsweise wenn das Verfahren zur Anerkennung von Personen ohne Unterstit-
zungswohnsitz die Frist Uberdauert), verwirkt der Anspruch der Gemeinde ohne deren Verschulden.
Dies ist zu vermeiden, indem der Beginn des Fristenlaufs entsprechend festgelegt wird. Sowohl in
den Kostenersatz- als auch in den Teilpooling-Fallen wird dem Regierungsrat die Kompetenz einge-
raumt, den Beginn des Fristenlaufs auf Verordnungsstufe zu regeln (vgl. neuer nach Anhérung er-
géanzter § 51 Abs. 5 und § 47 Abs. 3°%).

e) Kanton auch in der Pflicht

Mehrere Anhoérungsteilnehmende verlangen auch die Festlegung von Fristen fur den Kanton, in de-
nen die entsprechenden Zahlungen an die Gemeinden zu erfolgen haben (Stadtrat Aarau und Ge-
meinderat Sisseln sowie Finanzfachleute Aargauer Gemeinden; ahnlich EVP Aargau). Die EDU Aar-
gau aussert sich ahnlich, indem eine zeitnahe Kostenabrechnung als wichtig erachtet werde.

Der Stadtrat Aarau halt zudem fest, dass der Kanton das in § 34 Abs. 3 SPV genannte Meldeformu-
lar nicht zur Verfigung stelle.

Stellungnahme Regierungsrat:

Eine Frist fur die Durchfiihrung der Zahlung des Kantons an die Gemeinden erscheint nicht notwen-
dig. Vollstandig eingereichte Meldungen der entsprechenden Falle werden rasch bearbeitet und die
Zahlungen danach vorgenommen.

Das Formular zur Meldung geleisteter Unterstitzungen zwecks Kostenersatz durch den Kanton ge-
mass § 34 Abs. 3 SPV steht seit Ende 2020 nicht mehr zur Verfligung, da Artikel 31 des Bundesge-
setzes Uber die Zustandigkeit fur die Unterstitzung Bedurftiger (Zustandigkeitsgesetz, ZUG) vom 24.
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Juni 1977, auf den sich das Formular bezog, aufgehoben wurde. Der Kantonale Sozialdienst erarbei-
tet derzeit ein aktualisiertes Formular und wird dieses spatestens Ende 2022 bereitstellen. Er nimmt
immer auch alle Anmeldungen von Fallen mit Personen ohne Unterstitzungswohnsitz entgegen, die
ohne dieses Formular eingereicht werden. Da die Verwirkungsfrist aufgrund der Verfahrensdauer
beim Kanton bei den entsprechenden Fallen unter Umstanden nicht immer eingehalten werden kann,
soll der Beginn des Fristenlaufs entsprechend festgelegt werden (siehe auch oben d) sowie neuer
nach Anhdrung erganzter § 51 Abs. 5).
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3.2 Unterbringung von Fliichtlingen in kantonalen Unterkiinften

3.2.1 Statistische Auswertung

Tabelle 7: Zustandigkeit fir Flichtlinge

Frage 7: Sind Sie mit der Regelung (§ 17a Abs. 1 SPG) einverstanden?

vollig einverstanden | eher einverstanden eher dagegen vollig dagegen
absolut in % absolut in % absolut in % absolut in %
gemass
Gewichtung im
Grossen Rat
10 100 %
Die Mitte Aargau
EDU Aargau
politische EVP Aargau _ _ ) ) ) )
Parteien (10) FDP.Die Liberalen Aargau
glp Aargau
GrineAargau
SP Kanton Aargau
SVP Aargau
(Jungfreisinnige Aargau)
(SP Bezirk Laufenburg)
Gemeinderate o
1 29 - - - -
(66) 65 98 % %
Verbande der o
. 1 179 - - - -
Gemeinden (6)" S 83 % %
andere
Verbande und
Organisationen o o
(13)”2 sowie 14 93 % 1 7% - - - -
Privatpersonen
(2)
Total (97) 94 97 % 3 3% - - - -
Abbildung 7: Zustéandigkeit fir Fliichtlinge
Grafische Darstellung zu Frage 7 volligleher einverstanden ~ mvéllig/eher dagegen
100% 100% 100% 100%
100%
80%
60%
40%
20% 0% 0% 0% 0%
0%

politische Parteien gemass

Gewichtung im Grossen Rat

Gemeinderate

Verbande der Gemeinden

andere Verbande und
Organisationen sowie

Privatpersonen

71 Teilgenommen haben: Finanzfachleute Aargauer Gemeinden, Gemeindeammanner-Vereinigung des Kantons Aargau (GAV), Sozialdienst des
Bezirks Kulm, Verband Aargauer Gemeindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber (AGG), Verband Aargauer Gemeindesozialdienste (VAGS),

zurzibiet sozial.

72 Teilgenommen haben: Aargauische Stiftung Suchthilfe ags, Anlaufstelle Integration Aargau, ArbeitAargau, AvenirSocial, Caritas Aargau, Frau-
enzentrale Aargau (FZ Aargau), Netzwerk Sozialer Aargau, Pro Infirmis Aargau-Solothurn, Reformierte Landeskirche Aargau, Rémisch-Katholi-
sche Landeskirche des Kantons Aargau, Verein Netzwerk Asyl Aargau, Vereinigung Aargauischer Berufsbeistandinnen und -beistédnde (VABB),

VPOD Aargau/Solothurn.
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3.2.2 Zusammenfassung der Riickmeldungen sowie Stellungnahme des Regierungsrats

Alle politischen Parteien, Gemeinderate, Verbande der Gemeinden, anderen Verbande und Organi-
sationen sowie Privatpersonen, die sich zur Frage der Unterbringung von Flichtlingen in kantonalen
Unterkiinften gedussert haben, stimmen der vorgeschlagenen Anderung zu: Drei Teilnehmende ha-
ben sich als "eher einverstanden” erklart (ohne zusatzliche Bemerkungen), die Ubrigen 94 Teilneh-
menden sind vdllig einverstanden.

Vereinzelte Teilnehmende haben zusatzlich Bemerkungen angebracht, die wie folgt zusammenzu-
fassen sind: Die vorgeschlagene Regelung werde bereits heute so in der Praxis gelebt und habe sich
bewahrt; sie soll deshalb nun auch gesetzlich verankert werden.

Stellungnahme Regierungsrat:

Angesichts dieses Zustimmungsergebnisses halt der Regierungsrat am vorgeschlagenen § 17a
Abs. 1° SPG unverandert fest.

3.3 Elternschaftsbeihilfe

3.3.1 Statistische Auswertung

Tabelle 8: Elternschaftsbeihilfe

Frage 8: Sind Sie mit der Regelung (§§ 27 Abs. 1 und Abs. 3, 28 Abs. 1 SPG) einverstanden?

vollig einverstanden | eher einverstanden eher dagegen vollig dagegen
absolut in % absolut in % absolut in % absolut in %
gemass gemass
Gewichtung im Gewichtung im
Grossen Rat Grossen Rat
9 100 % 1 0 %
Die Mitte Aargau (SP Bezirk Laufenburg)
. EDU Aargau
politische EVP A 9
. argau - - - -
Parteien (10) area
FDP.Die Liberalen Aargau
glp Aargau
GriineAargau
SP Kanton Aargau
SVP Aargau

(Jungfreisinnige Aargau)

Gemeinderate

(66) 59 89 % 3 5% 1 1% 3 5%

Verbande der

0 0 - - 9
Gomeinden (57 | 2 60 % 1 20 % 1 20 %

andere
Verbande und
Organisationen
(13)™ sowie
Privatpersonen

)

5 33% 10 67 % - - - -

Total (96) 76 79 % 15 16 % 1 1% 4 4%

73 Teilgenommen haben: Gemeindeammanner-Vereinigung des Kantons Aargau (GAV), Sozialdienst des Bezirks Kulm, Verband Aargauer Ge-
meindeschreiberinnen und Gemeindeschreiber (AGG), Verband Aargauer Gemeindesozialdienste (VAGS), zurzibiet sozial.

74 Teilgenommen haben: Aargauische Stiftung Suchthilfe ags, Anlaufstelle Integration Aargau, ArbeitAargau, AvenirSocial, Caritas Aargau, Frau-
enzentrale Aargau (FZ Aargau), Netzwerk Sozialer Aargau, Pro Infirmis Aargau-Solothurn, Reformierte Landeskirche Aargau, Rémisch-Katholi-
sche Landeskirche des Kantons Aargau, Verein Netzwerk Asyl Aargau, Vereinigung Aargauischer Berufsbeistandinnen und -beistédnde (VABB),
VPOD Aargau/Solothurn.
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Abbildung 8: Elternschaftsbeihilfe

Grafische Darstellung zu Frage 8 vollig/eher einverstanden ~ mvéllig/ieher dagegen

0, 0,
100% 100% 049 100%
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politische Parteien gemass Gemeinderate Verbande der Gemeinden andere Verbande und

Gewichtung im Grossen Rat Organisationen sowie
Privatpersonen

3.3.2 Zusammenfassung der Riickmeldungen sowie Stellungnahme des Regierungsrats

Die an der Anhorung zur Elternschaftsbeihilfe teilnehmenden politischen Parteien, Gemeinderate,
Verbande der Gemeinden, anderen Verbande und Organisationen sowie Privatpersonen stimmen
den vorgeschlagenen Anderungen grossmehrheitlich zu: Zwei Stadtréte (Bremgarten und Brugg) und
zwei Gemeinderate (Birr, Neuenhof) sowie ein Gemeindeverband (VAGS) sind dagegen, die restli-
chen Teilnehmenden sind entweder vollig oder eher einverstanden.

Die zustimmenden Teilnehmenden, die zusatzlich eine Bemerkung angebracht haben, flihren aus,
dass sich die Berechnung von voraussichtlichen Jahreseinklnften in der Praxis als sehr aufwandig
gestalte und teilweise unsicher sei. Die Kurzung auf Halbjahreseinklinfte werde zu realistischeren
Einkommenszahlen, zu kiirzeren Bearbeitungszeiten und damit verbunden zu grésserer Zufrieden-
heit der Anspruchsberechtigten flihren (Stadtrat Aarau; ahnlich Gemeinderat Oberentfelden, welcher
die Halbjahreseinkiinfte als praziser bezeichnet). Die SP Bezirk Laufenburg sowie neun der zehn an-
deren Verbande und Organisationen, die sich als "eher einverstanden" erklart haben, halten fest,
dass bei der Ausrichtung der Elternschaftsbeihilfe die administrativen Hiirden so niedrig wie moglich
zu halten seien, damit die Leistung auch niederschwellig in Anspruch genommen werden kénne
(Aargauische Stiftung Suchthilfe ags, AvenirSocial, Caritas Aargau, FZ Aargau, Netzwerk Sozialer
Aargau, Pro Infirmis Aargau-Solothurn, Reformierte Landeskirche Aargau, Rémisch-Katholische Lan-
deskirche des Kantons Aargau, Verein Netzwerk Asyl Aargau).

Drei der vier Gemeinderate und der Gemeindeverband (VAGS), die gegen die vorgeschlagene An-
derung in "Halbjahreseinkinfte" sind, haben als Bemerkung Folgendes festgehalten: Es sei weiterhin
auf die Jahreseinkunfte und nicht auf die Halbjahreseinkiinfte abzustellen. Erfahrungsgemass wiir-
den viele Mutter nach dem Mutterschaftsurlaub noch unbezahlten Urlaub nehmen. Sie wiirden erst
nach funf oder sechs Monaten wieder anfangen zu arbeiten und ein Einkommen erzielen. Werde auf
Halbjahreseinklnfte abgestellt, komme eine erhebliche finanzielle Mehrbelastung auf die Gemeinden
Zu.

Fir den Gemeinderat Spreitenbach ware es wiinschenswert, die Sinnhaftigkeit der Elternschaftsbei-
hilfe als solche infrage zu stellen. Die Schweiz habe fir die Berufstatigen eine langere Mutterschafts-
entschadigung (2006), sowie einen Vaterschaftsurlaub (2021) eingefiihrt. Durch die Elternschaftsbei-
hilfe wiirden wirtschaftlich schwache Eltern wahrend sechs Monaten durch Steuergelder unterstiitzt
und dadurch bevorteilt gegentber anderen jungen Eltern.
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Stellungnahme Regierungsrat:

In Bezug auf die méglichen finanziellen Auswirkungen einer Umstellung auf die Halbjahreseinkiinfte
anstelle der Jahreseinkiinfte sind verschiedene Fallkonstellationen zu unterscheiden: Wenn eine
Mutter keinen Anspruch auf Leistungen der Mutterschaftsversicherung hat und ihr Kind zum Beispiel
wahrend sechs Monaten nach der Geburt persénlich betreut, erzielt sie in dieser Zeit kein Einkom-
men (keine Halbjahreseinkunfte). Es ist denkbar, dass ihre Einklnfte bezogen auf das ganze Jahr
héher ausfallen, da sie mdglicherweise nach sechs Monaten eine Erwerbsarbeit aufnimmt. In dieser
Fallkonstellation kann der Anspruch auf Elternschaftsbeihilfe hdher sein, wenn die Halbjahresein-
kinfte anstelle der Jahreseinklinfte als Berechnungsgrundlage berticksichtigt werden.

Leistungen der Mutterschaftsversicherung werden bei der Bemessung der Elternschaftsbeihilfe als
Einkommen angerechnet. Wenn die Mutter Anspruch auf diese Leistungen hat, sind zwei Fallkonstel-
lationen zu unterscheiden: Zum einen ist der Fall denkbar, dass eine Mutter sechs Monate nach der
Geburt wieder eine Erwerbsarbeit mit einem Erwerbseinkommen aufnimmt, das die Leistungen der
Mutterschaftsversicherung tUbersteigt. In diesem Fall wird der Anspruch auf Elternschaftsbeihilfe ho-
her ausfallen, wenn das Halbjahreseinkommen die Berechnungsbasis bildet. Zum anderen ist es
madglich, dass die Mutter ihre Erwerbsarbeit nach der Geburt langerfristig reduziert oder ganz aufgibt.
Diese Konstellation kann dazu flhren, dass das Einkommen in den ersten 6 Monaten nach der Ge-
burt aufgrund der Mutterschaftsversicherung hoher ausfallt als in der Zeit danach. Entsprechend wird
der Anspruch auf Elternschaftsbeihilfe bei dieser Fallkonstellation geringer, wenn die Halbjahresein-
kiinfte anstelle der Jahreseinkiinfte als Berechnungsgrundlage berticksichtigt werden. Welcher der
Effekte starker wiegt, Iasst sich nicht statistisch eruieren. In manchen Fallen werden die Ausgaben
fur die Elternschaftsbeihilfe steigen, in anderen werden sie sinken. Die finanziellen Auswirkungen
kénnen nur durch die einzelnen Gemeinden selbst fallweise abgeschatzt werden. Dem Kanton liegen
keine diesbezlglichen Kostenschatzungen vor. Insgesamt geht der Regierungsrat jedoch davon aus,
dass sich diese Verschiebungen in etwa die Waage halten werden.

Mit der Berechnung der Elternschaftsbeihilfe auf Basis der Halbjahreseinkiinfte wird den aktuellen
und tatsachlichen finanziellen Verhaltnissen der betroffenen Familie besser Rechnung getragen als
mit einer Berechnung auf Basis der Jahreseinklinfte. Die Elternschaftsbeihilfe ist im Voraus in monat-
lichen Raten auszurichten (§ 28 Abs. 1 SPG). Bei einer Veranderung der finanziellen Verhaltnisse ist
eine Neuberechnung vorzunehmen. Mit Blick auf den Zweck der Elternschaftsbeihilfe, Bedrftigkeit
zu verhindern und aufgrund der grossen Zustimmung, wird an der geplanten Anderung festgehalten.

Die Elternschaftsbeihilfe zielt insbesondere darauf ab, eine Sozialhilfebedurftigkeit nach der Geburt
zu verhindern. Andere Sozialleistungen wie die Mutterschaftsentschadigung werden im Rahmen der
Leistungsbemessung der Elternschaftsbeihilfe angerechnet. Anspruchsberechtigt sind entsprechend
vorwiegend armutsgefahrdete Personen. Es besteht keine Doppelspurigkeit zu anderen Sozialleis-
tungen.

4. Erlauterungen zu einzelnen Paragrafen

4.1 Verwirkungsfristen im Rahmen von Kostentragung und Kostenteilung

Sozialhilfe- und Praventionsgesetz (SPG)

§ 47 Kanton und Gemeinde; Grundsitze (Abs. 3¢ neu)

3bis Die Gemeinde meldet dem Kantonalen Sozialdienst Falle geméss Absatz 3 innerhalb der
vom Regierungsrat durch Verordnung festgelegten Verwirkungsfrist. Der Regierungsrat regelt
durch Verordnung auch den Beginn des Fristenlaufs.
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Der Regierungsrat hat mit § 33 Abs. 1 SPV bereits eine Frist zur Einreichung der kostenintensiven
Sozialhilfefalle verankert. Neu wird auf Gesetzesstufe festgehalten, dass es sich um eine Verwir-
kungsfrist handelt. Zudem wird dem Regierungsrat die Kompetenz eingerdaumt, auf Verordnungsstufe
(SPV) die Dauer der Verwirkungsfrist sowie den Beginn des Fristenlaufs zu regeln.

§ 51 Kanton (Abs. 5 neu)

5 Fir die vom Kanton gemass Absatz 1 lit. b—d voll zu vergitenden Sozialhilfekosten stellen die
Gemeinden dem Kantonalen Sozialdienst innerhalb der vom Regierungsrat durch Verordnung
festgelegten Verwirkungsfrist Rechnung. Der Regierungsrat regelt durch Verordnung auch den
Beginn des Fristenlaufs.

Mit dem neuen § 51 Abs. 5 wird explizit festgehalten, dass es sich bei der Frist zur Rechnungsstel-
lung um eine Verwirkungsfrist handelt. Zudem wird dem Regierungsrat die Kompetenz eingeraumt,
auf Verordnungsstufe (SPV) die Dauer der Verwirkungsfrist sowie den Beginn des Fristenlaufs zu
regeln.

§ 60a Ubergangsrecht zur Anderung vom XX.XX.XXXX (neu)
" Die Verwirkungsfrist geméass § 51 Abs. 5 kommt ab dem 1. Januar 2025 zur Anwendung.

Fir die Einflhrung der Verwirkungsfrist gemass § 51 Abs. 5 dieses Gesetzes wird den Gemeinden
eine Ubergangsfrist bis 31. Dezember 2024 zum Einreichen offener Rechnungen aus friiheren Zeit-
perioden eingeraumt.

4.2 Zustandigkeit fiir Personen in kantonalen Unterkiinften

Sozialhilfe- und Praventionsgesetz (SPG)

17a Zustandigkeiten (Abs. 1°¢ neu
§ g

This Er jst auch zustandig fir Unterbringung, Unterstiitzung und Betreuung von Fliichtlingen wéh-
rend des Aufenthalts in einer kantonalen Unterkunft.

Mit der expliziten Erwahnung, wonach der Kanton fir die Unterbringung, Unterstlitzung und Betreu-
ung von Fllchtlingen wahrend der Dauer ihres Aufenthalts in einer kantonalen Unterkunft zustandig
ist, wird fUr die unbestrittene, aktuelle Praxis eine Rechtsgrundlage geschaffen.

4.3 Berechnungsgrundlage der Elternschaftsbeihilfe

Sozialhilfe- und Praventionsgesetz (SPG)

§ 27 Anspruchsberechtigung (Abs. 1 lit. d und Abs. 3 gedndert)
" Mit der Geburt eines Kindes entsteht ein Anspruch auf Elternschaftsbeihilfe, sofern

d) sowohl die voraussichtlichen Halbjahreseinkiinfte ab Geburt als auch das steuerbare Ver-
mogen gemass letzter rechtskraftiger Steuerveranlagung unter den vom Regierungsrat fest-
gelegten Grenzbetragen liegen,

3 Im gleichen Haushalt lebende, nicht miteinander verheiratete Eltern werden bei der Berech-

nung der voraussichtlichen Halbjahreseinkiinfte und des steuerbaren Vermdgens den Ehepaa-

ren gleichgestellt.

Neu wird in der Bestimmung zur Anspruchsberechtigung anstelle der voraussichtlichen Jahresein-
kiinfte auf die voraussichtlichen Halbjahreseinklinfte verwiesen.
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§ 28 Hohe und Dauer der Elternschaftsbeihilfe (Abs. 1 gedandert)

' Die Elternschaftsbeihilfe entspricht der Differenz zwischen dem Grenzbetrag und den Halb-
jahreseinkiinften gemass § 27 Abs. 1 lit. d. Sie wird im Voraus in monatlichen Raten ausgerich-
tet.

In der Bestimmung zur H6he und Dauer der Elternschaftsbeihilfe wird anstelle der Jahreseinklnfte
neu auf die Halbjahreseinklnfte verwiesen.

4.4 Korrektur nicht mehr geltender Verweise und Bestimmungen

Sozialhilfe- und Praventionsgesetz (SPG)

§ 7 Abs. 1 Unterhalts- und Verwandtenunterstiitzungspflicht (Abs. 1 gedndert)

' Die Gemeinde prift das Vorliegen von Anspriichen aus Unterhalts- und Verwandtenunterstiit-
zungspflicht geméss den Art. 131a Abs. 2, 289 Abs. 2 und 329 Abs. 3 des Schweizerischen
Zivilgesetzbuches (ZGB) vom 10. Dezember 1907 und trifft mit pflichtigen Personen nach Még-
lichkeit eine Vereinbarung tber Art und Umfang der Leistung.

Der Verweis auf die Vorschisse des persoénlichen Unterhalts gemass Zivilgesetzbuch wird aktuali-
siert.

§ 18a Pflichten der Gemeinden (Abs. 2 lit. ¢ geandert)
2 An die Erfiillung der Aufnahmequote angerechnet werden

c) Personen gemass Art. 83 Abs. 1 des Bundesgesetzes Uber die Auslanderinnen und Aus-
lander und Uber die Integration (Auslander- und Integrationsgesetz, AlG) vom 16. Dezem-
ber 2005.

Die Bezeichnung des Bundesgesetzes wird aktualisiert.

§ 52 Gemeinde (Abs. 1 lit. d gedndert)
' Die Gemeinde tragt die Kosten fir
d) die Notunterkunfte fur Obdachlose gemass § 40,

Die Verweise auf die nicht mehr geltenden § 39 und § 51 Abs. 2 SPG werden aufgehoben. Der ver-
bleibende Verweis auf § 40 SPG wird ausformuliert.

§ 60 Ubergangsrecht (aufgehoben)

Mit der Aufhebung von § 60 SPG werden die nicht mehr geltenden Bestimmungen aus dem Gesetz
geldscht.

5. Auswirkungen

5.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton

Mit der EinfUhrung von Verwirkungsfristen kénnen die Gemeinden ihre Kostenersatzanspriiche nur
noch bis zu einem definierten Zeitpunkt geltend machen. Dies ermdglicht dem Kanton eine héhere
finanzielle Planungssicherheit sowie eine optimierte Ressourcenplanung. Die Neuerung hat keine
Auswirkungen auf die Hohe der durch den Kanton zu vergltenden Kosten, da nicht davon ausgegan-
gen wird, dass Gemeinden die Frist zur Einreichung der Abrechnungen ungentitzt verstreichen las-
sen werden.

Die Einflihrung einer rechtlichen Grundlage fir die Unterbringung, Unterstiitzung und Betreuung von
anerkannten und vorlaufig aufgenommenen Flichtlingen wahrend der Dauer des Aufenthalts in den
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kantonalen Unterkiinften hat keine Auswirkungen auf den Kanton, da lediglich die unbestrittene, ak-
tuelle Praxis rechtlich abgebildet wird.

Die Klarung in Bezug auf die Berechnungsgrundlage der Elternschaftsbeihilfe hat keine finanziellen
Auswirkungen auf den Kanton. Die Beratung des Kantonalen Sozialdiensts gegentber den Gemein-
den wird aufgrund der Klarung vereinfacht und entsprechende Beschwerdefalle werden reduziert.

5.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft

Es sind keine Auswirkungen auf die Wirtschaft erkennbar.

5.3 Auswirkungen auf die Gesellschaft

Die Berechnungsgrundlage der Elternschaftsbeihilfe wird aufgrund der neuen Ubereinstimmung zwi-
schen der Leistungsdauer und der Anspruchsberechnung beziehungsweise aufgrund der praziseren
Annahmen korrekter und fur die Anspruchsberechtigten damit fairer. Die Prazisierung kann im Ein-
zelfall einen héheren oder tieferen Leistungsanspruch der Eltern mit sich bringen. Es ist davon aus-
zugehen, dass sich diese Verschiebungen gesamthaft in etwa die Waage halten werden.

5.4 Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima

Es sind keine Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima erkennbar.

5.5 Auswirkungen auf die Gemeinden

Als Konsequenz der Festlegung von Verwirkungsfristen kdnnen die Gemeinden ihre Kostenersatzan-
spriiche gegeniber dem Kanton nur noch bis zu einem definierten Zeitpunkt geltend machen. Rei-
chen die Gemeinden ihre Abrechnungen nicht in der gesetzten Frist ein, so entsteht ihnen aufgrund
von nicht ibernommenen Kosten ein finanzieller Minderertrag. Die meisten Gemeinden halten sich
bereits heute an die in der Sozialhilfe- und Praventionsverordnung genannten Fristen. Fir diese Ge-
meinden hat die Anderung keine Auswirkungen. Es ist weiter davon auszugehen, dass alle Gemein-
den ihre Kosten nach der Neuerung wahrend der Frist einreichen werden. Die neue Regelung hat
demnach keine finanziellen Auswirkungen auf die Gemeinden, sofern sie ihre Kosten innerhalb der
Frist geltend machen. In Bezug auf die Einfiihrung dieser Anderung wird den Gemeinden eine Uber-
gangsfrist bis 31. Dezember 2024 gewahrt, um altere Rechnungen beim Kantonalen Sozialdienst
einzureichen.

Der Kantonale Sozialdienst interpretiert die Frist in Bezug auf die Anmeldung von kostenintensiven
Sozialhilfefallen — gemass den Materialien — bereits heute als Verwirkungsfrist. Mit der Neuerung
wird dies explizit auf Gesetzesstufe verankert. Die entsprechende Revision bringt keine finanziellen
Auswirkungen fir die Gemeinden mit sich. Die Verwirkungsfrist garantiert vielmehr die Planungssi-
cherheit der Gemeinden.

Die Einfuihrung einer rechtlichen Grundlage fur die Unterbringung, Unterstitzung und Betreuung von
Flichtlingen wahrend der Dauer ihres Aufenthalts in den kantonalen Unterkiinften hat keine Auswir-
kungen auf die Gemeinden, da lediglich die unbestrittene, aktuelle Praxis rechtlich abgebildet wird.

Durch die Ankniupfung der Berechnungsgrundlage fur die Elternschaftsbeihilfe an die voraussichtli-
chen Halbjahreseinkiinfte wird den tatsachlichen wirtschaftlichen Verhaltnissen wahrend des Leis-
tungsbezugs besser Rechnung getragen. Daher ist die Wahrscheinlichkeit kleiner, dass die Ge-
meinde aufgrund geanderter Einkommensverhaltnisse eine Neuberechnung durchfiihren muss, als
wenn sich die Anspruchsberechnung auf die weiter in der Zukunft liegenden voraussichtlichen Jah-
reseinklnfte stitzt. Im Einzelfall kann die Prazisierung einen héheren oder tieferen Leistungsan-
spruch mit sich bringen. Damit kdnnen sich auch die Auswirkungen fir die Gemeinden im Einzelfall
positiv oder negativ aussern. Es ist davon auszugehen, dass sich diese Verschiebungen gesamthaft
in etwa die Waage halten werden.
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5.6 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen

Es sind keine Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen erkennbar.

IV. Weiteres Vorgehen

Parlamentarisches Verfahren 1. Beratung September bis November 2022
Parlamentarisches Verfahren 2. Beratung Mai bis Juni 2023
Referendumsfrist September bis November 2023
Inkrafttreten 1. Januar 2024

Antrag

1.

Der vorliegende Entwurf einer Anderung des Gesetzes (iber die 6ffentliche Sozialhilfe und die soziale
Pravention (Sozialhilfe- und Praventionsgesetz, SPG) betreffend "Teil A: Alimentenhilfe" wird in
1. Beratung zum Beschluss erhoben.

2.

Der vorliegende Entwurf einer Anderung des Gesetzes (iber die 6ffentliche Sozialhilfe und die soziale
Pravention (Sozialhilfe- und Praventionsgesetz, SPG) betreffend "Teil B: Observation im Sozialhilfe-
recht" wird in 1. Beratung zum Beschluss erhoben.

3.

Der vorliegende Entwurf einer Anderung des Gesetzes iiber die éffentliche Sozialhilfe und die soziale
Pravention (Sozialhilfe- und Praventionsgesetz, SPG) betreffend "Teil C: Weiterer Anpassungsbe-
darf" wird in 1. Beratung zum Beschluss erhoben.

Regierungsrat Aargau

Beilagen
» Synopse Sozialhilfe- und Praventionsgesetz (SPG), Teil A (Beilage 1)
» Synopse Sozialhilfe- und Praventionsgesetz (SPG), Teil B (Beilage 2)
* Synopse Sozialhilfe- und Praventionsgesetz (SPG), Teil C (Beilage 3)

76 von 76



	Zusammenfassung
	Vorbemerkungen zu den Teilen A, B und C
	I. Teil A: Alimentenhilfe
	1. Ausgangslage
	1.1 Bundesrecht
	1.1.1 Inkassohilfe
	1.1.2 Alimentenbevorschussung

	1.2 Vollzug im Kanton Aargau

	2. Handlungsbedarf
	2.1 Inkassohilfeverordnung des Bundes
	2.2 Bevorschussung des Betreuungsunterhalts bei Kindern

	3. Umsetzung
	3.1 Inkassohilfe
	3.1.1 Zuständigkeit und Organisation
	3.1.2 Gegenstand und Leistungen
	3.1.3 Kosten
	3.1.4 Inkassohilfe bei grenzüberschreitenden Verhältnissen

	3.2 Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen für Kinder
	3.2.1 Bar- und Betreuungsunterhalt
	3.2.2 Möglichkeit der Aufgabenübertragung


	4. Auswertung des Anhörungsverfahrens
	4.1 Inkassohilfe
	4.1.1 Statistische Auswertung
	4.1.2 Zusammenfassung der Bemerkungen sowie Stellungnahme des Regierungsrats

	4.2 Bevorschussung von Unterhaltsbeiträgen für Kinder
	4.2.1 Statistische Auswertung
	4.2.2 Zusammenfassung der Rückmeldungen sowie Stellungnahme des Regierungsrats


	5. Erläuterungen zu einzelnen Paragrafen
	5.1 Inkassohilfe
	5.2 Alimentenbevorschussung

	6. Auswirkungen
	6.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton
	6.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft
	6.3 Auswirkungen auf die Gesellschaft
	6.4 Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima
	6.5 Auswirkungen auf die Gemeinden
	6.6 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen

	II. Teil B: Observation im Sozialhilferecht
	1. Ausgangslage
	1.1 Sachverhaltsabklärung im Allgemeinen
	1.2 Sachverhaltsabklärung bei Verdacht auf Sozialhilfemissbrauch
	1.3 Observation als Abklärungsmittel im Sozialversicherungsrecht

	2. Handlungsbedarf
	2.1 (16.240) Motion der CVP-Fraktion (Sprecher Andre Rotzetter, Buchs) vom 22. November 2016 betreffend Schaffung der gesetzlichen Grundlage für Observationen beim Verdacht auf Missbrauch der Sozialhilfe
	2.2 (20.124) Motion René Bodmer, SVP, Unterlunkhofen (Sprecher), Andre Rotzetter, CVP, Buchs, Dr. Adrian Schoop, FDP, Turgi, und Christoph Hagenbuch, SVP, Oberlunkhofen, vom 12. Mai 2020 betreffend Schaffung der gesetzlichen Grundlage für Observatione...

	3. Umsetzung
	3.1 Grund
	3.2 Zuständigkeit und Aufsicht
	3.3 Ort, Mittel und Dauer
	3.4 Rechtsschutz
	3.5 Umgang mit dem Observationsmaterial
	3.6 Berichterstattungspflicht

	4. Auswertung des Anhörungsverfahrens
	4.1  Statistische Auswertung
	4.2 Zusammenfassung der Bemerkungen sowie Stellungnahme des Regierungsrats

	5. Erläuterungen zu einzelnen Paragrafen
	6. Auswirkungen
	6.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton
	6.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft
	6.3 Auswirkungen auf die Gesellschaft
	6.4 Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima
	6.5 Auswirkungen auf die Gemeinden
	6.6 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen

	III Teil C: Weiterer Anpassungsbedarf
	1. Ausgangslage und Handlungsbedarf
	1.1 Verwirkungsfristen im Rahmen von Kostentragung und Kostenteilung
	1.2 Unterbringung von Flüchtlingen in kantonalen Unterkünften
	1.3 Berechnungsgrundlage der Elternschaftsbeihilfe
	1.4 Korrektur nicht mehr geltender Verweise und Bestimmungen

	2. Umsetzung
	2.1 Verwirkungsfristen im Rahmen von Kostentragung und Kostenteilung
	2.2 Zuständigkeit für Personen in kantonalen Unterkünften
	2.3 Berechnungsgrundlage der Elternschaftsbeihilfe
	2.4 Korrektur nicht mehr geltender Verweise und Bestimmungen

	3. Auswertung des Anhörungsverfahrens
	3.1 Verwirkungsfristen
	3.1.1 Statistische Auswertung
	3.1.2 Zusammenfassung der Rückmeldungen sowie Stellungnahme des Regierungsrats

	3.2 Unterbringung von Flüchtlingen in kantonalen Unterkünften
	3.2.1 Statistische Auswertung
	3.2.2 Zusammenfassung der Rückmeldungen sowie Stellungnahme des Regierungsrats

	3.3 Elternschaftsbeihilfe
	3.3.1 Statistische Auswertung
	3.3.2 Zusammenfassung der Rückmeldungen sowie Stellungnahme des Regierungsrats


	4. Erläuterungen zu einzelnen Paragrafen
	4.1 Verwirkungsfristen im Rahmen von Kostentragung und Kostenteilung
	4.2 Zuständigkeit für Personen in kantonalen Unterkünften
	4.3 Berechnungsgrundlage der Elternschaftsbeihilfe
	4.4 Korrektur nicht mehr geltender Verweise und Bestimmungen

	5. Auswirkungen
	5.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton
	5.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft
	5.3 Auswirkungen auf die Gesellschaft
	5.4 Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima
	5.5 Auswirkungen auf die Gemeinden
	5.6 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen

	IV. Weiteres Vorgehen
	Antrag

		2023-12-18T09:08:20+0100
	"5001 Aarau"
	"Gesetzessammlung Kanton Aargau"


	



